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Schloss-Stadt Hiickeswagen
Der Blrgermeister

Einladung

Ich lade Sie zu einer Sitzung des Rates am Donnerstag, dem 16.06.2016, um 17:00 Uhr ein.
Die Sitzung findet im Grol3en Sitzungssaal des Rathauses, Auf'm SchloR1 statt.

Tagesordnung:

Offentliche Sitzung

1
2

Fragestunde flr Einwohner

Neubesetzung von Ausschiissen und Gremien, hier: Betriebsaus-
schuss "Abwasserbeseitigung™ und Ausschuss fur den Bauhof
Stadthibliothek - Anderung der Benutzungsordnung

Beirat fir die FOorderschule Nordkreis

Abwagungs- und Satzungsbeschluss 7. Anderung Bebauungsplan
Nr. 44A Kafernberg

Bestellung einer Betriebsleiterin flr den Betrieb "Freizeitbad Hi-
ckeswagen”

Satzungsénderung der Oberbergischen Aufbau Gesellschaft mbH
Kenntnisnahme uber- und auBerplanmaRige Aufwendungen und
Auszahlungen

Mitteilungen und Anfragen

Nichtoffentliche Sitzung

1

Stellenfreigabe zur Besetzung einer Logistikerstelle im Fachbe-
reich Il

Stellenfreigabe zur Nachbesetzung einer Teilzeitstelle im Jugend-
zentrum

Mitteilungen und Anfragen

Mit freundlichen GrifRen

Burgermeister Dietmar Persian

RB/3004/2016

FB 11/2972/2016

FB 11/3015/2016

FB 111/2979/2016

RB/3011/2016

RB/2977/2016
FB 1/3018/2016

FB 1/2994/2016

FB 1/3016/2016



TOP O 2

Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Ratsburo
Sachbearbeiter: Torsten Kemper

Vorlage

Datum: 12.05.2016
Vorlage RB/3004/2016

TOP Betreff
Neubesetzung von Ausschiissen und Gremien, hier: Betriebsausschuss
"Abwasserbeseitigung' und Ausschuss fir den Bauhof

Beschlussentwurf:

Die Ratsmitglieder beschliel3en, auf Vorschlag der SPD-Fraktion Herrn Rolf Fischer zum
Mitglied und Herrn Tobias Wachs zum stellvertretenden Mitglied im Betriebsausschuss ,,Ab-
wasserbeseitigung® und Ausschuss fiir den Bauhof zu bestellen.

Beratungsfolge Termin Behandlung

Rat 16.06.2016 | offentlich

Sachverhalt:

Herr Burkhard Anger (SPD) hat mit Brief vom 10.05.2016 mitgeteilt, dass er die Mitglied-
schaft im Betriebsausschuss ,,Abwasserbeseitigung® und Ausschuss fiir den Bauhof
niederlegt.

Gem. § 50 Abs. 3 Satz 7 der Gemeindeordnung NRW (GO) bestimmt der Rat auf VVorschlag
der Fraktion, der das ausgeschiedene Mitglied bei seiner Wahl angehérte, eine/n
Nachfolger/in in der Ausschussbesetzung.

Die SPD-Fraktion wurde hat mit E-Mail vom 02.06.2016 mitgeteilt, dass als Nachfoldger fur
den Sitz der bisherige Stellvertreter, Herr Rolf Fischer, vorgeschlagen wird. Als neues
stellvertretendes Mitglied wird Herr Tobias Wachs vorgeschlagen.

Der Birgermeister ist bei den Abstimmungen zur Ausschussbesetzung gem. 8 40 Absatz 2
GO nicht stimmberechtigt.

Finanzielle Auswirkungen:
keine

Beteiligte Fachbereiche:

FB

Kenntnis
genommen

Burgermeister 0.V.i.A. Torsten Kemper
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Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Fachbereich Il - Leistungs- und Ordnungsverwaltung
Sachbearbeiter/in: Annette Binder

Vorlage

Datum: 22.02.2016
Vorlage FB 11/2972/2016

TOP Betreff )
Stadtbibliothek - Anderung der Benutzungsordnung

Beschlussentwurf:
Der Ausschuss flr Schule, Kultur und Sport empfiehlt, der Rat beschliefit,
die Benutzungsordnung der Stadtbibliothek Hiickeswagen vom 16.6.2016.

Beratungsfolge Termin Behandlung
Ausschuss fur Schule, Kultur und Sport 15.03.2016 | offentlich
Rat 16.06.2016 | offentlich

Sachverhalt:

Die letzte Anderung der Benutzungsordnung und damit eine Erhéhung der Entgelte erfolgte
am 6.5.2011.

Die derzeitigen Engelte fur die Inanspruchnahme der Stadtbibliothek sind im Vergleich mit
den Nachbarkommunen sehr niedrig.

Durch das Ende 2015 neu geschaffene Angebot der Onleihe ergibt sich eine deutliche Verbes-
serung des Angebotes, so dass eine Anhebung der Entgelte berechtigt ist.

In der Anlage ist der Entwurf der neuen Benutzungsordnung beigeflgt, in der die Entgelte an
die Wipperfirther Satze angeglichen worden sind.

Erwachsene sollen zukiinftig 12 € anstelle von 8 € im Jahr bezahlen, der Familienausweis
verteuert sich von 11 € auf 16 €.

Einige Entgelttatbestande werden nicht mehr ben6tigt und daher gestrichen.

Ansonsten gibt es nur wenige redaktionelle Anderungen, die im Entwurf farbig markiert sind.

Finanzielle Auswirkungen:

Es wird mit Mehreinnahmen von ca. 2.000 € gerechnet.



Beteiligte Fachbereiche:

FB

Kenntnis
genommen

Burgermeister 0.V.i.A. Annette Binder

Anlagen:
Entwurf der Benutzungsordnung der Stadtbibliothek Hiickeswagen vom 16.6.2016.
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Benutzungsordnung der Stadtbibliothek Hiickeswagen
vom 16.06.2016

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geidndert durch Gesetz vom
3.2.2015 (GV.NRW. S. 208), hat der Rat der Stadt Hiickeswagen in seiner Sitzung am
16.06.2016 folgende Benutzungsordnung beschlossen:

Prdambel: Zur besseren Lesbarkeit ist in dieser Satzung die geschlechtsneutrale Formu-
lierung gewéhlt; die ménnliche Form gilt grundsétzlich auch fiir weibliche Personen.

§1
Aufgabe

Die Stadtbibliothek Hiickeswagen ist eine stddtische kulturelle Einrichtung. Sie hat die Auf-
gabe, die ihr zur Verfiigung stehenden Biicher und sonstigen Medien zur Ausleihe bzw. Ein-
sichtnahme bereitzustellen.

§2
Benutzerkreis

Die Benutzung der Stadtbibliothek ist jedem Einwohner nach Vollendung des 6. Lebensjahres
gestattet. In Ausnahmefillen konnen auch auswiértige Benutzer zugelassen werden.

§3
Anmeldung

Bei der Anmeldung sind ein giiltiger Personalausweis oder Pass und Meldebescheinigung
vorzulegen. Minderjihrige bendtigen die Einwilligungserkldrung des gesetzlichen Vertreters
und dessen Personalausweis bzw. Pass und Meldebescheinigung.

Der Benutzer verpflichtet sich durch Unterschrift zur Anerkennung dieser Benutzungsord-
nung.

§4

Verarbeitung personenbezogener Daten

Zur Erfiillung der Aufgaben der Stadtbibliothek werden folgende personenbezogene Daten
verarbeitet:

- Name, Vorname

- Geburtsdatum

- Anschrift

- Bezeichnung der entlichenen Medien

Stand: Méarz 2016
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Die Daten werden nur zur Erledigung der ordnungsgemiflen Aufgaben der Bibliothek ver-
wendet und nicht an Dritte weitergegeben. Der Benutzer erklért sich durch seine Unterschrift
hiermit einverstanden.

§5

Benutzerausweis

Jeder Benutzer erhilt einen Benutzerausweis. Dieser bleibt Eigentum der Stadtbibliothek und
ist nicht iibertragbar. Bei jeder Ausleihe und Riickgabe sowie jeder sonstigen Nutzung der
Stadtbibliothek ist der Benutzerausweis vorzulegen. Sein Verlust sowie Verdnderung der Per-
sonalien einschlieBlich Wohnungswechsel sind der Stadtbibliothek unverziiglich mitzuteilen.

§6
Leihfrist

Die Ausleihzeit betrdagt in der Regel 4 Wochen; sie kann verkiirzt oder verlingert werden.
Wird sie ohne Genehmigung iiberschritten, ist eine Versdumnisgebiihr zu entrichten, auch
wenn eine schriftliche Mahnung nicht erfolgte. Nach erfolgloser 3. schriftlicher Mahnung
werden die entliehenen Medien durch Boten oder auf dem Rechtsweg eingezogen. Fiir einen
Botengang sind zusitzlich Entgelte gem. § 8 I zu zahlen. Bei auswértigen Benutzern werden
die tatsidchlichen Einziehungskosten erhoben, falls diese iiber den vorbezeichneten Betrag
hinausgehen.

Die Versdumnisentgelte werden ggf. auf dem Rechtsweg eingezogen.

Die Anzahl der zu entleihenden Medien kann von der Bibliotheksleitung begrenzt werden.
Ausgeliehene Medien konnen vorbestellt werden. Die Bibliothek ist berechtigt, Medien jeder-
zeit zurlickzufordern.

§7
Weitergabe an Dritte / Vervielfiltigung

Die Weitergabe von Medien an Dritte sowie Vervielfiltigung - insbesondere von audio-
visuellen Medien - ist nicht gestattet.

Stand: Méarz 2016
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§8
Entgelte

Jahresentgelte

Fiir die Inanspruchnahme der Stadtbibliothek wird ein Jahresentgelt erhoben (fiir 12 Monate
ab Einzahlungsmonat)

Erwachsene 12,00 €
Auszubildende, Studenten, Empfinger von Leistungen nach SGB II und SGB
XII sowie nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, Beschiftigte im Bundesfrei-
willigendienst
(gegen Vorlage entsprechender Nachweise)

4,00 €
Familien 16,00 €
L Entgelte fiir Versdumnisse
Uberschreiten der Leihfrist je Medium und angefangene Woche 1,00 €
Erste Erinnerung an die Riickgabe 2,00 €
(schriftlich oder telefonisch)
Zweite Erinnerung an die Riickgabe 5,00 €
(schriftlich oder telefonisch)
Dritte schriftliche Erinnerung 10,00 €
Einziehen von Medien 50,00 €
II. Entgelte fiir Sonstiges
Ausstellen eines Ausweises 1,50 €
Ausstellen eines Ersatzausweises 1,00 €
Vorbestellen eines entlichenen Mediums 0,50 €
Vermittlung eines Buches oder eines Zeitschriftenaufsatzes durch den Leihver- 2,00 €
kehr
Internetnutzung kostenfrei

Die Entgelte werden ggf. nebeneinander erhoben. Solange Entgelte nicht gezahlt sind, erfolgt
keine weitere Ausleihe.

Bei der Internet-Nutzung werden die vom Benutzer angewéhlten Seiten protokolliert, so dass
bei festgestelltem Missbrauch der Verantwortliche herangezogen werden kann.

§9

Fernleihe

Literatur, die in der Stadtbibliothek Hiickeswagen nicht vorhanden ist, kann in den dem ,,Ber-
gischen-Bibliotheksportal*“ angeschlossenen Bibliotheken und dariiber hinaus im auswiértigen
Leihverkehr beschafft werden. Fiir die Inanspruchnahme des auswirtigen Leihverkehrs wird
ein Entgelt erhoben. Eventuelle, den Bibliotheken in Rechnung gestellte Kosten, sind vom

Stand: Méarz 2016
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Benutzer zu erstatten. Die vorgenannten Bestimmungen konnen in der Stadtbibliothek einge-
sehen werden; bei Inanspruchnahme des auswiértigen Leihverkehrs erkennt der Benutzer diese
Bestimmungen an.

§10
Behandlung der entlichenen Medien, Haftung

Der Benutzer ist verpflichtet, die ausgeliechenen Medien schonend zu behandeln. Anstrei-
chungen im Text und schriftliche Anmerkungen gelten als Beschiddigung. Verlust und Be-
schidigung eines entliechenen Mediums miissen der Bibliothek unverziiglich mitgeteilt wer-
den. Jede Beschiddigung und jeder Verlust verpflichtet den Benutzer zum Schadensersatz.
Benutzer, in deren Wohnung eine meldepflichtige iibertragbare Krankheit auftritt, diirfen die
Stadtbibliothek wihrend der Zeit der Ansteckungsgefahr nicht benutzen. Die bereits entliehe-
nen Medien dirfen erst nach der Desinfektion, fiir die der Benutzer verantwortlich ist, zu-
riickgebracht werden.

Die Bibliothek iibernimmt keine Haftung fiir Schidden, die aus der Benutzung ihrer Medien
entstehen, insbesondere nicht fiir Schiden, die durch Daten- oder Tontridger an entsprechen-
den Geriten entstehen.

§11
Hausordnung

Das Personal der Stadtbibliothek iibt fiir den Biirgermeister das Hausrecht aus. In den Réu-
men der Bibliothek hat sich der Benutzer so zu verhalten, dass er keinen anderen stort.
Rauchen ist untersagt. Fiir verlorene, beschidigte, oder gestohlene Gegenstidnde wird den Be-
nutzern der Stadtbibliothek kein Schadensersatz geleistet.

§12
Ausschluss von der Benutzung
Personen, die gegen die Bestimmungen dieser Benutzungsordnung verstoBen, konnen zeit-
weise oder dauernd von der Benutzung der Stadtbibliothek ausgeschlossen werden.
§13

Offnungszeiten

Die Offnungszeiten der Stadtbibliothek werden durch Aushang sowie auf der Internetseite
www.stadtbibliothek-hueckeswagen.de bekanntgegeben.

§ 14
Inkrafttreten

Diese Benutzungsordnung tritt am 1.8.2016 in Kraft.

Stand: Méarz 2016
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Benutzungsordnung der Stadtbibliothek Hiickeswagen
vom ....2016

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geidndert durch Gesetz vom
3.2.2015 (GV.NRW. S. 208), hat der Rat der Stadt Hiickeswagen in seiner Sitzung am
16.06.2016 folgende Benutzungsordnung beschlossen:

Praambel: Zur besseren Lesbarkeit ist in dieser Satzung die geschlechtsneutrale Formu-
lierung gewdéhlt; die ménnliche Form gilt grundsétzlich auch fir weibliche Personen.

§1
Aufgabe

Die Stadtbibliothek Hiickeswagen ist eine stddtische kulturelle Einrichtung. Sie hat die Auf-
gabe, die ihr zur Verfiigung stehenden Biicher und sonstigen Medien zur Ausleihe bzw. Ein-
sichtnahme bereitzustellen.

§2
Benutzerkreis

Die Benutzung der Stadtbibliothek ist jedem Einwohner nach Vollendung des 6. Lebensjahres
gestattet. In Ausnahmefillen konnen auch auswiértige Benutzer zugelassen werden.

§3
Anmeldung

Bei der Anmeldung sind ein giiltiger Personalausweis oder Pass und Meldebescheinigung
vorzulegen. Minderjihrige bendtigen die Einwilligungserkldrung des gesetzlichen Vertreters
und dessen Personalausweis bzw. Pass und Meldebescheinigung.

Der Benutzer verpflichtet sich durch Unterschrift zur Anerkennung dieser Benutzungsord-
nung.

§4
Verarbeitung personenbezogener Daten

Zur Erfiillung der Aufgaben der Stadtbibliothek werden folgende personenbezogene Daten
verarbeitet:

- Name, Vorname
- Geburtsdatum

- Anschrift
- Bezeichnung der entlichenen Medien

Stand: Méarz 2016
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Die Daten werden nur zur Erledigung der ordnungsgemiflen Aufgaben der Bibliothek ver-
wendet und nicht an Dritte weitergegeben. Der Benutzer erklért sich durch seine Unterschrift
hiermit einverstanden.

§5

Benutzerausweis

Jeder Benutzer erhilt einen Benutzerausweis. Dieser bleibt Eigentum der Stadtbibliothek und
ist nicht iibertragbar. Bei jeder Ausleihe und Riickgabe sowie jeder sonstigen Nutzung der
Stadtbibliothek ist der Benutzerausweis vorzulegen. Sein Verlust sowie Verdnderung der Per-
sonalien einschlieBlich Wohnungswechsel sind der Stadtbibliothek unverziiglich mitzuteilen.

§6
Leihfrist

Die Ausleihzeit betrdagt in der Regel 4 Wochen; sie kann verkiirzt oder verlingert werden.
Wird sie ohne Genehmigung iiberschritten, ist eine Versdumnisgebiihr zu entrichten, auch
wenn eine schriftliche Mahnung nicht erfolgte. Nach erfolgloser 3. schriftlicher Mahnung
werden die entliehenen Medien durch Boten oder auf dem Rechtsweg eingezogen. Fiir einen
Botengang sind zusitzlich Entgelte gem. § 8 I zu zahlen. Bei auswértigen Benutzern werden
die tatsidchlichen Einziehungskosten erhoben, falls diese iiber den vorbezeichneten Betrag
hinausgehen.

Die Versdumnisentgelte werden ggf. auf dem Rechtsweg eingezogen.

Die Anzahl der zu entleihenden Medien kann von der Bibliotheksleitung begrenzt werden.
Ausgeliehene Medien konnen vorbestellt werden. Die Bibliothek ist berechtigt, Medien jeder-
zeit zurlickzufordern.

§7
Weitergabe an Dritte / Vervielfiltigung

Die Weitergabe von Medien an Dritte sowie Vervielfiltigung - insbesondere von audio-
visuellen Medien - ist nicht gestattet.

Stand: Méarz 2016
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§8
Entgelte

Jahresentgelte

Fiir die Inanspruchnahme der Stadtbibliothek wird ein Jahresentgelt erhoben (fiir 12 Monate
ab Einzahlungsmonat)

Neu alt
Erwachsene 12,00 € 8,00 €
Alt:
Kinder, Jugendliche (bis einschl. 16 J.)
Schiiler, Auszubildende, Studenten
Empfinger nach SGB II, III und X 3,00 €
(gegen Vorlage entsprechender Nachweise)
Neu:
Auszubildende, Studenten, Empfianger von Leistungen nach SGB II
und SGB XII sowie nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, Beschif-
tigte im Bundesfreiwilligendienst
(gegen Vorlage entsprechender Nachweise)
4,00 €

Familien mitKindernunter 16-Jahren 16,00 € 11,00 €
L Entgelte fiir Versdumnisse
Uberschreiten der Leihfrist je Medium und angefangene Woche 1,00 € 0,50 €
Erste Erinnerung an die Riickgabe
(schriftlich oder telefonisch) 2,00 €
Zweite Erinnerung an die Riickgabe
(schriftlich oder telefonisch) 5,00 €
Dritte schriftliche Erinnerung 10,00 €
Einziehen von Medien

50,00 €
IL. Entgelte fiir Sonstiges
Ausstellen eines Ausweises 1,50 €
Ausstellen eines Ersatzausweises 1,00 € 2,50 €
Vorbestellen eines entlichenen Mediums 0,50 €
Vermittlung eines Buches oder eines Zeitschriftenaufsatzes durch den
Leihverkehr 2,00 €
Atrsdraeke 010-€ 0;15€
Farbausdruecke 0;50-€ 0;25-€
Internetnutzung Kostenfrei

Stand: Méarz 2016
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Die Entgelte werden ggf. nebeneinander erhoben. Solange Entgelte nicht gezahlt sind, erfolgt
keine weitere Ausleihe.

Die N nocd e d 1 Red d h d Rihlinthe Dorcaonal ceragoe

Bei der Internet-Nutzung werden die vom Benutzer angewihlten Seiten protokolliert, so dass
bei festgestelltem Missbrauch der Verantwortliche herangezogen werden kann.

§9

Fernleihe

Literatur, die in der Stadtbibliothek Hiickeswagen nicht vorhanden ist, kann in den dem ,,Ber-
gischen-Bibliotheksportal*“ angeschlossenen Bibliotheken und dariiber hinaus im auswirtigen
Leihverkehr beschafft werden. Fiir die Inanspruchnahme des auswértigen Leihverkehrs wird
ein Entgelt erhoben. Eventuelle, den Bibliotheken in Rechnung gestellte Kosten, sind vom
Benutzer zu erstatten. Die vorgenannten Bestimmungen konnen in der Stadtbibliothek einge-
sehen werden; bei Inanspruchnahme des auswiértigen Leihverkehrs erkennt der Benutzer diese
Bestimmungen an.

§10
Behandlung der entlichenen Medien, Haftung

Der Benutzer ist verpflichtet, die ausgeliechenen Medien schonend zu behandeln. Anstrei-
chungen im Text und schriftliche Anmerkungen gelten als Beschiddigung. Verlust und Be-
schidigung eines entliechenen Mediums miissen der Bibliothek unverziiglich mitgeteilt wer-
den. Jede Beschiddigung und jeder Verlust verpflichtet den Benutzer zum Schadensersatz.
Benutzer, in deren Wohnung eine meldepflichtige iibertragbare Krankheit auftritt, diirfen die
Stadtbibliothek wihrend der Zeit der Ansteckungsgefahr nicht benutzen. Die bereits entliehe-
nen Medien dirfen erst nach der Desinfektion, fiir die der Benutzer verantwortlich ist, zu-
riickgebracht werden.

Die Bibliothek iibernimmt keine Haftung fiir Schiaden, die aus der Benutzung ihrer Medien
entstehen, insbesondere nicht fiir Schiden, die durch Daten- oder Tontridger an entsprechen-
den Geriten entstehen.

§11
Hausordnung
Das Personal der Stadtbibliothek iibt fiir den Biirgermeister das Hausrecht aus. In den Réu-
men der Bibliothek hat sich der Benutzer so zu verhalten, dass er keinen anderen stort.

Rauchen ist untersagt. Fiir verlorene, beschidigte, oder gestohlene Gegenstinde wird den Be-
nutzern der Stadtbibliothek kein Schadensersatz geleistet.

§12
Ausschluss von der Benutzung

Personen, die gegen die Bestimmungen dieser Benutzungsordnung versto3en, konnen zeit-
weise oder dauernd von der Benutzung der Stadtbibliothek ausgeschlossen werden.

Stand: Méarz 2016
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8§13
Offnungszeiten

Die Offnungszeiten der Stadtbibliothek werden durch Aushang sowie auf der Internetseite
www.stadtbibliothek-hueckeswagen.de bekanntgegeben.

§ 14
Inkrafttreten

Diese Benutzungsordnung tritt am 01.08.2016 in Kraft.

Stand: Méarz 2016

14
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Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Fachbereich Il - Leistungs- und Ordnungsverwaltung
Sachbearbeiter/in: Annette Binder

Vorlage

Datum: 25.05.2016
Vorlage FB 11/3015/2016

TOP Betreff
Beirat fuir die Forderschule Nordkreis

Beschlussentwurf:
Der Rat beschliel3t, fiir den Beirat der Forderschule Nordkreis gem. § 7 Absatz 6 der 6ffent-
lich-rechtlichen Vereinbarung folgende Mitglieder zu bestellen:

e Biirgermeister Dietmar Persian

e den Vorsitzenden des Ausschusses fur Schule, Kultur und Sport, Herrn Frank Moritz
(CDU)

e Frau Regine Gembler (SPD)

e Herrn Egbert Sabelek (B90/Griine)

e Herrn Jorg Kloppenburg (FDP)

Beratungsfolge Termin Behandlung

Rat 16.06.2016 | offentlich

Sachverhalt:

Der Rat der Schloss-Stadt Hiickeswagen hat in seiner Sitzung am 29.09.2015 die 6ffentlich-
rechtliche Vereinbarung Uber die Bildung und den Betrieb einer gemeinsamen Forderschule
mit den Forderschwerpunkten Emotionale und soziale Entwicklung, Lernen und Sprache zwi-
schen den Stiadten Hiickeswagen und Radevormwald (,,Forderschule Nordkreis*) beschlossen.
8 7 Absatz 6 der Vereinbarung lautet wie folgt:

Fiir die Belange der ,, Forderschule Nordkreis *“ wird ein Beirat gebildet.

Der Beirat hat hierbei eine Beratungs- und Empfehlungsfunktion fiir die Angelegenheiten der

,, Forderschule Nordkreis .

Dem Beirat gehoren jeweils 5 Mitglieder der Stadte Huckeswagen und Radevormwald an. Die
Mitglieder sind seitens der Kommunen dem Schultréger zu benennen. Der Beirat hat sich eine
Geschaftsordnung zu geben.

Gem. § 113 Absatz 2 der Gemeindeordnung muss der Burgermeister als Vertreter benannt

werden. Darlber hinaus wurde vereinbart, dass der jeweilige VVorsitzende des fur Schulange-
legenheiten zustandigen Ausschusses dem Gremium angehort.

15



Es sind daher noch drei weitere Sitze fur das Gremium zu benennen. Die Fraktionen von SPD,
Grine und FDP wurden gebeten, Vertreter vorzuschlagen.

Finanzielle Auswirkungen:

keine

Beteiligte Fachbereiche:

FB

Kenntnis
genommen

Burgermeister 0.V.i.A. Annette Binder
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TOPO 5

Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Fachbereich 111 - Bauen, Planung, Umwelt
Sachbearbeiter/in: Matthias Mller

Vorlage

Datum: 24.03.2016
Vorlage FB 111/2979/2016

TOP Betreff )
Abwagungs- und Satzungsbeschluss 7. Anderung Bebauungsplan Nr. 44A
Kéafernberg

Beschlussentwurf:
Der Ausschuss empfiehlt / Der Rat beschliel3t:

A.) Es wird beschlossen, im Ergebnis der Abwagung der 6ffentlichen und privaten Belan-
ge untereinander und gegeneinander den Abwéagungsvorschlagen der Anlage zu fol-
gen.

B.) Es wird die 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 44A , Kifernberg* als Satzung im
Sinne des 8§ 10 Baugesetzbuch beschlossen. Die beigefligte Begriindung wird gebilligt.

Beratungsfolge Termin Behandlung

Ausschuss fur Stadt- und Verkehrsplanung, Wirtschafts- 19.04.2016 | offentlich
forderung und Umwelt
Rat 16.06.2016 | offentlich

Sachverhalt:

In der Sitzung des Ausschusses fir Stadt- und Verkehrsplanung, Wirtschaftsférderung und
Umwelt am 26.01.2016 wurde die ¢ffentliche Auslegung der 7. Anderung des Bebauungspla-
nes Nr. 44A , Kafernberg® beschlossen. Die Offenlage des Entwurfs der 7. Bebauungsplanin-
derung fand in der Zeit vom 01.03.2016 bis einschlief3lich 01.04.2016 statt. Mit Schreiben
vom 25.02.2016 wurden insgesamt 22 Behdrden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange
angeschrieben. Von 12 Behdrden und sonstigen Trégern 6ffentlicher Belange ging eine Stel-
lungnahme ein. Anregungen von Birgern wurden wéhrend des Verfahrens nicht vorgetragen.
Die eingegangenen Anregungen im Rahmen der Offenlage haben zu keiner Anderung des
Planentwurfs der 7. Anderung gefiihrt, sodass der Abwégungs- und Satzungsbeschluss gefasst
werden kann.
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Finanzielle Auswirkungen:

Die Kosten des Verfahrens werden durch die Eigentiimerin getragen.

Beteiligte Fachbereiche:

FB

Kenntnis
genommen

Burgermeister 0.V.i.A.
Anlagen:

Planentwurf

Entwurf Begriindung

Entwurf textliche Festsetzungen

Umweltbericht

Landschaftspflegerischer Fachbeitrag
Artenschutzrechtliche Vorpriifung

Abwaégungstabelle frihzeitige und férmliche Beteiligung
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TOP O 5

Schloss-Stadt Huckeswagen

Bebauungsplan Nr. 44 A "Kafernberg"
7. Anderung
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1. Art der baulichen Nutzung 4. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flachen 5. Abgrenzung des Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB) Planunterlage
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO) GR50m?|  Grundfische (max) (8§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB) _
Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches . .
Sondergebiet, das der Erholung dient G+F th_ und Fahrrecht zugunsten des des Bebauungsplans 9 §ﬁ= Flurstlicksgrenze woneai— | Wechselnder Bodenbelag (zu Platten, Rasenlochsteine)
Zweckbestimmung "Wochenendhausgebiet” ' S i Eigentiimers der Parzelle 571 (89 Abs. 7 BauGB)
OK /FH maximal zulassige Hohe (iber Gel&ndeoberkante
Sondergebiet, das der Erholung dient L Leitungsrecht zugunsten des 271 Flurstiicksnummer ® Kanaldeckel
Zweckbestimmung "Wochenendplatz" Eigentimers der Parzelle 453 _ _
3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 6. Sonstige Planzeichen
2. Makt der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO) we|  Vernafung L | cevhude(Bestand) | ., | Hohed NN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)
# Parallel-Maf
Baugrenze ———— Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung
02 Grundflachenzahl (max.) Mauer /| Wasseriinie 26.07.2013
o offene Bauweise
Geschossflachenzahl (max.) @ Baum
nur Einzelhduser zuléssi o
| Zahl der Vollgeschosse (max.) & g Bdschung

Tell B: Textliche Festsetzungen

1 Art der baulichen Nutzung

1.1 Sondergebiete, die der Erholung dienen

Als Art der baulichen Nutzung werden gemaR § 10 Abs. 1 BauGB Sondergebiete, die
der Erholung dienen, gegliedert nach der jeweiligen Zweckbestimmung, festgesetzt.

1.1.1 Sondergebiet ,,SO 1 - Wochenendhausgebiet*
1. Das Sondergebiet dient vorwiegend dem zeitlich begrenzten Aufenthalt zum Zweck
der Erholung

2. Zulassig sind
» Wochenendhauser mit einer Grundflache von maximal 60 m2. Zu den Grenzen der
jeweiligen Aufstellplatze ist ein Mindestabstand von 2,50 m einzuhalten.
» Uberdachte Freisitze sind nur innerhalb der uberbaubaren Grundstucksflachen
zulassig. Sie durfen eine Grundflache von max. 15 gm nicht Gberschreiten.
= Unterkellerungen der baulichen Anlagen sind nicht zulassig.

1.1.2 Sondergebiet ,,SO 2 - Wochenendplatz*
1. Das Sondergebiet dient vorwiegend dem zeitlich begrenzten Aufenthalt zum Zweck
der Erholung.

2. Fur samtliche Vorhaben im SO 2 gelten die Vorschriften der CW VO 2011.

3. Zulassig sind

» Wochenendhauser, die nach CW VO (§ 2 Abs. 4) standig oder wiederkehrend
wahrend bestimmter Zeiten des Jahres betrieben werden. Als solche
Wochenendhauser gelten auch nicht jederzeit ortsveranderlich aufgestellte
Wohnwagen. Zulassig sind Wochenendhauser mit einer Grundflache von
hochstens 50 m?.

» Uberdachte Freisitze sind nur innerhalb der Uberbaubaren Grundsticksflachen
zulassig. Sie durfen eine Grundflache von max. 10 gm nicht Gberschreiten.

= Der Zweckbestimmung des Gebietes dienende Sanitareinrichtungen.

» Unterkellerungen der baulichen Anlagen sind nicht zulassig.

2 MaR der baulichen Nutzung, Héhen baulicher Anlagen

2.1  Zulassige Hohen

Innerhalb der Baugebiete darf gemal} § 16 Abs. 2 Ziff. 4 BauNVO die Oberkante der zu
errichtenden baulichen Anlagen und Gebaude die im Plan eingeschriebene maximale
Hohe Uber Bezugspunkt nicht Uberschreiten.

In dem Sondergebiet SO 1 ,Wochenendhaus® darf die HOhe des
Erdgeschossfullbodens in Hausmitte max. 0,5 m Uber Gelandeoberkante (nattrlichem,
gewachsenen Erdreich) liegen.

2.2  Bezugspunkt, Oberkante

Als Bezugspunkt fir die festgesetzte Hohe OK/FH gilt die HOhenangabe in der
Katastergrundlage des Bebauungsplanes, die dem Mittelpunkt des Hauptfirstes des
Hauptgebaudes am nachsten liegt. Bei mehreren gleich weit entfernten Punkten gilt die
hdchste Hohenangabe.

Oberkante (OK/FH): Die Oberkante/Firsthohe definiert sich Uber die obersten Bauteile
einer baulichen Anlage.

3 Nebenanlagen
Garagen, Stellplatze

Im SO1-Wochenendhausgebiet und SO2-Wochenendplatz ist je ein Pkw-Stellplatz pro
Standplatz zulassig. Die Pkw-Stellplatze sind grundsatzlich nur als offener Stellplatz
zulassig und in wassergebundener Decke zu befestigen.

Zudem sind die Pkw-Unterstellplatze nur in Verbindung mit einem Wochenendhaus als
offener Carport oder Pergola einschliel3lich einer Begriinung mit Rankgehdlzen maéglich.

Garagen sind in den Sondergebieten (SO 1, SO 2) grundsatzlich nicht zulassig.

Wege
Die  Befestigung der inneren WegeerschlieBung  mit
zementgebundenen Baustoffen ist nicht zulassig.

bitumindsen  und

4 Geh- und Fahrrecht, Leitungsrecht

Zugunsten des Eigentimers von Flurstick 571 wird ein Geh- und Fahrrecht (G+F)
gemaly Planeinschrieb festgesetzt. Der Eigentimer erhalt so das Recht, das
Grundstuck (Flurstick 571) Uber diese Zufahrt zu betreten und zu befahren.

Zugunsten des Eigentumers von Flurstick 453 wird ein Leitungsrecht (L) gemal
Planeinschrieb festgesetzt. Der Eigentumer des Flursticks 453 ist berechtigt, in diesem
Bereich Leitungen jeder Art zu verlegen, zu halten, zu reinigen und zu unterhalten. Die
Leitungen duirfen nicht belastet, verschoben oder beschadigt werden.

5 Flachen oder MaBRnahmen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen in Verbindung mit Bindungen fur Bepflanzungen
und fiir die Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB

5.1 MaBnahme 1 (M1): Begriinung von Carports oder Pergolen

Eine Begrinung von Carports und Pergolen ist durch Gerustkletterpflanzen gemaf der
nachfolgenden Pflanzenauswabhlliste vorzusehen.

Pflanzenauswahlliste: Gerustkletterpflanzen
Pfeifenwinde Aristolochia macrophylla

Geilblatt Lonicera japonica, x heckrottii, caprifolium u. a.
Blauregen Wisteria sinensis, floribunda

Kletterrosen Rosa div.

Waldrebe Clematis div.

Winterjasmin Jasminum nudiflorum

5.2 Durchfiihrung

Die Schutz- und SicherungsmaRnahmen sind vor bzw. wahrend der Bauarbeiten
umzusetzen und durch die Bauleitung sicherzustellen.

Die unter Pkt. 5.1 festgesetzte Begrunung durch GeruUstkletterpflanzen ist zur nachsten
Pflanzperiode nach Herstellung des Carports oder der Pergola durchzufuhren.

6 Externe Ausgleichsflachen

Den Eingriffen im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 44A, 6. Anderung wird
gemall § 9 Abs. 1a, S.2, Hs BauGB folgende Kompensationsmalinahme aul3erhalb des
Plangebietes zugeordnet:

2106 Biotopwertpunkte werden aus dem Okokonto der Schloss-Stadt Hiickeswagen
fur die Malnahme ,,Grundlagenermittlung Kompensationsflachenpool® verwendet.

7 Niederschlagswasserbeseitigung

Gemald § 51 a Landeswassergesetz fur das Land NRW (LWG) n. F. wird festgesetzt,
dass das auf den privaten Grundstlicken anfallende unbelastete Niederschlagswasser
jeweils auf dem Grundstick zu versickern, zu verrieseln oder in das ortsnahe Gewasser
einzuleiten ist.

Das auf befestigten Wege-, Hof- und Parkflachen anfallende Niederschlagswasser ist
jeweils Uber die belebte Bodenzone auf dem Grundstick zu versickern, oder nach
geeigneter Vorreinigung in das Gewasser einzuleiten.

8  Ortliche Bauvorschriften

Dachformen und Dachfarben (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 86 Abs. 4 BauO NW)

Die Dacher der Wochenendhauser sind mit einer Dachneigung zwischen 23° und 30° zu
errichten. Die jeweilige Dachneigung, Giebel und Traufstandigkeit zu den Héhenlinien
bzw. inneren ErschlieBungsstralen ist einheitlich zu beziehen.

Die das Gesamterscheinungsbild pragende Gestaltung der Dach- und Auf3enflachen ist
mit erdfarbenen Materialien auszufuhren.

Die Dacher sind als Ziegel oder Grasdach auszufuhren. Ausnahmsweise sind
Pappschindeln zugelassen.

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt gedndert durch

Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBI. I. S. 1722).

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23.01.1990, zuletzt gedndert durch Art. 2 des
Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBI. | S. 1548)

Planzeichenverordnung (PlanzV) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 | S. 58), zuletzt geandert durch

Art. 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI. I. S. 1509)

Teil C: Hinweise

1 Meldepflicht bei Funden von Kampfmitteln

Es ist nicht auszuschlieRen, dass Kampfmittel im Boden vorhanden sind. Daher sind
Erdarbeiten mit entsprechender Vorsicht auszufihren. Sollten Kampfmittel gefunden
werden, ist aus Sicherheitsgrinden die Arbeit einzustellen und umgehend die
nachstgelegene Polizeidienststelle oder der Kampfmittelrdumdienst zu benachrichtigen.
Bei Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen (Rammarbeiten,
Pfahlgrindungen, Verbauarbeiten) wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen.

2 Meldepflicht bei Funden von Bodendenkmalern

Es wird ausdrucklich auf die §§ 15, 16 Denkmalschutzgesetz NRW hingewiesen. Beim
Auftreten archaologischer Bodenfunde oder Befunde sind die Gemeinde als Untere
Denkmalbehorde oder das Rheinische Amt fur Bodendenkmalpflege unverziglich zu
informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunachst unverandert zu erhalten. Die
Weisung des Rheinischen Amts fur Bodendenkmalpflege fur den Fortgang der Arbeiten
ist abzuwarten.

3 Artenschutz

Gemall der Vogelschutzrichtlinie sind grundsatzlich die Bruten aller wildlebenden
Vogelarten vor Zerstorung zu schutzen. Notwendige Baumfallungen und
Gehodlzrodungen sind nur aufllerhalb der Brutzeit, also vom 01. Oktober bis zum 28.
(29.) Februar einschlieRlich zulassig.

Auf die vorliegende Artenschutzrechtliche Prifung (Stufe | Vorprifung) zu diesem
Bebauungsplan BP Nr. 44A, 7. Anderung ,Kafernberg“ wird hingewiesen. Bei einer
erheblich verzégerten Umsetzung der zulassigen Baumalnahmen ist ggf. u prifen, ob
sich  zwischenzeitlich planungsrelevante Arten im Plangebiet und dessen
Wirkungsbereich angesiedelt haben.

4 Schutz des Bodens
Mit dem Oberboden ist vor allem wahrend der Bauphase in der im
landschaftspflegerischen Fachbeitrag angegebenen Weise schonend und sorgsam
umzugehen.
Es sind insbesondere folgende Malinahmen zu berucksichtigen

» Beschrankung der Bautatigkeiten auf Zeiten geringer Bodenfeuchte

= Verminderung des spezifischen Bodendrucks durch Einsatz geeigneter
Baufahrzeuge

= Minimierung des Baufeldes

= Getrennte Lagerung des Oberbodens und Wiedereinbau im Bereich des
Griunflachen

= Sachgerechte Entsorgung des nicht mehr bendtigten Aushubs

5 Schutz des Grundwassers und der Bevertalsperre

Wahrend der Bauarbeiten sind besondere VorsichtsmalRnahmen beim Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen geboten. Die Lagerung von Kraftstoffen und Olen sowie
das Betanken der eingesetzten Baufahrzeuge und Maschinen haben so zu erfolgen,
dass keine Leckagen im Erdbereich auftreten. Mogliche Beeintrachtigungen des
Grundwassers und der Bevertalsperre wahrend der Bauphase sind durch
Schutzmalinahmen zu vermeiden.

6 Immissionsschutz

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist im Einzelfall nachzuweisen, dass
durch geeignete bauliche und organisatorische Malnahmen die Emissionen
(Staub/Larm) wahrend der Bauarbeiten so begrenzt werden, dass erhebliche schadliche
Umwelteinwirkungen auf die benachbarten schutzwirdigen Nutzungen vermieden
werden.

7 Camping- und Wochenplatzverordnung

Auf die Bestimmungen und Vorschriften der Camping- und Wochenendplatzverordnung
(CW VO) wird hingewiesen. Die Verordnung ist der 7. Anderung des Bebauungsplans
Nr. 44A als Anlage beigefugt.

8 Hinweis

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und
DIN-Vorschriften) werden gemeinsam mit der Planurkunde im Rathaus der Stadt
Huckeswagen, Auf'm Schloss 1, wahrend der Offnungszeiten in der Abteilung FB Il -
Bauen , Planung, Umwelt - Stadtplanung - zu jedermanns Einsicht bereit gehalten.

Lageplanubersicht

Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) vom 14.07.1994 (GV NRW S.666/SGV NRW 2023) zuletzt ¥ n{

geandert durch Art. 1 G zur Weiterentwicklung der politischen Partizipation in den Gemeinden und zur Anderung
kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 19.12.2013 (GV.NRW. S. 878)

Bauordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung - BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung

vom 01.03.2000 (GV NRW S. 256), zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes zur Modernisierung des
Verwaltungsverfahrensgesetzes und zur Anpassung weiterer Rechtsvorschriften vom 20.05.2014 (GV. NRW S. 294)

Gesetz iiber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG) vom 29. Juli 2009 in der
Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2010 (BGBI. | S. 2542), zuletzt gedndert durch Art. 4 Abs. 100 des Gesetzes vom

07.08.2013 (BGBI. | S 3154)

{ BPNr.44 A,
7. Anderung
"Kéafernberg"

e WY

Verfahrensvermerke

Der Rat der Schloss-Stadt Hiickeswagen hat am 15.10.2013

gemaR § 2 Abs. 1 BauGB die 7. Anderung des Bebauungs-
plans Nr. 44 A "Kafernberg" beschlossen. Der Aufstellungs-

beschluss iiber die 7. Anderung wurde am 19.10.2015
gemaR § 2 Abs. 1 BauGB ortsliblich bekanntgemacht.

Schloss-Stadt Hiickeswagen, den .................

Blrgermeister

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1
BauGB fand in der Zeit vom 29.10.2015 bis 30.11.2015 statt.
Die friihzeitige Beteiligung der Behérden und sonstigen
Trager 6ffentlicher Belange gemalt § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte
mit Schreiben vom 26.10.2015.

Schloss-Stadt Hiickeswagen, den ................

Birgermeister

Der Ausschuss fiir Stadt- und Verkehrsplanung, Wirtschafts-
forderung und Umwelt der Schloss-Stadt Hiickeswagen hat
am 26.01.2016 den Entwurf der 7. Anderung des
Bebauungsplans Nr. 44 A mit Begriindung und Umweltbericht
gebilligt und zur Auslegung beschlossen. Der Entwurf sowie
die Begriindung und Umweltbericht haben in der Zeit vom
01.03.2016 bis 01.04.2016 gemal § 3 Abs. 2 BauGB aus-
gelegen. Die 6ffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass
Anregungen wahrend der Auslegungsfrist von jedermann
schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden kdnnen,
am 23.02.2016 orts(iblich bekannt gemacht worden.

Schloss-Stadt Hiickeswagen, den...................

Blrgermeister

Die von der Planung bertihrten Behdrden und sonstigen
Trager 6ffentlicher Belange sind mit Schreiben vom
25.02.2016 geméaR § 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe einer
Stellungnahme aufgefordert worden.

Schloss-Stadt Hiickeswagen, den ..................

Birgermeister

Der Rat der Schloss-Stadt Hiickeswagen hat alle
vorgebrachten Anregungen der Birger sowie die
Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager
offentlicher Belange am .......... gepriift und abgewogen.

Schloss-Stadt Hiickeswagen, den...............

Birgermeister

Die 7. Anderung des Bebauungsplans Nr. 44 A "Kéfernberg"
wurde am ............ vom Rat der Schloss-Stadt
Hlckeswagen als Satzung beschlossen. Die Begriindung und
der Umweltbericht zur 7. Anderung des Bebauungsplans

Nr. 44 A wurden gebilligt.

Schloss-Stadt Hiickeswagen, den ..........

Blrgermeister

Der Beschluss der 7. Anderung des Bebauungsplans Nr. 44 A
als Satzung sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer
wahrend der Dienststunden von jedermann eingesehen
werden kann und Gber den Inhalt Auskunft zu erhalten ist,
sindam ............... ortsiblich bekannt gemacht worden. In
der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von
Méangeln der Abwagung sowie auf die Rechtsfolgen und
weiter auf Falligkeit und Erldschen von Entschadigungs-
ansprichen hingewiesen worden. Dieser Bebaungsplan ist
AM s rechtsverbindlich geworden.

Schloss-Stadt Hiickeswagen, den ............

Birgermeister

Es wird bescheinigt, dass die Darstellung der Plangrundlage
mit dem amtlichen Kataster und dem gegenwértigen Zustand
ibereinstimmt und die Festlegung der stadtebaulichen
Planung geometrisch eindeutig ist.

Remscheid, den ....................

Offentl. best. Vermessungsingenieur

Entwurf und Bearbeitung fiir die Schloss-Stadt Hiickeswagen
erfolgte durch Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH.

Stadt- und Regionalplanung

Dr. Jansen GmbH
Neumarkt 49, 50667 Kéin
Fon0221.94072-0
Fax0221.94072-18
Info@stadtplanung-dr-jansen.de

Koln,den ....ooeevvvennee,

Gesetz zur Sicherung des Naturhaushalts und zur Entwicklung der Landschaft (Landschaftsgesetz - LG) fir das Land - 7
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2000 (GV NRW S. 568) zuletzt geéndert durch Artikel 1 - //4/.
des Gesetzes vom 16.03.2010 (GV. NRW. S 185)

2
WSt 2065

Wassergesetz fiir das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926) zuletzt gedndert am 16.03.2013 (GV. NRW 2013 S. 133ff.)

Verordnung iiber Camping- und Wochenendplatze (Camping- und Wochenendplatzverordnung - CW VO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV NRW S. 256) zuletzt geandert am 24.03.2011 (GV. NRW 2011 S. 197)

Schloss-Stadt
Huckeswagen

Bebauungsplan Nr. 44 A
"Kafernberg"

7. Anderung

04. April 2016

Stadt- und Regionalplanung
Dr. Jansen GmbH

19



TOPO 5

Schloss-Stadt Huckeswagen

Der Blirgermeister

7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 44A
»Kafernberg*

/ BPNr.44A,
7. Anderung
"Kéafernberg"

Ma[-Zstab 1:2.500
Begrindung — Teil 1

Stand: Januar / April 2016

20



7. Anderung Bebauungsplan Nr. 44A , Kafernberg* —Begriindung -

Erarbeitet durch:

Stadt- und Regionalplanung
Dr. Jansen GmbH
Neumarkt 49

50667 Kdln

Im Auftrag von
Erika Heuse
Danziger Str. 22

51688 Wipperfurth
Inhalt
1 Gegenstand der PIanUNG ..o 4
1.1  Planungsanlass und Erfordernis .........c.ccooveiiiieiieeiesiieseess e seese e e e eee e 4
1.2 Planungsgeschichte Und ZIle ..o 4
1.3 KartengrundIAge ........ooviiiiriieieieieie e 4
2 Planerische Ausgangssituation und Rahmenbedingungen............cccoconiiinnns 5
2.1 Lage und Umfeld der Plananderungen..........cccooeveniiiiininieieiese e 5
2.2  Raumlicher Geltungsbereich der Bebauungsplananderung ............cccccccvevveennnee. 6
2.3 Nutzung und Bebauung des Plangebiets und Umgebung ...........cccceveiencriennnnn 6
2.4 EIrSCHIIERUNG......coiviee ettt sae s 7
2.5 PlANUNGSIECNT .....cveiiiiiiie e 7
2.6 FaChplanUNQEN ......cc.oiiececee e 8
2.7 GBWVASSEN ...ttt ettt ettt b ettt b e hb e et hb e e bt e e bttt e e bt e e bt e Rt e et e nb e e be e 8
2.8 Geologie und Baugrund ...........cccoeeeiiiiiiie i 8
2.9  Altlasten / LArmimmISSIONEN .......ccovieieiieiieiesieseesiesee e e eee e e eae s sseeneas 8
P20 D =TT ] (o] o LI o N 1 (=T o S USOSSRPSN 9
2.10.1 ArtenSCRULZPIUTUNG ...oovveiiiiieiisiee e e 9
2.11  Bau- und Bodendenkmale ...........cocoeieiiiiiiiinieieee e 9
2.12  EigentumsVErNAIINISSE. ... ..ot 9
Natur und LandSCRaft............coiiiiieiee e 9
Auswirkungen und Kosten der Planung.........ccccoceieireiiiiienecsc e 10
4.1 AUSWITKUNGEN ..ttt et e s te et e sne e sreenneeneenae e 10
4.2 (0] (=] o TP U PR PP PPPRTPPPRPPRN 10
5 PIANINNAIT ... 10
51  Artder baulichen NULZUNG .......coiiiiiiiiiiiieee s 10
5.2 MaR der baulichen NULZUNG ........ccoooeiiiiicc e 11
5.3 Baugrenzen, Uberbaubare GrundsticksfIAChEN ..........ccoeevevevevereeereecee e, 12
5.4  Verkehrsflachen, verkehrliche ErschlieBung .........ccccocevvvevviiiiicce e, 12
55  NEDENANIAGEN ..o 12
56  Geh, Fahr- und LeitungsreChte.........cccoiiieiieiic i 13
5.7 Mafnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
UNG LaNASCNATT.....c.viieieieccce e 13
5.8  Niederschlagswasserbeseitigung.........ccocvveiirieiiereniie s 15

Schloss-Stadt Hiickeswagen — Der Biirgermeister, Fachbereich 11

21



7. Anderung Bebauungsplan Nr. 44A , Kéafernberg” —Begriindung -

© 00 N O

11

Ortliche BaUVOISCNIITLEN..........ccvivciiccece e, 15
HINMWEISE ..t e st e be st et e be e s e sneenteeneennes 15
UMWEITDEIICNT ... 16
FIACHENDIIANZ.......ooiiee e 16
VerfahrenSUDErSICNT ... 17
ReChtSgrundIagen ..........ooo i s 18

Schloss-Stadt Hickeswagen — Der Blirgermeister, Fachbereich 111

22
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1 Gegenstand der Planung

1.1 Planungsanlass und Erfordernis

Die Schloss-Stadt Huckeswagen verfligt im Bereich der Bevertalsperre (ber ein attraktives
Freizeit- und Erholungsangebot. Hier sind Schwimmbereiche, Bootsanlegestellen,
Campingplatze und Wochenendhausgebiete vorhanden sowie notwendige Parkplatze, die
insbesondere im Sommer an Wochenenden durch Umnutzung von Weideflachen vergroRert
werden.

Das Plangebiet ist umgeben von Segelsportnutzungen sowie dem Clubhaus der DLRG im Stiden
und Wochenendhdusern im Norden. Es wird mit kleinen Hitten und Wohnwagen zu Freizeit-
und Erholungszwecken genutzt. Der Grundstiickseigentiimer beabsichtigt die Errichtung von
Wochenendhdusern wie sie bereits angrenzend vorhanden sind anstelle der bisher eher
provisorischen Hitten.

Diese Zielsetzung ist nicht mit dem derzeitigen Planungsrecht abgedeckt. Zwar ist ein
Teilbereich des Plangebiets im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 44A , Kafernberg“ als
SO-Waochenendhausgebiet festgesetzt, allerdings ist das festgesetzte Baufenster in diesem
Bereich so eng bemessen, dass die Errichtung von einem oder zwei Wochenendhdusern nahezu
unmaoglich ist. Der Ubrige Teil des Plangebietes ist als ,Sondergebiet Clubhaus DLRG*
ausgewiesen und steht somit der Errichtung von Wochenendhdusern entgegen. Demzufolge ist
die 7. Anderung des Bebauungsplans Nr. 44A , Kafernberg* erforderlich.

1.2 Planungsgeschichte und Ziele

Fur das Plangebiet gilt bislang der qualifizierte Bebauungsplan Nr. 44A ,Kéafernberg®,
rechtskréftig seit dem 02.02.1992, der bereits der 6. Anderung unterzogen wurde. Die 4.
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 44A wurde nicht zur Rechtskraft gebracht, die 8. Anderung
wurde am 26.11.2015 beschlossen und betrifft einen direkt an das Grundstiick angrenzenden
Bereich (siehe Kap. 2.1).

Das geplante Vorhaben ldsst sich mit bestehendem Planungsrecht nicht realisieren. Daher hat
sich die Schloss-Stadt Huckeswagen entschieden, den fir den betroffenen Bereich
rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 44A , K&fernberg® zu andern.

Die 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 44A ist aus dem Flachennutzungsplan, der fiir diesen
Bereich Sonderflachen fur Erholungszwecke darstellt, entwickelt.

1.3 Kartengrundlage

Die zeichnerischen Festsetzungen der 7. Anderung des Bebauungsplans erfolgen auf Grundlage
des Katasterplans und aktuellem AufmaR der Ortlichkeit. Die Uberpriifung der geometrischen
Eindeutigkeit der stadtebaulichen Planung erfolgt vor Satzungsbeschluss durch einen 6ffentlich
bestellten VVermessungsingenieur.

Schloss-Stadt Hiickeswagen — Der Biirgermeister, Fachbereich 11
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2 Planerische Ausgangssituation und Rahmenbedingungen

2.1 Lage und Umfeld der Plandnderungen

Der Bereich fir das geplante Wochenendhausgebiet befindet sich in Ké&fernberg ostlich der
ErschlieBungsstrale (Abb.1). Das Plangebiet ist begrenzt durch die Grundstiicke der bestehenden
Wohnbebauung Ké&fernberg 11, 37, 35, 33 und 31 im Norden und den Segelverein Segler-
Vereinigung-Wuppertal e.V. Kafernberg 12 im Siiden, Bereich der 8. Anderung des
Bebauungsplans 44A. Westlich reicht das Plangebiet bis kurz vor die ErschlieBungsstralle
Kafernberg. Ostlich reicht das Grundstiick bis an den Uferweg entlang der Bever.

Abbildung 1 Ubersicht BP Nr. 44A, Geltungsbereich 7. Anderung

BP Nr. 44 A,
7. Anderung
"Kafernberg”

~ BPNr.44A, () AL/
8. Anderung Yy \ @t
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2.2 Raumlicher Geltungsbereich der Bebauungsplanéanderung

Der raumliche Geltungsbereich der 7. Bebauungsplandnderung liegt innerhalb der Gemarkung
Neuhiickeswagen, Flur 12. Der Planbereich umfasst das Flurstick Nr. 571 sowie kleine
Teilbereiche der Flurstiicke 453 und 569. Der Bereich ist ca. 1.728 m2 groR3.

Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Plandarstellung der 7. Anderung des
Bebauungsplans Nr. 44A ,,Ké&fernberg* im Mal3stab 1 : 250 zu entnehmen.

2.3 Nutzung und Bebauung des Plangebiets und Umgebung

Abbildung 2 Luftbildaufnahme

Quelle: Schloss-Stadt Hiickeswagen— und eigene Bearbeitung

Das Grundstiick mit direktem Zugang zum Wanderweg entlang der Bever ist im Westen und
Norden von Wochenendh&usern umgeben. Bereits heute wird das Grundstiick mit einzelnen
Hitten und dauerhaft abgestellten Wohnwagen mit davorliegenden angelegten Terrassenplatten
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fiir Freizeitzwecke genutzt. Auch einzelne Uberdachungen z.B. in Form eines Carports sind
vorhanden.

2.4 ErschlieBung

Die verkehrliche ErschlieBung des Anderungsbereichs ist iiber das vorhandene StraRennetz
sichergestellt. Das Plangebiet ist Uber einen Offentlichen Weg, der von dem Kreisverkehr
Kéfernberg / Wefelsen abzweigt, zu erreichen.

Die Erschliefungsanlagen sind fur das heutige und zukinftige Verkehrsaufkommen ausreichend
dimensioniert. Die beabsichtigte Planung mit voraussichtlich zwei neuen Wochenendhdusern
und maximal vier bis finf Wochenendplatzen fuhrt zu keiner erheblichen Zunahme des PKW-
Verkehrs im Bereich Kafernberg im Verhdltnis zum allgemeinen Verkehrsaufkommen an
sonnigen Wochenenden. Zu diesen StolRzeiten herrscht eine angespannte Verkehrs- und
Parksituation in Kafernberg wie im gesamten Bereich entlang der Bevertalsperre. Die bestehende
Erschlieungssituation wird im Zusammenhang mit den MalRnahmen der ,,Ordnungspatenschaft
Bevertalsperre* (Einrichtung von Halteverbotszonen, Uberwachung des ruhenden Verkehrs, etc.)
jedoch als ausreichend erachtet. Fir das Grundstick im Geltungsbereich wie auch das
benachbarte Areal der Seglervereinigung Wuppertal e. V. gilt, dass auf den Grundstiicken eine
ausreichende Anzahl an Stellplatzen vorhanden ist, sodass der allgemeine Verkehrsraum durch
ruhenden Verkehr dieser neuen Planvorhaben nicht belastet wird.

Fur FuBganger auf dem Grundstick der 7. Anderung besteht zudem eine direkte
Zugangsmoglichkeit zum  Uferfulgangerweg durch ein Tor, sodass keine neuen
FulRgangerverkehre im Bereich der Stralle Kéfernberg mit dem Planvorhaben zu erwarten sind.
Darliber hinaus bildet der errichtete Uferwanderweg eine hinreichende Alternative fir
FulRganger, um von Wefelsen zum Campingplatz 1 zu gelangen. Touristen, die auf dem groRen
Parkplatz parken, gelangen i.d.R. direkt iber den Campingplatz an die Bevertalsperre, sodass ein
separater FuBweg nach Wefelsen hier nicht zielfiihrend ware.

Die Versorgung mit Strom-, Trink-, und Ldschwasser ist durch die vorhandene Infrastruktur
sichergestellt.

Die Entsorgung des Schmutzwassers erfolgt Uber die bestehende Druckleitung entlang der
ErschlieungsstraBe. Die unbelasteten Niederschlagswasser von befestigten Flachen im
Anderungsbereich versickern heute (ber die belebte Bodenzone oder laufen in die
Bevertalsperre.

2.5 Planungsrecht

Der Regionalplan (Gebietsentwicklungsplan) fiir den Regierungsbezirk Koln, Teilabschnitt
Region Koln, Stand 2013, stellt fiir das Plangebiet Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) fiir
zweckgebundene Nutzungen, Ferieneinrichtungen und Freizeitanlagen, dar.

Im rechtswirksamen Flachennutzungsplan (FNP) der Schloss-Stadt Huickeswagen, Stand 2004,
ist der Anderungsbereich als Sonderbauflédche dargestellt. Ausnahme hiervon bildet ein schmaler
Streifen im Osten des Plangebietes, der im FNP als Grunflache dargestellt ist.

Schloss-Stadt Hickeswagen — Der Blirgermeister, Fachbereich 111
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Bebauungspléne sind gemall § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flachennutzungsplan zu entwickeln.
Die Festsetzungen der 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 44A , Kafernberg“ sind aus dem
FNP entwickelt, da diese der allgemeinen Darstellung des FNP entsprechen und seine
wesentlichen Grundaussagen gewahrt bleiben. Die Festsetzungen der Bebauungsplananderung
haben in ihrer Grolienordnung keine abweichende Auswirkung auf den gréfReren Raum oder gar
das gesamte Stadtgebiet.

Da die Bezirksregierung bereits im Verfahren zur Aufstellung des neu aufgestellten
Flachennutzungsplanes beteiligt worden ist und eine Abstimmung der raum- und
regionalplanerischen Ziele mit der Bezirksregierung vorgenommen wurde, kann von einer
erneuten Beteiligung abgesehen werden.

Im Bebauungsplan Nr. 44A ist im Bereich der 7. Anderung fiir den nordwestlichen Bereich
»Sondergebiet Wochenendhausgebiet” und fiir den sudlichen Bereich ,,Sondergebiet Clubhaus
DLRG* festgesetzt. Das als Wochenendplatz geplante Flurstiick 571 ist damit nach derzeit
gultigem Planungsrecht zu einem groRen Teil als ,,.Sondergebiet DLRG* festgesetzt.

Der Eingriff fiur die geplante bauliche Nutzung ist im Verfahren zu bilanzieren und
auszugleichen. Ein entsprechender Landschaftspflegerischer Fachbeitrag ist Bestandteil dieser
7. Bebauungsplananderung.

Fir die 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 44A ist gemaR 88§ 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ein
Umweltbericht zu erstellen. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der Begriindung
(Teil 2).

2.6 Fachplanungen
Fachplanungen, die den Geltungsbereich der 7. Bebauungsplananderung betreffen, sind nicht
bekannt.

2.7  Gewasser ) )
Innerhalb des Geltungsbereichs der 7. Anderung befinden sich keine FlieRgewasser. Ostlich des
Plangebietes erstreckt sich die Bevertalsperre.

2.8 Geologie und Baugrund

Bei den Bdden im Plangebiet handelt es sich um Braunerden (B3;). Diese schluffigen
Lehmboden sind z.T. steinig und sandig. Sie kommen im Naturraum groR¥flachig vor. Im
Plangebiet sind die ehemals natirlichen Boden durch  Befestigungen und
Oberflachenmodellierungen des Geléndes bereits weitgehend anthropogen verdndert worden.
Entsprechend der Bewertungsgrundsatze fiir Eingrifft in das Bodenpotenzial des Oberbergischen
Kreises werden die Bdden der Kategorie 0: ,,Anthropogen vorbelastete Béden* zugeordnet.

2.9 Altlasten / Larmimmissionen
Altlasten
Altablagerungen im Plangebiet sind nicht bekannt, Altlastenverdacht besteht nicht.

Schloss-Stadt Hiickeswagen — Der Biirgermeister, Fachbereich 11
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Larm

Im Bereich Kafernberg sind keine (Larm-) Storungen durch die vorliegenden Nutzungen
bekannt. VVon einer signifikanten Erhdhung der L&rmimissionen infolge der geplanten Nutzung,
die der benachbarten Nutzung entspricht, ist nicht auszugehen.

2.10 Biotope und Arten

Der raumliche Geltungsbereich der 7. Anderung ist weitgehend gepragt durch
Scherrasenflachen, die abschnittsweise mit Hutten und dauerhaft abgestellten Wohnwagen
bestanden sind. Des Weiteren sind einzelne Bereiche mit Platten/Pflastersteinen befestigt. Im
Nordosten stehen ein Obstbaum und ein Laubbaum mit mittlerem Baumholz.

Die Biotope und Arten sind im landschaftspflegerischen Fachbeitrag zu dieser
Bebauungsplananderung detailliert ermittelt und aufgefiihrt. Im Plangebiet sind Biotoptypen mit
besonderer Schutzwiirdigkeit nicht vorhanden.

2.10.1 Artenschutzprifung

Im Rahmen der Genehmigung des geplanten Vorhabens ist Sorge zu tragen, dass die
artenschutzrechtlichen Belange im Sinne des 8 44 BNatSchG sowie der VVorgaben von FFH- und
Vogelschutz-Richtlinie berticksichtigt werden und keine Beeintrachtigungen von europarechtlich
geschiitzten Arten erfolgen. Die Vorprifung (Stufe 1) der Artenschutzprifung stellt fest, dass im
eingriffsrelevanten Plangebiet keine européisch geschitzten Arten bekannt oder zu erwarten
sind. Verbotstatbestdnde des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG werden nicht ausgelost.

2.11 Bau- und Bodendenkmale
Im Plangebiet befinden sich keine Baudenkmale. Auch Bodendenkmale sind bislang nicht
bekannt.

212 Eigentumsverhaltnisse
Von der 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 44A sind nur private Flachen betroffen.

3 Natur und Landschaft

Da es Aufgabe der Bauleitplanung ist, mit dazu beizutragen, die Funktions- und
Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts aufrecht zu erhalten und zu verbessern, sind bei der
Aufstellung eines Bebauungsplans die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu
berticksichtigen. Des Weiteren regelt § 1 a BauGB, dass uber Eingriffe, die durch den Vollzug
eines Bebauungsplans zu erwarten sind, in der Abwédgung nach 8 1 Abs. 7 BauGB zu
entscheiden ist. Vermeidung und Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe sind im Rahmen der
Abwagung nach § 1 a (3) Satz 1 BauGB zu berucksichtigen.

Sachlich kniipft 8 1 a Abs. 3 Satz 1 BauGB an den Begriff des Eingriffs an, wie er in § 18 Abs. 1
BNatSchG definiert ist. Die Festsetzungen des Bebauungsplans missen, damit von einem
Eingriff gesprochen werden kann, solche Verdnderungen der Gestalt oder Nutzung von
Grundflachen ermdglichen, die die Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts erheblich oder
nachhaltig beeintrachtigen konnen. Bei einer extensiven Auslegung der naturschutzrechtlichen
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Eingriffsregelung des § 18 BNatSchG ist fast jede bauliche Anlage ein Eingriff in Natur und
Landschaft, weil sie im Einzelfall zwar nicht erheblich, aber doch nachhaltig im Sinne von
dauerhaft ist. Sie fuhrt zu einer Versiegelung einer bestimmten Bodenflache, die daher ihre
natlrlichen Funktionen nicht mehr erfillen kann.! Wenn in einem Bebauungsplan erstmals
bauliche oder sonstige Nutzungen durch Festsetzungen ermdglicht werden, ist diese nachhaltige
Beeintrachtigung immer gegeben.

Zu dieser Bebauungsplandnderung wurde ein landschaftspflegerischer Fachbeitrag zur Priifung
der Auswirkungen auf Natur und Landschaft sowie erforderlicher Ausgleichs- und
Kompensationsmalnahmen erarbeitet.

4 Auswirkungen und Kosten der Planung

4.1  Auswirkungen

Die zu erwartenden Auswirkungen der Bauleitplanung und des Bauvorhabens auf Umwelt, Natur
und Landschaft werden ausfihrlich im Umweltbericht zur Bebauungsplanénderung dargestellt.
Dieser ist eigenstandiger Teil der Begriindung zum Entwurf der 8. Bebauungsplanédnderung.

4.2 Kosten

Die Ubernahme der Planungskosten erfolgt durch den privaten Auftraggeber. Fiir die Schloss-
Stadt Hickeswagen fallen neben der Durchfiihrung des Bauleitplanverfahrens und der
Abstimmung der vertraglichen Vereinbarungen keine zusatzlichen Planungskosten an.

Die Kosten fiir evtl. Anderungen der technischen Ver- und Entsorgungsinfrastruktur und fiir die
zu erbringenden Ausgleichs- und Ersatzmallnahmen gemall des Landschaftspflegerischen
Fachbeitrages werden in einem vor Satzungsbeschluss abzuschlieBenden stadtebaulichen Vertrag
zwischen der Schloss-Stadt Hiickeswagen und dem Auftraggeber geregelt.

5 Planinhalt

5.1  Artder baulichen Nutzung

Die Festsetzung als Sondergebiet, das der Erholung dient, begrlindet sich darin, dass der Bereich
bereits heute fur Freizeitzwecke genutzt wird und Hutten als Ersatz fur Wochenendhduser
vorzufinden sind. Auch zukunftig soll diese Nutzung planungsrechtlich gesichert werden.

Mit der Festsetzung als Sondergebiet lasst sich die zuldssige bauliche Nutzung konkret festlegen.
So wird sichergestellt, dass sich an dieser Stelle keine andere Nutzung manifestiert. Als zul&ssig
werden daher die fir Wochenendhausgebiete bzw. Wochenendplatze notwendigen Nutzungen
und baulichen Einrichtungen festgesetzt.

Sondergebiet SO 1 ,,Wochenendhausgebiet*
Da die Zielsetzung der Art der baulichen Nutzung fir den Bereich des SO 1
»Wochenendhausgebiet” gegentiber dem rechtskraftigen Bebauungsplan 44A unverandert bleibt,

1 Vgl. hierzu z. B. Koch, H.J.: Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in der Bauleitplanung und im
Baugenehmigungsverfahren. Rechtsgutachten. Hamburg 1992.
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wird als Art der baulichen Nutzung wie im rechtskréaftigen Bebauungsplan ,,Sondergebiet, das
der Erholung dient* mit der Zweckbestimmung ,,Wochenendhausgebiet* festgesetzt.

Das Gebiet dient vorwiegend dem zeitlich begrenzten Aufenthalt zum Zweck der Erholung.
Zulé&ssig sind:
— Wochenendhéuser mit einer Grundflache von maximal 60 m2. Zu den Grenzen der
Aufstellplatze ist ein Mindestabstand von 2,50 m einzuhalten.
— Uberdachte Freisitze sind nur innerhalb der uberbaubaren Grundstiicksflachen
zul&ssig. Sie durfen eine Grundflache von max. 15 m2 nicht tiberschreiten.
— Unterkellerungen der baulichen Anlagen sind nicht zul&ssig.

Aufgrund unverénderter Zielsetzung basieren die Zulassigkeiten auf den Festsetzungen des
rechtskraftigen BP 44A und stellen sicher, dass kein Nutzungscharakter eines Wohngebiets
entsteht.

Sondergebiet SO 2 ,,Wochenendplatz*

Als Art der baulichen Nutzung wird ,,Sondergebiet, das der Erholung dient* mit der
Zweckbestimmung ,Wochenendplatz* festgesetzt. Damit wird zwar die Errichtung von
Wochenendhdusern ermdglicht, jedoch gemalt CW VO 2011 in einer kleineren Dimension als im
angrenzenden Wochenendhausgebiet. Gegeniiber Wochenendhausgebieten ermoglicht die
Zweckbestimmung ,,Wochenendplatz* zudem die Aufstellung festsehender Wohnwagen.

Das Gebiet dient vorwiegend dem zeitlich begrenzten Aufenthalt zum Zweck der Erholung.
Zuléssig sind:

— Wochenendhé&user, die nach CW VO 2011 (8 2 Abs. 4) standig oder wiederkehrend
wéhrend bestimmter Zeiten des Jahres betrieben werden. Als solche
Wochenendhduser gelten auch nicht jederzeit ortsverdnderlich aufgestellte
Wohnwagen. Zuléssig sind Wochenendhduser mit einer Grundflache von héchstens
50 m? und einer Gesamthohe von héchstens 3,5 m.

— Uberdachte Freisitze sind nur innerhalb der uberbaubaren Grundstiicksflachen
zuléssig. Sie durfen eine Grundflache von max. 10 m2 nicht tberschreiten

— Der Zweckbestimmung des Gebiets dienende Sanitareinrichtungen.

— Unterkellerungen der baulichen Anlagen sind nicht zuldssig.

Die Festsetzungen entsprechen den Vorschriften und Bestimmungen der CW VO 2011.In den
textlichen Festsetzungen wird auf den Regelungsgehalt der CW VO 2011 verwiesen. Die
Verordnung ist der 7. Anderung des Bebauungsplans Nr. 44A als Anlage beigefiigt.

5.2 Mabh der baulichen Nutzung

Sondergebiet SO 1 ,,Wochenendhausgebiet*

Fur das Sondergebiet SO 1 Wochenendhausgebiet wird als GRZ 0,2 und als GFZ 0,2 festgesetzt.
Als zulassige Hohe der baulichen Anlagen wird OK/FH= 5,0 m festgesetzt. Diese Festsetzungen
werden aus dem geltenden Bebauungsplan bernommen bzw. entsprechen dieser Zielsetzung
und stehen den Obergrenzen gemdaR § 17 BauNVO nicht entgegen. Mit den Festsetzungen wird
sichergestellt, dass sich die geplanten Geb&ude in das Gesamterscheinungsbild der angrenzenden
Wochenendhauser einfugen.
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Sondergebiet SO 2 ,,Wochenendplatz*

Das MaR der baulichen Nutzung wird im ,,SO 2 Wochenendplatz* durch die nach CW VO 2011
zuléssige maximale Grundflache von 50 m? und die maximal zuldssige H6he von 3,5 m (8 2
Abs. 4) bestimmt. Damit ist das MaR der baulichen Nutzung gemall 8§ 16 Abs. 3 BauNVO
hinreichend bestimmt.

Bezugspunkt, Oberkante

Als einheitlicher und eindeutiger Bezugspunkt fir die festgesetzte Héhe OK/FH ist das derzeitig
gewachsene Gelandeniveau entsprechend der Hohenangabe in der Katastergrundlage des
Bebauungsplanes festgesetzt. Der Bezugspunkt wurde unter Berlicksichtigung des bewegten
Gelandes des Plangebiets gewabhlt.

5.3 Baugrenzen, Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die Uberbaubaren Flachen in den Sondergebieten werden gemall § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
zeichnerisch durch Baugrenzen festgesetzt. Es werden drei Baufenster vorgesehen, die sich an
dem  vorhandenen Baubestand (Hutten) orientieren und  die  bestehende
Nutzungsbegrenzungslinie sowie das ebenfalls bestehende Leitungsrecht beriicksichtigen.

— Im sudlichen Baufenster sowie im stdlichen Bereich des norddstlichen Baufensters
kdnnen zukinftig Aufstellplatze fir Wochenendhduser gemaR 8 2 Abs. 5 CW VO 2011
entstehen.

— Im westlichen Baufenster sowie z.T. im nordéstlichen Baufenster sind Wochenendh&user
entsprechend der Festsetzungen fiir das SO-Wochenendhausgebiet zulassig.

5.4 Verkehrsflachen, verkehrliche Erschlielung

Die ErschlieBung entspricht den Anforderungen der CW VO. Das Gebiet wird Uber den
offentlichen Weg ,,Kéfernberg“ erschlossen und entspricht damit den Bestimmungen gemaR
CW VO. Auf die Festlegung der inneren Erschliefung insbesondere von Flurstiick 571 wird hier
verzichtet, da es sich um ein privates Grundstiick handelt und dem Eigentlimer somit eine
groltmogliche Flexibilitat bei der Herrichtung des ErschlieRungsweges ermdglicht werden soll.

Die Anforderungen der CW VO 2011 sind bei der ErschlieBung zu beachten.

Fur FuBganger auf dem Grundstiick der 7. Anderung besteht eine direkte Zugangsmoglichkeit
zum UferfuBgangerweg durch ein Tor, sodass keine neuen FufRgéngerverkehre im Bereich der
Stralle Kéfernberg mit dem Planvorhaben zu erwarten sind.

5.5 Nebenanlagen
Garagen, Stellplatze
Die Gebiete SO 1 Wochenendhausgebiet und SO 2 Wochenendplatz dienen vorwiegend dem
zeitlich begrenzten Aufenthalt zum Zweck der Erholung. Zulassig sind somit:
— je ein Pkw-Stellplatz pro Aufstellplatz. Die Stellplatze sind grundsatzlich nur als offener
Stellplatz zul&ssig und in wassergebundener Decke zu befestigen
— die Pkw-Unterstellplatze sind zudem nur in Verbindung mit einem Wochenendhaus als
offener Carport oder Pergola einschliel3lich einer Begriinung mit Rankgehdlzen mdglich.
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— Garagen sind in den Sondergebieten (SO 1, SO 2) grundsétzlich nicht zuldssig.

Die Festsetzungen zu den Nebenanlagen ergeben sich aus den Festsetzungen des rechtskraftigen
Bebauungsplans Nr. 44A und bleiben bestehen um den Versiegelungsgrad und den Eingriff in
den Boden so gering wie moglich zu halten und das Gesamterscheinungsbild zu wahren.

Wege
Fir die Befestigung der inneren Wegeerschliellung werden bitumindse und zementgebundene

Baustoffe ausgeschlossen. Diese Festsetzung wird aus dem rechtskraftigen Bebauungsplan
Nr. 44A Gbernommen und zielt darauf ab, den Versiegelungsgrad im Plangebiet so gering wie
maoglich zu halten.

5.6 Geh, Fahr- und Leitungsrechte

Geh- und Fahrrecht zugunsten des Eigentiimers von Flurstiick 571

Zugunsten des Eigentimers von Flurstiick 571 wird ein Geh- und Fahrrecht festgesetzt, damit
der Eigentimer das Recht erhalt, sein Grundstiick tber diese Zufahrt zu betreten und zu
befahren. Das Geh- und Fahrrecht ist grundbuchrechtlich bereits gesichert und wird
ubernommen.

Leitungsrecht zugunsten der DLRG bzw. Flurstiick 453

Zugunsten der DLRG bzw. des Eigentimers des Flurstiicks 453 wird ein Leitungsrecht
festgesetzt, um die Zuganglichkeit der Leitung zum Zweck der Pflege, Uberpriifung, Wartung
und Reparatur der Leitung sicherzustellen. Es berechtigt den Eigentumer des Flurstlicks 453 das
Flurstiick 571 zu diesen Zwecken zu jeder Zeit zu betreten und zu befahren oder durch Dritte
betreten oder befahren zu lassen. Das Leitungsrecht ist grundbuchrechtlich bereits gesichert und
wird Ubernommen.

Leitungsrecht zugunsten des Eigentiimers von Flurstiick 571
Zugunsten des Eigentlimers des Flurstlicks 571 besteht ein Leitungsrecht ber die Flurstiicke
569, 412 und 407. Das Leitungsrecht ist grundbuchrechtlich bereits gesichert.

5.7 Malinahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft
Zu dieser Bebauungsplandnderung wurde durch das Biro Griner Winkel, NUmbrecht, ein
Landschaftspflegerischer Fachbeitrag erarbeitet. Der Eingriff in Natur und Landschaft wurde
gepruft sowie geeignete Ausgleichs- und Ersatzmafnahmen als Grundlage fiir die Festsetzungen
und Hinweise im Bebauungsplan dargestellt. Die Belange des Umweltschutzes, des
Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere die des Naturhaushaltes, des Wassers,
der Luft, des Bodens sowie des Klimas werden berlcksichtigt. Die landschaftsgerechte
Neugestaltung des Landschafts- und Ortsbildes wird durch eine angepasste Bauweise und
Festsetzungen zum Anpflanzen von heimischen Bdumen und Strduchern vorgesehen. Insgesamt
sind durch die Planung bei Bericksichtigung von konfliktmildernden MalRnahmen und
entsprechender ~ KompensationsmalBnahmen  keine  erheblichen  oder  nachhaltigen
Beeintrachtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes zu erwarten. Die Ergebnisse
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und Malinahmen aus dem Landschaftspflegerischen Fachbeitrag, die im Bebauungsplan als
Festsetzungen und/oder Hinweis beriicksichtigt werden, werden im Folgenden zusammenfassend
dargestellt:

Flachen oder MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft gemaR 89 (1) Nr. 20 Baugesetzbuch (BauGB)

Zur Vermeidung von Beeintrachtigungen der Tierwelt wird der Hinweis im Bebauungsplan
aufgenommen, dass gemal der Vogelschutzrichtlinie grundsétzlich die Bruten aller
wildlebenden Vogelarten vor Zerstérung zu schitzen sind. Um Verbotstatbestande zu
vermeiden, sind notwendige Baumféllungen und Gehdlzrodungen nur auferhalt der Brutzeit
vorzunehmen, also in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 28. (29.) Februar, da sich einige
Singvogelbruten bis August hinziehen konnen. Auf Grundlage des Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) ist die MalRnahme zum Artenschutz zu beachten. Daher wird die Bauzeitenregelung
als Hinweis im Bebauungsplan aufgenommen.

Die Planung fihrt bei Umsetzung der Festsetzungen zu Flachenneuversiegelungen von Boden
und damit zu einem Verlust bzw. einer starken Einschrdnkung von Bodenfunktionen. Zum
Schutz des Bodens ist wahrend der Bauarbeiten schonend mit dem Oberboden zu verfahren (vgl.
Gesetz zum Schutz des Bodens vom 17. Marz 1998; DIN 18300 vom Oktober 1979;
Landesbodenschutzgesetz fur das Land Nordrhein-Westfalen vom 09. Mai 2000). Es sind
insbesondere folgende Malinahmen zu bercksichtigen:

Beschrankung der Bautatigkeiten auf Zeiten geringer Bodenfeuchte

Verminderung des spezifischen Bodendrucks durch Einsatz geeigneter Baufahrzeuge
Minimierung des Baufeldes

Getrennte Lagerung des Oberbodens und Wiedereinbau im Bereich der Griinflachen
Sachgerechte Entsorgung des nicht mehr bendtigten Aushubs

Die oben genannte Bodenversiegelung flhrt zu einer Erhdhung des Oberflachenabflusses und
einer Verminderung der Grundwasserneubildungsrate. Im gesamten Baustellenbereich besteht
wahrend der Bauphase eine potenzielle Gefahrdung des Grundwassers und der Bevertalsperre
durch Wasser gefahrdende Stoffe wie Treibstoffe, Schmiermittel etc. Daher sind zum Schutz des
Wassers wéhrend der Bauarbeiten besondere VorsichtsmaBnahmen beim Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen festzuschreiben. Die Lagerung von Kraftstoffen und Olen sowie das
Betanken der eingesetzten Baufahrzeuge und Maschinen haben so zu erfolgen, dass keine
Leckagen im Erdbereich auftreten. Mogliche Beeintrachtigungen des Grundwassers und der
Bevertalsperre wahrend der Bauphase sind durch Schutzmalinahmen zu vermeiden.

Die MalRnahmen zum Schutz des Bodens und des Wassers werden als Hinweis in den
Bebauungsplan aufgenommen.

Flachen oder MalRnahmen zum Anpflanzen von Bé&umen, Strduchern und sonstigen
Bepflanzungen in Verbindung mit Bindungen fiir Bepflanzungen und fir die Erhaltung von
Bdumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen gemaR 89 (1) Nr. 25a und b Baugesetzbuch
(BauGB)

Das Plangebiet ist Teil der Erholungslandschaft entlang der Bevertalsperre und erfullt
uberregionale Erholungsfunktionen. Da besondere Empfindlichkeiten des Landschaftsbildes
gegenlber Veranderungen und baulichen Anlagen bestehen, wird die Begriinung von Carports
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oder Pergolen festgesetzt. Diese Malinahme ist im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag als
»M1“ bezeichnet und textlich im Bebauungsplan festgesetzt.

Zeitliche Umsetzung

Die Schutz- und Sicherungsmafnahmen sind vor bzw. wahrend der Bauarbeiten umzusetzen und
durch die Bauleitung sicherzustellen. Die Begrinung mit Gerustkletterpflanzen (M1) ist zur
néchsten Pflanzperiode nach Herstellung des Carports oder der Pergola durchzufthren.

Fazit Bilanzierung

Die Bilanzierung der geplanten Eingriffe und Ausgleichsmanahmen zeigt, dass ein
vollstandiger Ausgleich fur Eingriffe in das Biotoppotenzial im Plangebiet selbst nicht erreicht
wird. Das verbleibende Defizit von 2.106 6kologischen Wertpunkten ist durch Ankauf von
Okopunkten von der Schloss-Stadt Hiickeswagen auszugleichen. Die 2.106 Biotopwertpunkte
aus dem Okokonto der Schloss-Stadt Hiickeswagen werden fiir die MaBnahme
,»Grundlagenermittlung Kompensationsflachenpool* verwendet.

5.8 Niederschlagswasserbeseitigung

Nach 8 51 a Landeswassergesetz (LWG) n. F. ist Niederschlagswasser, das von Grundstiicken,
die nach dem 01.01.1996 bebaut, befestigt oder an die 6ffentliche Kanalisation angeschlossen
werden, vor Ort zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah, direkt und ohne Vermischung mit
Schmutzwasser Uber eine Kanalisation in ein Gewadsser einzuleiten, sofern dies ohne
Beeintrachtigung des Wohles der Allgemeinheit moglich ist.

Im Geltungsbereich der 7. Bebauungsplananderung sind schon heute Teilflachen versiegelt. Das
Niederschlagswasser von Dach- und befestigten Hof- und Wegeflachen versickert derzeit ,,uber
die Schulter”, in den unbefestigten Randbereichen tber die belebte Bodenzone oder l&uft in die
Bevertalsperre ab. Daher wird festgesetzt, dass das auf den privaten Grundstiicken anfallende
unbelastete Niederschlagswasser jeweils auf dem Grundsttick zu versickern, zu verrieseln oder in
das ortsnahe Gewasser einzuleiten ist. Das auf befestigten Wege-, Hof- und Parkflachen
anfallende Niederschlagswasser ist jeweils Uber die belebte Bodenzone auf dem Grundstiick zu
versickern.

6 Ortliche Bauvorschriften

In der 7. Bebauungsplananderung des BP Nr. 44A werden Festsetzungen zu Dachformen und
Dachfarben getroffen. Diese sind aus dem bestehenden Bebauungsplan Nr. 44A Ubernommen.
Mit den Festsetzungen wird sichergestellt, dass die bauliche Gestaltung der geplanten Bauten
dem Orts- und Landschaftsbilds entspricht ohne dabei die architektonisch-gestalterische Freiheit
fur Bauherren UbermdRig einzuschrénken. Die Festsetzungen entsprechen den in der Schloss-
Stadt Hickeswagen und im Planbereich vorherrschenden stadtgestalterischen Elementen.

7 Hinweise

Es ist nicht auszuschlieRen, dass Kampfmittel im Boden vorhanden sind. Daher sind Erdarbeiten
mit entsprechender Vorsicht auszufuhren. Sollten Kampfmittel gefunden werden, ist aus
Sicherheitsgriinden die Arbeit einzustellen und umgehend die ndchstgelegene Polizeidienststelle
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oder der Kampfmittelrdumdienst zu benachrichtigen. Bei Erdarbeiten mit erheblichen
mechanischen Belastungen (Rammarbeiten, Pfahlgrindungen, Verbauarbeiten) wird eine
Sicherheitsdetektion empfohlen.

Es ist nicht auszuschlieen, dass wahrend der Bauarbeiten, insbesondere der Herstellung der
Stralle, Emissionen/Belastigungen durch Staub und Larm auftreten kdnnen. Daher sind im Zuge
der Baugenehmigungen entsprechende vorsorgende MaRnahmen nachzuweisen, die geeignet
sind die Emissionen zu begrenzen.

8 Umweltbericht

Fur die 7. Anderung des Bebauungsplans Nr. 44 A wurde gemaR §82 Abs. 4 und § 2a BauGB ein
Umweltbericht durch das Biro Planungsgruppe Griner Winkel, Nimbrecht, erstellt. Der
Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil - Teil 1l- der Begrindung. Als wesentliches
Ergebnis der Umweltpriifung ist festzuhalten, dass unter Berlicksichtigung der Malinahmen zur
Vermeidung, Verminderung und Kompensation der Umweltauswirkungen durch die
Bebauungsplananderung keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.

9 Flachenbilanz

Nutzung Flache ca. gm

Sondergebiet SO 1 Wochenendhausgebiet 795
(entspricht bestehendem Planungsrecht)

Sondergebiet SO 2 Wochenendplatz 933
davon Uberbaubare Fliche 483

Plangebiet insgesamt 1.728
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10 Verfahrensubersicht

09.09.2013

15.10.2013

29.09.2015

26.10.2015

29.10.-
30.11.2015
26.01.2016

01.08.-
01.04.2016
01.08.-
01.04.2016

Empfehlung  des  Ausschusses fur  Stadt- und Verkehrsplanung,
Wirtschaftsforderung und Umwelt zur Durchfihrung der 7. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 44A , Kéfernberg*

Beschluss des Rates der Schloss-Stadt Huckeswagen zur Durchfiihrung der 7.
Anderung zum Bebauungsplan Nr. 44A ,,Kéfernberg*

Beschluss Uber die Anderung des Geltungsbereiches sowie zur frithzeitigen
Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB

Anschreiben zur friihzeitigen Beteiligung der Trager o6ffentlicher Belange
Frihzeitige Beteiligung der Burger gem. § 3 Abs. 1 BauGB

Beschluss zur Auslegung des Planentwurfes durch den Ausschuss fur Stadt-
und Verkehrsplanung, Wirtschaftsforderung und Umwelt

Beteiligung der Tréager 6ffentlicher Belange

Beteiligung der Birger gemal § 3 Abs. 2 BauGB

Empfehlung des  Ausschusses fir  Stadt- und  Verkehrsplanung,
Wirtschaftsforderung und Umwelt zum Satzungsbeschluss zur 7. Anderung des

Bebauungsplanes Nr. 44A , Kéfernberg*

Satzungsbeschluss des Rates der Schloss-Stadt Hiickeswagen zur 7. Anderung
des Bebauungsplanes Nr. 44A , Kéfernberg“
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11 Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. I S.
2414), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBI. I. S. 1722)

Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung —
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt
geédndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBI. | S 1548)

Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhaltes
(Planzeichenverordnung — PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. | S. 58), zuletzt ge&ndert durch
Art. 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI. I. S. 1509).

Bauordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW - Landesbauordnung) in der
Fassung vom 01.03.2000 (GV NRW, S. 256), zuletzt ge&ndert durch Artikel 2 des Gesetzes zur
Modernisierung des  Verwaltungsverfahrensgesetzes und zur  Anpassung  weiterer
Rechtsvorschriften vom 20.05.2014 (GV.NRW S. 294)

Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) zuletzt geandert durch Artikel 1 G zur
Weiterentwicklung der politischen Partizipation in den Gemeinden und zur And.
kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 19.12.2013 (GV.NRW.S. 878)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBI. | S. 2542) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 01.03.2010 (BGBI. | S. 2542), zuletzt ge&dndert durch Art. 4 Abs. 100 des
Gesetzes vom 07.08.2013 (BGBI. | S 3154).

Gesetz zur Sicherung des Naturhaushalts und zur Entwicklung der Landschaft
(Landschaftsgesetz — LG) fir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21.07.2000 (GV NRW S. 568) zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 16.03.2010 (GV NRW S. 185).

Wassergesetz fir das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz — LWG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926) zuletzt gedndert am
16.03.2013 (GV. NRW 2013 S. 133ff.)

Verordnung tber Camping- und Wochenendplatze (Camping- und
Wochenendplatzverordnung — CW VO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000
(GV NRW S. 256) zuletzt gedndert am 24.03.2011 (GV. NRW S.197)

Schloss-Stadt Hiickeswagen, den .........cccocevenvennne
Im Auftrag

Andreas Schroder
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Teil B: Textliche Festsetzungen
1 Art der baulichen Nutzung

1.1 Sondergebiete, die der Erholung dienen

Als Art der baulichen Nutzung werden gemaR 8 10 Abs. 1 BauGB Sondergebiete, die der
Erholung dienen, gegliedert nach der jeweiligen Zweckbestimmung, festgesetzt.

1.1.1  Sondergebiet ,,SO 1 - Wochenendhausgebiet*

1. Das Sondergebiet dient vorwiegend dem zeitlich begrenzten Aufenthalt zum Zweck der
Erholung

2. Zulassig sind

=  Wochenendhéduser mit einer Grundflache von maximal 60 m2. Zu den Grenzen der
jeweiligen Aufstellplatze ist ein Mindestabstand von 2,50 m einzuhalten.

= Uberdachte Freisitze sind nur innerhalb der (iberbaubaren Grundstiicksflachen zulassig.
Sie durfen eine Grundflache von max. 15 gm nicht Gberschreiten.

= Unterkellerungen der baulichen Anlagen sind nicht zul&ssig.

1.1.2  Sondergebiet ,,SO 2 - Wochenendplatz*

1. Das Sondergebiet dient vorwiegend dem zeitlich begrenzten Aufenthalt zum Zweck der
Erholung.

2. Fur sdmtliche Vorhaben im SO 2 gelten die Vorschriften der CW VO 2011.

3. Zuléssig sind

= Wochenendhduser, die nach CW VO (8 2 Abs. 4) standig oder wiederkehrend wéhrend
bestimmter Zeiten des Jahres betrieben werden. Als solche Wochenendhduser gelten auch
nicht  jederzeit  ortsverdnderlich  aufgestellte = Wohnwagen.  Zuldssig  sind
Wochenendhduser mit einer Grundflache von hochstens 50 mz.

= Uberdachte Freisitze sind nur innerhalb der tiberbaubaren Grundstiicksflachen zulassig.
Sie durfen eine Grundflache von max. 10 gm nicht Gberschreiten.

= Der Zweckbestimmung des Gebietes dienende Sanitareinrichtungen.

= Unterkellerungen der baulichen Anlagen sind nicht zuldssig.
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2 Mal3 der baulichen Nutzung, H6hen baulicher Anlagen

2.1  Zuléassige Hohen

Innerhalb der Baugebiete darf gemédR 8§ 16 Abs. 2 Ziff. 4 BauNVO die Oberkante der zu
errichtenden baulichen Anlagen und Geb&ude die im Plan eingeschriebene maximale Hoéhe tber
Bezugspunkt nicht Gberschreiten.

In dem Sondergebiet SO 1 ,Wochenendhaus* darf die Hohe des Erdgeschossfubodens in
Hausmitte max. 0,5 m Uber Gelédndeoberkante (nattirlichem, gewachsenen Erdreich) liegen.

2.2 Bezugspunkt, Oberkante

Als Bezugspunkt fir die festgesetzte Hohe OK/FH gilt die Ho6henangabe in der
Katastergrundlage des Bebauungsplanes, die dem Mittelpunkt des Hauptfirstes des
Hauptgebaudes am néchsten liegt. Bei mehreren gleich weit entfernten Punkten gilt die hochste
Hohenangabe.

Oberkante (OK/FH): Die Oberkante/Firsthohe definiert sich Uber die obersten Bauteile einer
baulichen Anlage.

3 Nebenanlagen

Garagen, Stellplatze

Im SO1-Wochenendhausgebiet und SO2-Wochenendplatz ist je ein Pkw-Stellplatz pro
Standplatz zul&ssig.

Die Pkw-Stellplatze sind grundsétzlich nur als offener Stellplatz zul&ssig und in
wassergebundener Decke zu befestigen.

Zudem sind die Pkw-Unterstellplatze nur in Verbindung mit einem Wochenendhaus als offener
Carport oder Pergola einschlieBlich einer Begriinung mit Rankgehdlzen maoglich.

Garagen sind in den Sondergebieten (SO 1, SO 2) grundsatzlich nicht zulassig.

Wege
Die Befestigung der inneren WegeerschlieBung mit bitumingsen und zementgebundenen

Baustoffen ist nicht zul&ssig.

4 Geh- und Fahrrecht, Leitungsrecht

Zugunsten des Eigentlimers von Flurstiick 571 wird ein Geh- und Fahrrecht (G+F) gemaR
Planeinschrieb festgesetzt. Der Eigentimer erhélt so das Recht, das Grundstiick (Flurstiick 571)
uber diese Zufahrt zu betreten und zu befahren.

Zugunsten des Eigentimers von Flurstiick 453 wird ein Leitungsrecht (L) gemal Planeinschrieb
festgesetzt. Der Eigentlmer des Flurstiicks 453 ist berechtigt, in diesem Bereich Leitungen jeder
Art zu verlegen, zu halten, zu reinigen und zu unterhalten. Die Leitungen durfen nicht belastet,
verschoben oder beschéadigt werden.
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5 Flachen oder MalRnahmen zum Anpflanzen von B&umen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen in Verbindung mit Bindungen fiur Bepflanzungen und
fur die Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9
Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB

5.1 Mallnahme 1 (M1): Begriinung von Carports oder Pergolen

Eine Begrinung von Carports und Pergolen ist durch Gerustkletterpflanzen gemaR der
nachfolgenden Pflanzenauswahlliste vorzusehen.

Pflanzenauswahlliste: Geriistkletterpflanzen

Pfeifenwinde Aristolochia macrophylla

Geil3blatt Lonicera japonica, x heckrottii, caprifolium u. a.
Blauregen Wisteria sinensis, floribunda

Kletterrosen Rosa div.

Waldrebe Clematis div.

Winterjasmin Jasminum nudiflorum

5.2 Durchfiihrung

Die Schutz- und Sicherungsmafnahmen sind vor bzw. wahrend der Bauarbeiten umzusetzen und
durch die Bauleitung sicherzustellen.

Die unter Pkt. 5.1 festgesetzte Begriinung durch Gerustkletterpflanzen ist zur ndchsten
Pflanzperiode nach Herstellung des Carports oder der Pergola durchzufihren.

6 Externe Ausgleichsflachen

Den Eingriffen im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 44A, 7. Anderung wird gemaR
89 Abs. 1a, S.2, Hs BauGB folgende Kompensationsmanahme auBerhalb des Plangebietes
zugeordnet:

2106 Biotopwertpunkte werden aus dem Okokonto der Schloss-Stadt Hiickeswagen fiir die
MaRnahme ,,Grundlagenermittlung Kompensationsflachenpool* verwendet.

7 Niederschlagswasserbeseitigung

Gemal} § 51 a Landeswassergesetz fur das Land NRW (LWG) n. F. wird festgesetzt, dass das auf
den privaten Grundstiicken anfallende unbelastete Niederschlagswasser jeweils auf dem
Grundstiick zu versickern, zu verrieseln oder in das ortsnahe Gewasser einzuleiten ist.

Das auf befestigten Wege-, Hof- und Parkflachen anfallende Niederschlagswasser ist jeweils
uber die belebte Bodenzone auf dem Grundstick zu versickern, oder nach geeigneter
Vorreinigung in das Gewasser einzuleiten.
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8 Ortliche Bauvorschriften
Dachformen und Dachfarben (8§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 86 Abs. 4 BauO NW)

Die Dacher der Wochenendh&user sind mit einer Dachneigung zwischen 23° und 30° zu
errichten. Die jeweilige Dachneigung, Giebel und Traufstdndigkeit zu den Hohenlinien bzw.
inneren ErschlieBungsstralien ist einheitlich zu beziehen.

Die das Gesamterscheinungsbild pragende Gestaltung der Dach- und AuRenflachen ist mit
erdfarbenen Materialien auszufiihren.

Die Dacher sind als Ziegel oder Grasdach auszufiihren. Ausnahmsweise sind Pappschindeln
zugelassen.

Teil C: Hinweise
1 Meldepflicht bei Funden von Kampfmitteln

Es ist nicht auszuschlieBen, dass Kampfmittel im Boden vorhanden sind. Daher sind Erdarbeiten
mit entsprechender Vorsicht auszufuhren. Sollten Kampfmittel gefunden werden, ist aus
Sicherheitsgriinden die Arbeit einzustellen und umgehend die ndchstgelegene Polizeidienststelle
oder der Kampfmittelrdumdienst zu benachrichtigen. Bei Erdarbeiten mit erheblichen
mechanischen Belastungen (Rammarbeiten, Pfahlgriindungen, Verbauarbeiten) wird eine
Sicherheitsdetektion empfohlen.

2 Meldepflicht bei Funden von Bodendenkmalern

Es wird ausdriicklich auf die 88 15, 16 Denkmalschutzgesetz NRW hingewiesen. Beim
Auftreten arch&ologischer Bodenfunde oder Befunde sind die Gemeinde als Untere
Denkmalbehorde oder das Rheinische Amt fir Bodendenkmalpflege unverziglich zu
informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind zundchst unveréndert zu erhalten. Die Weisung
des Rheinischen Amts flir Bodendenkmalpflege fur den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.

3 Artenschutz

GemaR der Vogelschutzrichtlinie sind grundsétzlich die Bruten aller wildlebenden Vogelarten
vor Zerstorung zu schutzen. Notwendige Baumféllungen und Gehdlzrodungen sind nur
auflerhalb der Brutzeit, also vom 01. Oktober bis zum 28. (29.) Februar einschlieBlich zulassig.

Auf die vorliegende Artenschutzrechtliche Prufung (Stufe 1 Vorprifung) zu diesem
Bebauungsplan BP Nr. 44A, 7. Anderung ,,Kéfernberg* wird hingewiesen. Bei einer erheblich
verzogerten Umsetzung der zuldssigen BaumaBnahmen ist ggf. u prifen, ob sich
zwischenzeitlich planungsrelevante Arten im Plangebiet und dessen Wirkungsbereich
angesiedelt haben.

4 Schutz des Bodens

Mit dem Oberboden ist vor allem wahrend der Bauphase in der im landschaftspflegerischen
Fachbeitrag angegebenen Weise schonend und sorgsam umzugehen.
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Es sind insbesondere folgende Malinahmen zu beriicksichtigen
= Beschrankung der Bautatigkeiten auf Zeiten geringer Bodenfeuchte
= Verminderung des spezifischen Bodendrucks durch Einsatz geeigneter Baufahrzeuge
= Minimierung des Baufeldes
= Getrennte Lagerung des Oberbodens und Wiedereinbau im Bereich des Griinflachen

= Sachgerechte Entsorgung des nicht mehr bendtigten Aushubs

5 Schutz des Grundwassers und der Bevertalsperre

Waéhrend der Bauarbeiten sind besondere VorsichtsmaBnahmen beim Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen geboten. Die Lagerung von Kraftstoffen und Olen sowie das
Betanken der eingesetzten Baufahrzeuge und Maschinen haben so zu erfolgen, dass keine
Leckagen im Erdbereich auftreten. Mogliche Beeintrdchtigungen des Grundwassers und der
Bevertalsperre wahrend der Bauphase sind durch Schutzmafnahmen zu vermeiden.

6 Immissionsschutz

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist im Einzelfall nachzuweisen, dass durch
geeignete bauliche und organisatorische MaRnahmen die Emissionen (Staub/L&rm) wéhrend der
Bauarbeiten so begrenzt werden, dass erhebliche schadliche Umwelteinwirkungen auf die
benachbarten schutzwirdigen Nutzungen vermieden werden.

7 Camping- und Wochenplatzverordnung

Auf die Bestimmungen und Vorschriften der Camping- und Wochenendplatzverordnung
(CW VO) wird hingewiesen. Die Verordnung ist der 7. Anderung des Bebauungsplans Nr. 44A
als Anlage beigeflgt.

8 Hinweis

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-
Vorschriften) werden gemeinsam mit der Planurkunde im Rathaus der Stadt Hiickeswagen,
Auf’m Schloss 1, wahrend der Offnungszeiten in der Abteilung FB 11l — Bauen , Planung,
Umwelt — Stadtplanung — zu jedermanns Einsicht bereit gehalten.

Schloss-Stadt Hiickeswagen, den .............ccce.ee.
Im Auftrag

Andreas Schroder
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7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 44 A , Kifernberg®, Schloss-Stadt Hiickeswagen,
Begriindung Teil B; Umweltbericht

1 Hinweise zur Durchfithrung der Umweltpriifung

Das Instrument zur Beriicksichtigung der Umweltbelange im Bauleitplanverfahren ist die Umwelt-
prifung gem. § 2 (4) BauGB, in der voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen ermittelt und in
einem Umweltbericht gem. § 2a BauGB festgehalten werden. Die Umweltpriifung wurde auf Grund-
lage vorhandener Daten vorgenommen.

Zur Beurteilung der Planung aus Sicht von Natur und Landschaft wurde ein landschaftspflegeri-
scher Fachbeitrag mit naturschutzrechtlicher Eingriffsregelung und Bilanzierung von Eingriff und
Ausgleich erstellt. Der Fachbeitrag greift auf die flichendeckende Kartierung der Lebensraume des
Plangebietes vom Marz und Juli 2015 zurtick. Die Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich erfolgte
gemal} der Methode zur 6kologischen Bewertung der Biotopfunktionen von Biotoptypen von LUD-
WIG und MEINIG 1991 (Biiro Froelich + Sporbeck) sowie des Verfahrens zur Uberpriifung des Min-
destumfanges von Ausgleich- bzw. ErsatzmaBBnahmen bei Eingriffen in die Biotopfunktionen von
FROELICH + SPORBECK 1991. Das Schutzgut Boden wird gemif3 der Bewertungsgrundsitze und
Ausgleichsverpflichtungen fir Eingriffe in Boden des Oberbergischen Kreises bilanziert. Aufgrund
der Artenschutzbestimmungen gemdl §44 Bundesnaturschutzgesetz ergibt sich im Rahmen der Bau-
leitplanung die Notwendigkeit zur Durchfiihrung einer Artenschutzpriifung. Diese Artenschutzprii-
fung (Stufe I: Vorpriifung) wurde im Rahmen des Fachbeitrages als eigenstdndiges Gutachten erar-
beitet.

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen wird verbal argumentativ vorgenommen. Sie erfolgt iiber
eine Verkniipfung der Intensitdt der mit dem Vorhaben verbundenen Wirkungen und Konflikte mit
der Schutzwiirdigkeit und Empfindlichkeit der Schutzgiiter. Dabei werden alle MafBnahmen zur
Vermeidung/Verminderung der Wirkungen sowie zum okologischen Ausgleich berticksichtigt. Es
werden vier Stufen der Erheblichkeit auf einer Ordinal-Skala unterschieden: nicht erheblich, weniger
erheblich, erheblich und sehr erheblich.

2 Kurzdarstellung der Planung

Das Plangebiet erstreckt sich, umgeben von Segelsportnutzungen sowie dem Clubhaus der DLRG
im Stiden und Wochenendhdusern im Norden, auf einem ufernahen Hangbereich an der Bevertal-
sperre. Die Grundstiicke werden mit kleinen Hiitten und Wohnwagen zu Freizeit- und Erholungs-
zwecken genutzt. Der Grundstiickseigentiimer beabsichtigt, anstelle der bisher eher provisorischen
Hiitten, die Errichtung von Wochenendhdusern, wie sie bereits angrenzend vorhanden sind. Diese
Zielsetzung ist nicht mit dem derzeitigen Planungsrecht abgedeckt. Zwar ist ein Teilbereich des
Plangebiets im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 44A  Kifernberg® als SO- Wochenendhaus-
gebiet festgesetzt, allerdings ist das festgesetzte Baufenster in diesem Bereich so eng bemessen, dass
die Errichtung von einem oder zwei Wochenendhdusern nahezu unmaoglich ist. Der tibrige Teil des
Plangebietes ist als ,Sondergebiet Clubhaus DLRG* ausgewiesen und steht somit der Errichtung
von Wochenendhiusern entgegen. Demzufolge ist die 7. Anderung des Bebauungsplans Nr. 44A
,Kafernberg® erforderlich geworden.

GroBe des Plangebietes der 7. Anderung 1.728 m?2
davon SO I: (entspricht dem bestehenden Planungsrecht) 795 m?
davon SO 2: 933 m?
Neue bebaubare Flachen (Baufenster) 483 m?
Sonstige Flachen (Nebenanlagen) 93 m?
Maximaler Flachenanspruch 576 m?
Davon bereits rechtskréftig moglich: GRZ 0.2 + 0.1 Nebenanlagen 280 m?
Bilanzierungsrelevant (576 m? - 280 m?) 296 m?
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7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 44 A , Kifernberg®, Schloss-Stadt Hiickeswagen,
Begriindung Teil B; Umweltbericht

2.1 Fachplidne, Schutzausweisungen und Vorrangnutzungen

Regionalplan
Der Regionalplan fiir den Regierungsbezirk Koln, Teilabschnitt Region Koln, stellt fiir das Plange-

biet Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) firr zweckgebundene Nutzungen, Freizeiteinrichtungen
und Freizeitanlagen dar.

Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan der Stadt Hiickeswagen stellt das Plangebiet als Sondergebiet (SO) fiir
,Erholungszwecke* dar. Ein schmaler Streifen im Osten des Plangebietes ist im FNP als , Flache fiir
Wald* dargestellt. Reale Nutzung ist jedoch Scherrasen.

Die 7. Anderung des Bebauungsplan Nr. 44 A wird aus dem Flachennutzungsplan entwickelt

Rechtskriftiger B-Plan

Im Bebauungsplan Nr. 44A ist im Bereich der 7. Anderung fiir den nordlichen Bereich ,,Sondergebiet
Wochenendhausgebiet® und fiir den stidlichen Bereich ,,Sondergebiet Clubhaus DLRG* festgesetzt.
Das als Wochenendplatz geplante Flurstiick 449 ist damit nach derzeit gultigem Planungsrecht zu
einem grofen Teil als ,,Sondergebiet DLRG* festgesetzt.

Landschaftsplan
Das B-Plangebiet der 7. Anderung befindet sich nicht im raumlichen Geltungsbereich des Land-
schaftsplanes Nr. 8 Hiickeswagen“ des Oberbergischen Kreises.

Besonders geschiitzte Teile von Natur und Landschaft: Fldchen mit Vorrangfunktionen

Die angrenzende Bevertalsperre ist (aullerhalb des Geltungsbereiches des BP 44 A) als Landschafts-
schutzgebiet (L1) abgegrenzt. Die Schutzausweisung erfolgte gemafl § 26 Abs. 1 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) zur Erhaltung sowie zur Entwicklung und Wiederherstellung der Leis-
tungsfahigkeit des Naturhaushaltes und der Vielfalt, Eigenart und Schonheit des Landschaftsbildes.

Es befinden sich keine weiteren Schutzgebiete oder Flichen mit Vorrangfunktionen im raum-
lich/funktionalen Umfeld des Plangebietes.

2.2 Fachgesetze

Innerhalb der Fachgesetze sind fiir die Schutzgiiter allgemeine Grundsitze und Ziele formuliert, die
fur die zu bewertenden Schutzgiiter Beriicksichtigung finden miissen. Nachfolgende Zielaussagen
sind relevant:

Schutzgut Quelle Zielaussagen
Mensch und | Baugesetzbuch (BauGB) Beriicksichtigung der Belange des Umweltschutzes bei der Aufstel-
seine lung der Bauleitplane; Schutz des Menschen vor schidlichen Um-
Gesundheit welteinwirkungen.
DIN 18005 ..Schallschutz im Als Voraussetzung fur gesunde Lebensverhiltnisse der Bevolkerung
Stidtebau*” ist ein ausreichender Schallschutz notwendig. Die Verringerung des

Schalls soll insbesondere am Entstehungsort, aber auch durch
stadtebauliche Mafinahmen in Form von Larmvorsorge und -
minderung bewirkt werden.

TA-Lérm Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schiadlichen
Umwelteinwirkungen durch Gerausche sowie deren Vorsorge.
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Begriindung Teil B; Umweltbericht

Schutzgut Quelle Zielaussagen
Bundesimmissionsschutzgesetz Schutz des Menschen, der Pflanzen und Tiere, des Bodens, des
(BImSchG). inkl. Verordnungen | Wassers, der Atmosphére sowie der Kultur- und Sachgiiter vor

schadlichen Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeugen
hinsichtlich des Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche
Nachteile und Beléstigungen durch Luftverunreinigungen, Geriu-
sche, Erschiitterungen, Licht, Warme, Strahlen, Schadstoffe und
ahnlichen Erscheinungen).

Tiere und LEU- Artenschutzverordnung und | Schutz besonders oder streng geschiitzter Arten,

Pflanzen Bundesartenschutzverordnung: Verbot der Zerstdrung von Biotopen, die fiir dort wild lebende Tiere
Bundesnaturschutzgesetz und Pflanzen streng geschiitzter Arten nicht ersetzbar sind, gem. §

44 BNatSchG
Bundesnaturschutzgesetz Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wertes und als
Lebensgrundlagen des Menschen auch in Verantwortung fiir die
kuinftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich
so zu schiitzen, zu pflegen, zu entwickeln und, soweit erforderlich,
wiederherzustellen, dass
- die Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes,
- die Regenerationsfahigkeit und die nachhaltige Nutzungsfahigkeit
der Naturgiiter,
- die Tier- und Pflanzenwelt einschl. ihrer Lebensstétten und Le-
bensraume sowie
- die Vielfalt, Eigenart und Schonheit sowie der Erholungswert von
Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind.
Baugesetzbuch (BauGB) Bei der Aufstellung der Bauleitplane sind insbesondere die Belange
des Umweltschutzes, einschlieSlich des Naturschutzes und der
Landschaftspflege, zu beriicksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7).

Boden Bundes- Bodenschutzgesetz Ziel ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder
(BBodSchG) und Landesboden- | wiederherzustellen (§ 1 BbodSchG). Mit Grund und Boden soll
schutzgesetz (LbodSchG) fiir das | sparsam und schonend umgegangen werden, dabei sind Bodenver-
Land Nordrhein-Westfalen siegelungen auf das notwendige Maf3 zu begrenzen (§ 1

LbodSch@G).
Bundes-Bodenschutz- und Altlas- | Ziel ist die Erfassung und ggf. Sanierung von Altlasten und Schad-
tenverordnung (BbodSchV) stoffen zum Schutz des Menschen.
Baugesetzbuch (BauGB) Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen
werden (§ 1a Abs. 1).

Wasser Wasserhaushaltsgesetz (WHG) Sicherung der Gewasser als Bestandteil des Naturhaushaltes und
und Landeswassergesetz NRW als Lebensraum fiir Tiere und Pflanzen und deren Bewirtschaftung
AWG) zum Wohl der Allgemeinheit. Gewasser sind vor Beeintrachtigung

ihrer 6kologischen Funktionen zu schiitzen.

Verianderungen des Grundwasserkorpers durch Aufstauungen,
Absenkungen oder Schadstoffeintrdge sind zu vermeiden.
Niederschlagswisser in besiedelten Bereichen sind vor Ort oder
ortsnah zu versickern und in den Wasserkreislauf zuriickzuftihren.

Luft und Bundesimmissionsschutzgesetz Schutz des Menschen, der Pflanzen und Tiere, des Bodens, des

Luftqualitit | (BImSchG). inkl. Verordnungen | Wassers, der Atmosphire sowie der Kultur- und Sachgiiter vor

schadlichen Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeugen
hinsichtlich des Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche
Nachteile und Belastigungen durch Luftverunreinigungen, Gerdu-
sche, Erschiitterungen, Licht, Warme, Strahlen, Schadstoffe und
ahnlichen Erscheinungen).
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Schutzgut Quelle Zielaussagen

TA-Luft Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schadlichen
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen sowie deren
Vorsorge zur Erzielung eines hohen Schutzniveaus fiir die gesamte
Umwelt.

Landschaft | Bundesnaturschutzgesetz Schutz, Pflege und Entwicklung der Landschaft im besiedelten und
unbesiedelten Bereich zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Ei-
genart und Schonheit sowie des Erholungswertes von Natur und
Landschaft.

3 Gepriifte Alternativen

Die Grundstiicke der 7. Plandnderung befinden sich in Besitz der Auftraggeberin. Die Grundstiicke
werden mit kleinen Hutten und Wohnwagen zu Freizeit- und Erholungszwecken genutzt. Der
Grundstiickseigentiimer beabsichtigt, anstelle der bisher eher provisorischen Hiitten, die Errichtung
von Wochenendhdusern, wie sie bereits angrenzend vorhanden sind. Diese Nutzung der eigenen
Grundstiicke ist alternativlos. Hinsichtlich der Baufenster wurden verschiedene Varianten durch-
dacht. Die vorliegende Abgrenzung wurde unter Beriicksichtigung der funktionalen, stadtebaulichen
und okologischen Aspekte vorgenommen.

4 Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen einschlieBlich der Prognose bei
Durchfithrung der Planung

4.1 Schutzgut Mensch und seine Gesundheit

Beschreibung
Hinsichtlich der Bedeutung des Plangebietes fiir den Menschen und sein Wohlbefinden sind mogli-

che Belastungen durch Larm und Emissionen/Immissionen (menschliche Gesundheit, menschliches
Wohlbefinden) potenziell von Bedeutung.

Auswirkungen

Innerhalb der abgegrenzten Baugrenzen sind eine Errichtung von bis zu acht Wochenendhidusern
bzw. Wohnwagenplitze moglich. Bereits bislang wurde das Gelande von fiinf Nutzern angefahren.
Dabei handelt es sich nur um Zielverkehr. Mit einer relevanten oder messbaren Erhohung des Ver-
kehrsaufkommens und/oder Emissionen/Immissionen ist nicht zu rechnen. Eine Uberschreitung der
schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 wird ausgeschlossen.

Wertung
Die Beeintrachtigen und Wirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sind nicht erheblich.

4.2 Schutzgut Landschaft; Landschafts- bzw. Ortsbild

Beschreibung
Das Plangebiet befindet sich im Bereich einer nach Nordwesten ansteigenden Ufer-Hanglage der

Bevertalsperre. Das Geldnde wird von Scherrasenflachen, die abschnittsweise mit Hiitten sowie dau-
erhaft abgestellten Wohnwagen mit gepflasterten Platzen bestanden sind, geprigt. Es ist umgeben
von Segelsportnutzungen sowie dem Clubhaus der DLRG im Stiden und Wochenendhdusern im
Norden. Ostlich angrenzend verlauft ein neu hergestellter Uferweg entlang der Bevertalsperre mit
altem Baumbestand. Das Plangebiet ist Teil der Erholungslandschaft entlang der Bevertalsperre und
erfiillt iberregionale Erholungsfunktionen.

50



7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 44 A , Kifernberg®, Schloss-Stadt Hiickeswagen,
Begriindung Teil B; Umweltbericht

Auswirkungen
Fur das Landschaftsbild bedeutsame Elemente und visuell besonders wirksame Bestandteile der

Landschaft sind durch die Anderung des Bebauungsplanes nicht betroffen. Es wird eine Beschrin-
kung der Firsthohe festgelegt. Die Moglichkeiten der Ausformung und Gestaltung der Gebaude ori-
entieren sich an der vorhandenen Bebauung des Umfeldes. Beeintriachtigungen der Erholungseig-
nung des Raumes werden nicht prognostiziert.

Mafnahmen und Wertung

Die Beeintrachtigen des Landschaftsbildes sind weniger erheblich.

4.3 Schutzgut Pflanzen, biologische Vielfalt

Beschreibung
Bei dem Plangebiet handelt es sich weitgehend um Scherrasenflachen, die abschnittsweise mit Hiit-

ten und dauerhaft abgestellten Wohnwagen bestanden sind. Des Weiteren sind einzelne Bereiche mit
Platten/Pflastersteinen befestigt. Im Nordosten stehen ein Obstbaum und ein Laubbaum mit mittle-
rem Baumbholz.

Auswirkungen

Mit der Realisierung der Planung ist der Verlust von Lebensraumen verbunden. Betroffen sind weit-
gehend Scherrasen mit geringer Bedeutung fiir die Tier- und Pflanzenwelt.

MaBnahmen und Wertung

Die Kompensation der nicht ausgleichbaren Eingriffe erfolgt durch Ankauf von Okopunkten aus
dem Okokonto der Stadt Hiickeswagen. Die Beeintrichtigungen sind weniger erheblich.

4.4 Schutzgut Tiere

Beschreibung
Die Ausweisung einer neuen Baugrenze hat bei Realisierung der Planung den Verlust von Biotopen

und damit von Lebensraumen fiir die Tierwelt zur Folge. Betroffen sind Biotoptypen mit geringer
Bedeutung fiir die Tierwelt.

Auswirkungen

Aufgrund der Rechtslage gemdll Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 01.03.2010 (§ 44) so-
wie der Vorgaben von FFH- und Vogelschutz-Richtlinie wurde eine Artenschutzpriifung, Stufe I:
Vorpriifung durchgefiihrt. Es sind im eingriffsrelevanten Plangebiet keine europdisch geschiitzten
Arten bekannt oder zu erwarten. Verbotstatbestdnde des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG werden nicht
ausgelost.

MaBnahmen und Wertung

Zur Vermeidung von Beeintrachtigungen der Tierwelt werden Geholzrodungen, entsprechend § 39
Abs. 5, Satz 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), nur auBlerhalb der Brutzeit genommen, also in
der Zeit vom 1. Oktober bis zum 28. (29.) Februar. Die Beeintrachtigungen fur die Tierwelt sind
weniger erheblich.

4.5 Schutzgut Boden

Beschreibung
Bei den Boden im Plangebiet handelt es sich um Braunerden. Diese schluffigen Lehmbdden sind z.T.

steinig und sandig. Sie kommen im Naturraum grofflichig vor. Im Plangebiet sind die ehemals na-
tirlichen Boden durch die Terrassierung und Teilbefestigung des Geldndes anthropogen verandert.
Entsprechend der Bewertungsgrundsitze fir Eingriffe in das Bodenpotenzial des Oberbergischen
Kreises werden sie der Kategorie 0: ,,Anthropogen vorbelastete Boden“ zugeordnet.
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Auswirkungen
Die Planung fiihrt zu Flachenneuversiegelungen von Boden und damit zu einem Verlust bzw. einer

starken Einschrankung von Bodenfunktionen. Betroffen sind durch neue Festsetzungen im Rahmen
der Plananderung anthropogen beeinflusste Boden im Umfang von maximal 296 m>.

MaBnahmen und Wertung

Wihrend der Bauarbeiten ist schonend mit dem Oberboden zu verfahren (vgl. Gesetz zum Schutz
des Bodens vom 17. Mirz 1998; DIN 18300 vom Oktober 1979; Landesbodenschutzgesetz fiir das
Land Nordrhein-Westfalen vom 09. Mai 2000). Es werden Schutzmafnahmen wihrend der Bau-
phase aufgezeigt (vgl. Punkt 6).

Ein Funktionsverlust des Bodens ist durch Flichenversiegelung gegeben. Betroffen sind anthropogen
vorbelastete Boden Die Beeintrachtigungen fiir das Schutzgut Boden sind weniger erheblich.

4.6 Schutzgut Wasser

Beschreibung
Im Plangebiet selbst befinden sich keine Oberflachengewésser. Anfallendes Schmutzwasser wird

ordnungsgemdll im Trennsystem entsorgt. Die unbelasteten Niederschlagswasser der befestigten
Flachen versickern vor Ort tiber die belebte Bodenzone oder laufen in die Bevertalsperre. Bedeutsa-
me Grundwasservorkommen bzw. Grundwasserschutzgebiete sind nicht vorhanden. Die Bevertal-
sperre erstreckt sich ostlich des Plangebietes. Die Hochwasserlinie befindet sich auflerhalb des Plan-
gebietes. Die Bevertalsperre ist empfindlich gegeniiber jeglicher Art von moglichen Beeintrachtigun-
gen.

Auswirkungen

Die o. g. Bodenversiegelung fithrt zu einer Erhohung des Oberflichenabflusses und einer Verminde-
rung der Grundwasserneubildungsrate. Im gesamten Baustellenbereich besteht wahrend der Bau-
phase eine potenzielle Gefadhrdung des Grundwassers und der Bevertalsperre durch Wasser gefahr-
dende Stoffe wie Treibstoffe, Schmiermittel etc.

MaBnahmen und Wertung

Die ordnungsgemif3e Versickerung des unbelasteten Niederschlagswassers wird im Rahmen der
Bauantrige nachgewiesen. Wahrend der Bauarbeiten sind VorsichtsmaBnahmen beim Umgang mit
wassergefihrdenden Stoffen festzuschreiben. Die Lagerung von Kraftstoffen und Olen sowie das
Betanken der eingesetzten Baufahrzeuge und Maschinen haben so zu erfolgen, dass keine Leckagen
im Erdbereich auftreten. Negative Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind weniger erheblich.

4.7 Schutzgut Luft und Klima

Beschreibung
Gelandeklimatische Besonderheiten sind in erster Linie durch das Relief und den Bewuchs bedingt.

Das Plangebiet erfullt mit den Scherrasenflichen allgemeine kleinklimatische Funktionen. Klimati-
sche Vorrangflachen oder Schutzgebiete sind im Umfeld der Bevertalsperre nicht ausgewiesen.

Auswirkungen
Der Verlust von Vegetationsflachen bei gleichzeitiger Errichtung von Baukorpern hat negativen Ein-

fluss auf die kleinklimatischen Gegebenheiten. Betroffen sind in erster Linie Scherrasen mit nur ge-
ringen kleinklimatischen Wirkungen.

MaBnahmen und Wertung

Die Wirkungen auf das Schutzgut Luft und Klima sind weniger erheblich.
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4.8

Kultur- und sonstige Sachgiiter, die Objekte von gesellschaftlicher Bedeutung und offentlichem Inte-
resse sind, sowie Bodendenkmaéler gem. § 3 Denkmalschutzgesetz NRW sind im Plangebiet nicht
bekannt.

Wertung

Negative Auswirkungen sind nicht gegeben.

Kultur- und Sachgiiter

5 Prognose tiber die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchfithrung der Planung

Die Errichtung von Wochenendhéusern anstelle der bisher eher provisorischen Hiitten ist ohne die
Anderung des Bebauungsplanes nicht moglich. Der Standort ist fiir den Eigentiimer mittelfristig
nicht mehr zukunftsfahig. Die beschriebenen Auswirkungen auf die Schutzgiiter finden nicht statt.

6 Geplante MaBnahmen zur Vermeidung, Verringerung und
(einschlieBlich der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung)

zum Ausgleich

Die Belange des Umweltschutzes sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB bei der Aufstellung des Bauleit-
planes und in der Abwéagung nach § 1 Abs. 7 zu bericksichtigen. Im Besonderen sind auf der Grund-
lage der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gem. § 1a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 18 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) die Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft durch die geplante
Bebauung zu beurteilen und Aussagen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich zu entwi-
ckeln. Nicht erforderliche Beeintrachtigungen sind durch die planerische Konzeption zu unterlassen
bzw. zu minimieren und entsprechende Wertverluste durch Aufwertung von Teilflichen auszuglei-
chen. Nachfolgend werden Umweltauswirkungen und die vorgesehenen Mafinahmen zur Vermei-
dung, Verminderung und zum Ausgleich dargestellt.

Art des Eingriffs Landschaftspflegerische Mafinahmen

e Verdnderungen des visuellen Er- J
scheinungsbildes der Landschaft

Hohenbeschrankung der Gebiaude und angepasste
Bauweise

e Verlust von Scherrasen mit geringe- |
rer Bedeutung fiir die Tier- und
Pilanzenwelt

Kompensation der nicht ausgleichbaren Eingriffe in
Natur und Landschaft durch Ankauf von Okopunkten
fiir MaBBnahmen im Gebiet der Stadt Hiickeswagen

Beeintrachtigungen der Tierwelt;
Verlust von Lebensraumen

Notwendige Baumfillungen und Geholzrodungen wer-
den nur auf3erhalb der Brutzeit vorgenommen

Uberbauung und Versiegelung anth-
ropogen beeintrachtigter Boden

Beschrinkung der Bautitigkeiten auf Zeiten geringer
Bodenfeuchte

Verminderung des spezifischen Bodendrucks durch Ein-
satz geeigneter Baufahrzeuge

Getrennte Lagerung des Oberbodens und Wiedereinbau
im Bereich der Griinflachen

Sachgerechte Entsorgung des nicht mehr benotigten
Aushubs

Potenzielle Gefahrdung der Bevertal-
sperre und des Grundwassers wih-
rend der Bauzeit

VorsichtsmaBinahmen beim Umgang mit wassergefahr-
denden Stoffen wéahren der Bauphase
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Bilanzierung der Eingriffe in das Biotoppotenzial

Die Ermittlung des notwendigen Umfanges der landschaftspflegerischen Mallnahmen fiir die Ein-
griffe in das Biotoppotenzial erfolgt auf Grundlage des Verfahrens zur Uberpriifung des Mindestum-
fanges von Ausgleichsmafinahmen in die Biotopfunktionen(nach FROELICH + SPORBECK 1991).

Die Bilanzierung zeigt, dass ein vollstandiger Ausgleich fiir Eingriffe in das Biotoppotenzial nicht
erreicht wird. Es verbleibt ein negativer Wert von 2.106 dkologischen Wertpunkten. Die Kompensa-
tion erfolgt durch Ankauf von Okopunkten von der Stadt Hiickeswagen.

7 Gesamtbewertung der Umweltauswirkungen einschlieBlich der Wechselwirkungen zwischen
den Umweltbelangen / Schutzgiitern

Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Schutzgiiter konnen sich gegenseitig in unter-
schiedlichem Male beeinflussen. Die auf die Teilsegmente der Umwelt und des Naturhaushaltes
bezogenen Auswirkungen treffen auf ein stark miteinander vernetztes komplexes Wirkungsgeftige.
Das Schutzgut Menschen und menschliche Gesundheit steht in sehr enger Wechselwirkung mit dem
Schutzgut Landschaft und dem landschaftsbezogenen Erholungspotenzial. Visuelle Beeintrdchti-
gungen konnen auch zu einer Einschrankung der Erholungseignung fithren. Die Neuversiegelung
von Boden bedingt den Verlust der Funktionen des Bodens, wie z.B. die Speicherung von Nieder-
schlagswasser. Hierdurch erhoht sich der Oberflaichenwasserabfluss und die Versickerung wird un-
terbunden. Ebenfalls hat die Flachenneuversiegelung Einfluss auf das Kleinklima.

Die zu erwartenden Auswirkungen bei Realisierung des Vorhabens werden nachfolgend tabellarisch
zusammengestellt und hinsichtlich ihrer Erheblichkeit beurteilt. Die Beurteilung der Umweltauswir-
kungen wird verbal argumentativ vorgenommen. Sie erfolgt tiber eine Verkniipfung der Intensitit der
mit dem Vorhaben verbundenen Wirkungen und Konflikte mit der Schutzwiirdigkeit und Empfind-
lichkeit der Schutzgiiter. Dabei werden alle Maflnahmen zur Vermeidung/Verminderung der Wir-
kungen sowie zum 6kologischen Ausgleich berticksichtigt.

Es werden vier Stufen der Erheblichkeit auf einer Ordinal-Skala unterschieden: nicht erheblich, we-
niger erheblich, erheblich und sehr erheblich.

(T 1) Die zu erwartenden Beeintrachtigungen der Schutzgiiter sind auch bei Beriicksichti-
sehr erheblich | gung risikomindernder Mafinahmen sehr erheblich. Die Belastungen fiir den Men-
schen sind sehr deutlich wahrnehmbar, Eingriffe in den Naturhaushalt und das
Landschaftsbild sind nicht zu kompensieren.

o0 Beeintrachtigungen der Schutzgiiter und nachteilige Wirkungen sind vorhanden und
erheblich zu uberpriifen, die Leistungsfihigkeit des Naturhaushaltes wird insgesamt jedoch
i.d.R. nicht sehr erheblich oder nachhaltig beeintrachtigt. Die betroffenen Funktio-
nen konnen tiberwiegend in gleichartiger Weise, in angemessener Zeit und in einem
raumlich-funktionalen Zusammenhang wiederhergestellt werden.

° Beeintrachtigungen sind nur im relativ geringen bis sehr geringem Umfang vorhan-
weniger den. Sie konnen, falls notwendig, durch geeignete Mallnahmen rasch kompensiert
erheblich werden.

Belastungen oder Beeintrachtigungen sind nicht erkennbar bzw. hinsichtlich ihrer
Nicht erheblich | Intensitédt zu vernachlissigen.

-8-
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Schutzgut Umweltauswirkungen Erheblichkeit

Mensch Larm, Emissionen/Immissionen und Wirkungen auf Gesundheit
Wohlbefinden)

Landschaft; Land- Anlagebedingte Auswirkungen (visuelle Beeintrachtigungen) °

schafts- bzw. Ortsbild

Pflanzen; Lebensraume | Beanspruchung von Biotoptypen ohne besondere Biotopschutz-

. [ ]

funktionen

Tiere Keine Verbotstatbestiande, potenzielle Beeintrachtigung streng o
geschutzter Tiere werden durch die Planung ausgeschlossen

Boden Funktionsbeeintrachtigungen und Funktionsverluste von anthro- .
pogen vorbelasteten Boden

Wasser Oberflachengewasser und/oder Grundwasser sind direkt nicht o
betroffen, potenzielle baubedingte Wirkungen

Luft, Klima Anlagebedingte Auswirkungen (Verdnderung des Kleinklimas) °

Kultur- und Nicht betroffen :

) Nicht relevant
Sachgiiter

0060 schr crheblich / ®® erheblich / ® weniger erheblich / --- nicht erheblich

8 MaBnahmen zur Uberwachung (Monitoring)

Fur das Monitoring ist die Stadt Hiickeswagen zustindig. Die Gemeinde unterrichtet die Behorden,
dass das Bauleitplanverfahren rechtswirksam geworden ist.

Die von der Stadt Hiickeswagen durchzufithrende Uberwachung beschrinkt sich auf:

O die Einhaltung der SchutzmafBnahmen

0 den Ankauf von Okopunkten

Die Stadt Hiickeswagen wird zusitzliche Uberwachungskontrollen beim Auftreten akuter Umwelt-
probleme aufgrund von Hinweisen der zustindigen Fachbehorden und/oder aus der Bevolkerung
durchfihren.

Beim Auftreten archédologischer Bodenfunde oder Befunde ist die Stadt Hiickeswagen als Untere
Denkmalbehorde oder das Rheinische Amt fir Bodendenkmalpflege, Auflenstelle Overath, Gut Eich-
tal, An der B 484, 51491 Overath, Tel.: 02206/9030-0, Fax: 02206/9030-22, unverziiglich zu infor-
mieren.

9 Allgemein verstandliche Zusammenfassung

Das Plangebiet erstreckt sich, umgeben von Segelsportnutzungen sowie dem Clubhaus der DLRG
im Siiden und Wochenendhédusern im Norden, auf einem ufernahen Hangbereich an der Bevertal-
sperre. Die Grundstiicke werden mit kleinen Hiitten und Wohnwagen zu Freizeit- und Erholungs-
zwecken genutzt. Der Grundstiickseigentiimer beabsichtigt, anstelle der bisher eher provisorischen
Hiitten, die Errichtung von Wochenendhiusern, wie sie bereits angrenzend vorhanden sind. Diese
Zielsetzung ist nicht mit dem derzeitigen Planungsrecht abgedeckt. Zwar ist ein Teilbereich des
Plangebiets im rechtsverbindlichen —Bebauungsplan Nr. 44A  Kifernberg® als SO-
Wochenendhausgebiet festgesetzt, allerdings ist das festgesetzte Baufenster in diesem Bereich so eng
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bemessen, dass die Errichtung von einem oder zwei Wochenendhdusern nahezu unmaoglich ist. Der
tibrige Teil des Plangebietes ist als ,,Sondergebiet Clubhaus DLRG® ausgewiesen und steht somit
der Errichtung von Wochenendhiusern entgegen. Demzufolge ist die 7. Anderung des Bebauungs-
plans Nr. 44A  Kifernberg® erforderlich geworden.

GroBe des Plangebietes der 7. Anderung 1.728 m?
davon SO 1: (entspricht dem bestehenden Planungsrecht) 795 m?
davon SO 2: 933 m?
Neue bebaubare Flachen (Baufenster) 483 m?
Sonstige Flachen (Nebenanlagen) 93 m?
Maximaler Flachenanspruch 576 m?
Davon bereits rechtskraftic moglich: GRZ 0,2 + 0,1 Nebenanlagen 280 m?
Bilanzierungsrelevant (576 m?> - 280 m?) 296 m?

Die Auswirkungen auf die relevanten Schutzgiiter und die Eingriffe in Natur und Landschaft werden
beschrieben und unter Berticksichtigung von anerkannten BeurteilungsmafBstiben bewertet. Mal3-
nahmen zur Vermeidung, Verminderung und Kompensation werden im Umweltbericht aufgezeigt.
Die Auswirkungen auf die relevanten Schutzgiiter und die Eingriffe in Natur und Landschaft werden
beschrieben und unter Beriicksichtigung von anerkannten Beurteilungsmal3stdben bewertet. Mal3-
nahmen zur Vermeidung, Verminderung und Kompensation werden im Umweltbericht aufgezeigt.

Die gemal} Anlage zu §2 Abs. 4 und §2a BauGB durchzufithrende Umweltpriifung kommt zu dem
Ergebnis, dass die Umweltauswirkungen sowie die Wechselwirkungen, bei Berticksichtigung aller
dargestellten landschaftspflegerischen Mallnahmen, fiir die Schutzgiiter nicht erheblich, weniger
erheblich bzw. nicht relevant sind.

Niuimbrecht, 03. August 2015

e

Dipl.-Ing. Landespflege G. Kursawe
Mitglied im Bund Deutscher Landschaftsarchitekten (BDLA)
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| Planungsanlass und Aufgabenstellung

Das Plangebiet erstreckt sich, umgeben von Segelsportnutzungen sowie dem Clubhaus der DLRG
im Stiden und Wochenendhiusern im Norden, auf einem ufernahen Hangbereich an der Bevertal-
sperre. Die Grundstiicke werden mit kleinen Hiitten und Wohnwagen zu Freizeit- und Erholungs-
zwecken genutzt. Der Grundstiickseigentiimer beabsichtigt, anstelle der bisher eher provisorischen
Hiitten, die Errichtung von Wochenendhiusern, wie sie bereits angrenzend vorhanden sind.

Diese Zielsetzung ist nicht mit dem derzeitigen Planungsrecht abgedeckt. Zwar ist ein Teilbereich
des Plangebiets im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 44A | Kifernberg® als SO-
Wochenendhausgebiet festgesetzt, allerdings ist das festgesetzte Baufenster in diesem Bereich so
eng bemessen, dass die Errichtung von einem oder zwei Wochenendhiusern nahezu unmaoglich ist.
Der tibrige Teil des Plangebietes ist als ,Sondergebiet Clubhaus DLRG* ausgewiesen und steht
somit der Errichtung von Wochenendhiusern entgegen. Demzufolge ist die 7. Anderung des Be-
bauungsplans Nr. 44A | Kafernberg*“ erforderlich geworden.

Mit der 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 44 A , Kifernberg® sind bei Realisierung Eingriffe in
Natur und Landschaft verbunden, die zu einer Beeintrachtigung der Leistungsfahigkeit des Natur-
haushaltes fithren konnen. Nach § 18 BNatSchG ist die Eingriffsregelung fiir Bauleitplane nach
den Vorschriften des Baugesetzbuchs (BauGB) zu entscheiden.! Dem entsprechend sind geméaf3 der
Ziele und Grundsitze der Bauleitplanung nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § la Baugesetzbuch die Be-
lange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Aufstellung des Planes angemessen zu
berticksichtigen.

Diese Pflichten werden durch den vorliegenden landschaftspflegerischen Fachbeitrag wahrgenom-
men. Er beinhaltet alle Informationen, die zur Beurteilung des Eingriffes erforderlich sind. Diese
sind Voraussetzung fiir eine sachgerechte Abwagung der Belange des Naturschutzes und der Lan-
despflege im Rahmen des Planverfahrens.

Er beinhaltet insbesondere die:

»  Erfassung und Bewertung der 6kologischen und landschaftlichen Gegebenheiten

»  Darstellung von Art, Umfang und zeitlichem Ablauf des Eingriffs und Priifung der Moglich-
keiten zur Vermeidung und Verminderung von Beeintrachtigungen

»  Darstellung von Art, Umfang und zeitlichem Ablauf notwendiger MaBBnahmen zur Kompen-
sation der Eingriffsfolgen

! Grundlage fir die Eingriffsregelung in der Bauleitplanung ist der § la, Absatz 3 BauGB: ,Die Vermeidung und der
Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungsfahigkeit des Na-
turhaushaltes... (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) sind in der Abwégung ... zu berucksichtigen.
Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen. ... Soweit dies mit einer stddtebaulichen Ent-
wicklung und den Zielen der Raumordnung sowie des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar ist, konnen
die Darstellungen und Festsetzungen auch an anderer Stelle als am Ort des Eingriffs erfolgen. Die Eingriffsregelung ist
Teil der stadtebaulichen Gesamtabwagung (§1 Abs. 7 BauGB).
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>  Uberpriifung des Mindestumfanges notwendiger landschaftspflegerischer MaBnahmen
Da im Rahmen der BaumaBnahme ,planungsrelevante Arten*® eingriffsrelevant betroffen sein
konnen, werden die artenschutzrechtlichen Belange® durch eine Artenschutzpriifung Stufe I: Vor-

prifung, beriicksichtigt.

Die Artenschutzpriifung ist als eigenstandige Unterlage beigefiigt (Anlage).

2 Planungsrechtliche Situation, Schutzgebiete

2.1 Regionalplan

Der Regionalplan fiir den Regierungsbezirk Koln, Teilabschnitt Region Koln, stellt fiir das Plange-
biet ,,Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB)“ fiir zweckgebundene Nutzungen, Freizeiteinrichtungen
und Freizeitanlagen dar.

2.2 Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan der Stadt Hiickeswagen stellt das Plangebiet als Sondergebiet (SO) fiir
,Erholungszwecke® dar. Ein schmaler Streifen im Osten des Plangebietes ist im FNP als ,,Flache
fiir Wald*“ dargestellt. Reale Nutzung ist jedoch Scherrasen.

2.3 Rechtskriftiger B-Plan

Im Bebauungsplan Nr. 44A ist im Bereich der 7. Anderung fiir den nordlichen Bereich ,,Sonderge-
biet Wochenendhausgebiet® und fiir den stidlichen Bereich ,,Sondergebiet Clubhaus DLRG* fest-
gesetzt. Das als Wochenendplatz geplante Flurstiick 449 ist damit nach derzeit giiltigem Planungs-
recht zu einem grof3en Teil als ,,Sondergebiet DLRG* festgesetzt.

2.4 Landschaftsplan

Das B-Plangebiet der 7. Anderung befindet sich nicht im raumlichen Geltungsbereich des Land-
schaftsplanes Nr. 8 ,,Hiickeswagen® des Oberbergischen Kreises.

2 In NRW planungsrelevante Arten: FFH-Anhang IV-Arten der Richtlinie 92/43/ EWG: Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie
und die européischen Vogelarten entsprechend der Auswahlbewertung des Landesamtes fiir Natur, Umwelt und Ver-
braucherschutz — LANUV.

3 Siehe auch Verwaltungsvorschrift ,,Artenschutz in der Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zulassung von Vor-
haben® (VV-Artenschutz).
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2.5 Besonders geschiitzte Teile von Natur und Landschaft; Flachen mit Vorrangfunktionen

Landschaftsschutzgebiet

Die angrenzende Bevertalsperre ist (aulerhalb des Geltungsbereiches des BP 44 A) als Land-
schaftsschutzgebiet (L1) abgegrenzt. Die Schutzausweisung erfolgte gemaf3 § 26 Abs. 1 Bundesna-
turschutzgesetz (BNatSchG) zur Erhaltung sowie zur Entwicklung und Wiederherstellung der
Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes und der Vielfalt, Eigenart und Schonheit des Landschafts-
bildes.

Sonstige besonders geschiitzten Teile von Natur und Landschaft

Es befinden sich keine weiteren Schutzgebiete oder Flichen mit Vorrangfunktionen im raum-
lich/funktionalen Umfeld des Plangebietes.

3 Ermittlung und Bewertung der relevanten Landschaftspotenziale
3.1 Biotoppotenzial, biologische Vielfalt, Pflanzen- und Tierwelt
3.1.1 Reale Flachennutzungen; Biotoptypen

Die Begehungen des Plangebietes wurden im Mérz und Juli 2015 durchgefiihrt. Die Zuordnung
und Bezeichnung der Biotoptypen erfolgt in Anlehnung an die ,,Methode zur 6kologischen Bewer-
tung und Biotopfunktionen von Biotoptypen® von LUDWIG und MEINIG 1991 (Biiro FROELICH
+ SPORBECK) und unter Berticksichtigung des Biotopschliissels des ,,Landesamtes fiir Natur,
Umwelt und Verbraucherschutz“ (LANUV 2009).

Das Plangebiet umfasst eine Fliche im Umfang von 1728 m?2. Es handelt sich weitgehend um
Scherrasenflachen, die abschnittsweise mit Hiitten und dauerhaft abgestellten Wohnwagen bestan-
den sind. Des Weiteren sind einzelne Bereiche mit Platten/Pflastersteinen befestigt. Im Nordosten

stehen ein Obstbaum und ein Laubbaum mit mittlerem Baumholz. Die Zufahrt ist gepflastert.

Scherrasenflachen, die abschnittsweise mit Ostlich an das Plangebiet angrenzend verlauft
Hutten und dauerhaft abgestellten Wohnwa- ein neu hergestellter Uferweg entlang der Be-
gen bestanden sind. vertalsperre mit dlterem Baumbestand.
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Obstbaum mut mittlerem Baumholz (BEF52) und Einzelbaum, lebensraumtypisch mit mittlerem
Baumbholz (BF32)
Im Nordosten steht ein Obstbaum, der stark (und unfachgemif3) geschnitten wurde und entspre-

chend abgingig ist. Daneben steht eine Eiche mit mittlerem Baumbholz.

Griinflache/Scherrasen ohne oder mit geringem Gehdlzbestand (HJ5)

Die geméhten Rasenflachen sind typisch ausgeprdgt und artenarm. Hier steht auch eine kleine Rei-
he von Scheinzypressen als Strauchhecke.

Zufahrt, Hiitten, Dauerwohnwagenplitze, versicgelte oder gepflasterte Flichen (HY1)
Das Plangebiet ist abschnittsweise mit Hiitten und dauerhaft abgestellten Wohnwagen bestanden.
Des Weiteren sind einzelne Bereiche mit Platten/Pflastersteinen befestigt. Die Zufahrt ist gepflas-

tert.

3.1.2 Tierwelt; Artenschutzprifung (ASP)

Aufgrund der Artenschutzbestimmungen gemif § 44 Bundesnaturschutzgesetz wurde eine Arten-
schutzprifung, Stufe I: Vorpriifung (Artenspektrum, Wirkfaktoren) vorgenommen. Bei Umsetzung
von Vermeidungsmalinahmen ist von keinem Eintreten von Verbotstatbestianden nach § 44 Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG) auszugehen.

Die Ergebnisse dieser Artenschutzpriifung sind als eigenstandiger Bericht in der Anlage beigefiigt.

3.1.3  Bewertung der Schutzwiirdigkeit/ Bedeutung der Biotoptypen

Der Wertungsrahmen zur Einschidtzung der Schutzwiirdigkeit der Biotoptypen erfolgt in Anleh-
nung an die ,Methode zur 6kologischen Bewertung und Biotopfunktionen von Biotoptypen® von
LUDWIG und MEINIG 1991 (ebenda).

Als Bewertungskriterien werden herangezogen:

- Natiirlichkeit - Reifegrad
- Wiederherstellbarkeit - Diversitat (Struktur- und Artenvielfalt)
- Gefahrdungsgrad - Haufigkeit

Entsprechend der Auspragung der Biotoptypen wird den Einzelkriterien eine Wertzahl von 0 bis 5
zugeteilt. Durch additive Verkniipfung der Wertzahlen der Einzelkriterien erhilt man den gesamten
okologischen Wert. Das Kriterium der Vollkommenheit im Bewertungsverfahren nach FROELICH &
SPORBECK wird nicht bedacht, da dieser Wert nur bei gefahrdeten oder naturnahen Biotopen von
Bedeutung ist.

Die okologische Wertigkeit kann theoretisch den Minimalwert von 0 und den Maximalwert von 30
annehmen. Die Schutzwiirdigkeit wird in 6 Schutzwiirdigkeitsklassen unterteilt.
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Schutzwiirdigkeit;
Bedeutung fiir di
? cUHS ,ur ol sehr gering | gering mittel hoch sehr hoch
Biotopfunktion
Okologischer Wert | 0-5 6-10 11-14 15-19 20-24 25-30
Tabelle 1: Zuordnung der dkologischen Werte in Bewertungsklassen
= 2
E 2 =
Code | Biotoptypen =] & & N
gl g 2 -8 2
S| 2|8|3IE| &8 % &
2| 8| 2| &| 2| & .
28| & &| 8| 2| E o
z 2|82 A|E|la] ¢
BF52 | Obstbaum mit mittlerem Baumholz 1202122 1 |10 nein
BF32 | Einzelbaum, lebensraumtypisch mitmitt- | 2 | 3 | 2 | 3 | 2 1 [13 nein
lerem Baumholz
HJ5 | Grinflache/Scherrasen ohne oder mit ge- | 1 | | 1 1 1 6 nein
ringem Geholzbestand
HY1 | Zufahrt, Hiitten, Dauerwohnwagenplatze,| 0 | 0 | O | O | O | O | O
versiegelte oder gepflasterte Flichen

Tabelle 2: Okologische Bewertung der Biotoptypen im raumlichen Geltungsbereich

Das Plangebiet mit Scherrasen, Hiitten, dauerhaft abgestellten Wohnwagen und geringem Geholz-

bestand ist aktuell nur von geringer Bedeutung fiir die Tier- und Pflanzenwelt.

3.2 Schutzgut Boden

Bei den Boden im Plangebiet handelt es sich um Braunerden (B3,). Diese schluffigen Lehmboden

sind z.T. steinig und sandig. Sie kommen im Naturraum grof3flichig vor. Bei geringem bis mittle-

rem Ertrag sind sie meist bewaldet, nur vereinzelt werden sie als landwirtschaftliche Flachen ge-

nutzt. Die Wasserdurchldssigkeit ist mittel, stellenweise kann schwache Staundsse, meist tiefer als

50 cm, auftreten.

* Schutz bestimmter Biotope gemiB § 30 Bundesnaturschutzgesetz in Verbindung mit §62 Landschaftsgesetz NRW
5 Abschliage um jeweils einen Wertpunkt bei den Kriterien ,,Wiederherstellbarkeit und ,,Diversitit“ aufgrund der starken

Deformierung
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r% lll:r% \:

L3

Bodentypen

B32 Braunerde, tonig-schluffig, 3 - <6 dm

Sonstige Planzeichen
- e - Geltungsbereich

Abbildung 1: Boden im Plangebiet

Schutzwiirdigkeit/Empfindlichkeitsbewertung

Braunerden sind im Oberbergischen Kreis sehr hiaufig. Gemal den Daten des Geologischen Diens-
tes handelt es sich bei den Braunerden B3, um flachgriindige Felsboden mit sehr hoher Schutzwiir-
digkeit hinsichtlich des Biotopentwicklungspotenzials. Im Plangebiet sind die ehemals natiirlichen
Boden durch Befestigungen und Oberflichenmodellierungen des Geldndes bereits weitgehend
anthropogen verdndert worden. Entsprechend der Bewertungsgrundsitze fir Eingriffe in das Bo-
denpotenzial des Oberbergischen Kreises werden die Boden der Kategorie 0: ,,Anthropogen vorbe-
lastete Boden® zugeordnet.

3.3 Schutzgut Wasser
Im Plangebiet selbst befinden sich keine Oberflachengewisser. Die Bevertalsperre erstreckt sich
ostlich des Plangebietes. Die Hochwasserlinie befindet sich auflerhalb des Plangebietes. Die Bever-

talsperre ist empfindlich gegentiber jeglicher Art von moglichen Beeintrachtigungen. Die optimale
Erfillung ihrer Funktionen setzt eine gute Gewasserqualitit und Gewdasserstrukturgiite voraus.
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3.4 Landschaftsbild; Erholungspotenzial

Das Plangebiet befindet sich im Bereich einer nach Nordwesten ansteigenden Ufer-Hanglage der
Bevertalsperre. Das Gelande wird von Scherrasenflachen, die abschnittsweise mit Hiitten sowie
dauerhaft abgestellten Wohnwagen mit gepflasterten Platzen bestanden sind, gepragt. Es ist umge-
ben von Segelsportnutzungen sowie dem Clubhaus der DLRG im Stiden und Wochenendhiusern
im Norden. Ostlich angrenzend verlauft ein neu hergestellter Uferweg entlang der Bevertalsperre
mit altem Baumbestand.

Das Plangebiet ist Teil der Erholungslandschaft entlang der Bevertalsperre und erfiillt tiberregiona-
le Erholungsfunktionen. Es bestehen besondere Empfindlichkeiten des Landschaftsbildes gegen-
tiber Verdnderungen und baulichen Anlagen.

Von besonderer Bedeutung fiir eine hohe Qualitat des Landschaftsbildes sind insbesondere:

e pragende Vegetations- und Strukturelemente, geomorphologische Erscheinungen

e historische Kulturlandschaften und Kulturlandschaftselemente

e bedeutsame Sichtbeziehungen zu und zwischen den Bestandteilen der Landschaft

e Wegeverbindungen oder Erholungsinfrastruktur mit regionaler und iiberregionaler Bedeutung

An dieser Stelle sind keine dieser Qualititskriterien relevant betroffen.

3.5 Schutzgut Klima/Luft

Gelandeklimatische Besonderheiten sind in erster Linie durch das Relief und den Bewuchs bedingt.
Das Plangebiet erfiillt mit den Scherrasenflichen allgemeine kleinklimatische Funktionen. Klimati-
sche Vorrangflachen oder Schutzgebiete sind im Umfeld der Bevertalsperre nicht ausgewiesen.

3.6 Kultur- und sonstige Sachgiiter

Kultur- und sonstige Sachgtiter, die Objekte von gesellschaftlicher Bedeutung und offentlichem In-

teresse sind sowie Bodendenkmaler gem. § 3 Denkmalschutzgesetz NRW sind im weiteren Plange-
biet nicht bekannt.
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4 Ermittlung von Art und Umfang der zu erwartenden Eingriffe;
Auswirkungen der Planung auf die Landschaftspotenziale/ Schutzgiiter

4.1 Merkmale der Planung; Inhalte des Bebauungsplans

Art der baulichen Nutzung

Als Art der baulichen Nutzung werden Sondergebiete, die der Erholung dienen, gegliedert
nach der jeweiligen Zweckbestimmung, festgesetzt.

Sondergebiet ,,SO 1 - Wochenendhausgebiet®
Das Sondergebiet dient vorwiegend dem zeitlich begrenzten Aufenthalt zum Zweck der Erholung.
Zulissig sind:
e  Wochenendhéuser mit einer Grundfliche von maximal 60 m2. Zu den Grenzen der jeweili-
gen Aufstellplitze ist ein Mindestabstand von 2,50 m einzuhalten.
o Uberdachte Freisitze sind nur innerhalb der iiberbaubaren Grundstiicksflichen zulissig.
Sie diirfen eine Grundflache von max. 15 gm nicht tiberschreiten.
e Unterkellerungen der baulichen Anlagen sind nicht zuldssig.

Sondergebiet ,,50 2 - Wochenendplatz*
Das Sondergebiet dient vorwiegend dem zeitlich begrenzten Aufenthalt zum Zweck der Erholung.
Zulidssig sind:
e Wochenendhduser mit einer Grundflache von hochstens 50 m? und einer Gesamthoéhe von
hochstens 3,5 m.
e Uberdachte Freisitze sind nur innerhalb der iiberbaubaren Grundstiicksflichen zuléssig.
Sie diirfen eine Grundfldache von max. 10 gm nicht tiberschreiten.
e Der Zweckbestimmung des Gebietes dienende Sanitireinrichtungen
e Unterkellerungen der baulichen Anlagen sind nicht zuldssig.

Ma@ der baulichen Nutzung

Fiur das Sondergebiet SO 1 ,,Wochenendhausgebiet® wird als GRZ 0,2 festgesetzt. Es erfolgt eine
Hohenfestsetzung der maximal zuldssigen Trauf- und Firsthohe. Die Firsthohen sind dabei auf ca.
5 m tber dem heutigen Geldnde begrenzt. Dies soll aus stiadtebaulichen und landschaftlichen
Griinden sicherstellen, dass das Erscheinungsbild, das durch die vorhandene Bebauung in Kéfern-
berg gepragt ist, nicht gravierend negativ beeinflusst wird.

Das Malf der baulichen Nutzung wird fiir das Sondergebiet SO 2 ,,Wochenendplatz® durch die zu-
lassige maximale Grundflache von 50 m? und die maximal zuldssige Hohe von OK/FH= 3,5 m be-
stimmit.
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Verkehrsflichen, ErschlieBung

Das Gebiet wird tiber den offentlichen, bestehenden Weg ,, Kifernberg® erschlossen. Im Bereich der
Zufahrt wird zugunsten des Eigentiimers von Flurstiick 571 ein Geh- und Fahrrecht (G+F) gemif
Planeintrag festgesetzt Auf die Festlegung der inneren ErschlieBung wird hier verzichtet, da es sich
um ein privates Grundstiick handelt und dem Eigentiimer somit eine groBtmogliche Flexibilitit bei
der Herrichtung des ErschlieBungsweges ermoglicht werden soll.

Fur die Befestigung der inneren WegeerschlieBung werden bitumindse und zementgebundene Bau-
stoffe ausgeschlossen. Diese Festsetzung wird aus dem rechtskriaftigen Bebauungsplan Nr. 44A
tibernommen und zielt darauf ab, den Versiegelungsgrad im Plangebiet so gering wie moglich zu
halten.

Nebenanlagen
Die Gebiete SO 1 Wochenendhausgebiet und SO 2 Wochenendplatz dienen vorwiegend dem zeit-

lich begrenzten Aufenthalt zum Zweck der Erholung. Zuléssig ist somit je ein Pkw-Stellplatz pro
Aufstellplatz. Die Stellplatze sind grundsitzlich nur als offener Stellplatz zulédssig und in wasserge-
bundener Decke zu befestigen

Die Pkw-Unterstellplatze sind zudem nur in Verbindung mit einem Wochenendhaus als offener
Carport oder Pergola einschlieBlich einer Begriinung mit Gertstkletterpflanzen moglich.

Garagen sind in den Sondergebieten (SO 1, SO 2) grundsétzlich nicht zuldssig.

Eingriffsrelevanter Flichenbedarf

Der Umfang der Flacheninanspruchnahme wird anhand der Grundflachenzahl (GRZ) ermittelt.
Die GRZ gibt das Mal} der tiberbaubaren Grundfliche im Verhiltnis zur Gesamtfliche des Bau-
grundstiicks an und ist somit ein wichtiger Beurteilungsmaf3stab fiir den Umfang der Neuversiege-
lung von Boden und den nachhaltigen Verlust von Lebensrdumen.

Die Zulassigkeit von Nebenanlagen und Einrichtungen wird hier nicht eingeschriankt oder ausge-
schlossen. Die zuldssige Grundflache darf daher gemal § 19 Baunutzungsverordnung um jeweils
50 % uiberschritten werden® (GRZ 0,2 + davon 50% (0,1)).

Im Rahmen der 7. Anderung des BP 44 A wird das Sondergebiet 1 (SO1) eine Grundfldchenzahl
von 0,2 angesetzt. Nebenanlagen sind zuldssig (s.0.). Aufgrund des bereits bestehenden Planungs-

rechtes besteht eine Ausgleichsverpflichtung nur fiir solche Eingriffe, die erst durch neue Festset-
zungen im Rahmen der Plandnderung ermoglicht werden. Im rechtkriftigen Bebauungsplan ist das
Sondergebiet 1 (SO1) bereits als Sondergebiet ,,Wochenendhausgebiet” dargestellt. Die Grundfli-
chenzahl betrdgt 0,2 und Nebenanlagen sind zuldssig. Die Zufahrt (Geh- und Fahrrecht) ist bereits
versiegelt.

Zusatzliche Eingriffe, die tiber das bestehende Planungsrecht hinausgehen, sind nicht gegeben.

6 Vgl. Baunutzungsverordnung §§ 14 und 19
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GroBe des Plangebietes der 7. Anderung 1.728 m?
davon SO 1: 795 m?
GRZ 0,2 + 0,1 Nebenanlagen sowie Zufahrt (entspricht dem bestehenden Planungsrecht)

Das Sondergebiet 2 (SQO2) ist im rechtskriftigen BP als Sondergebiet ,,Clubhaus DLRG* darge-
stellt. Die Grundflichenzahl betragt auch hier 0,2. Nebenanlagen sind zulissig.

Aufgrund des bereits bestehenden Planungsrechtes besteht eine Ausgleichsverpflichtung nur fiir
solche Eingriffe, die erst durch neue Festsetzungen im Rahmen der Plandnderung ermoglicht wer-
den. Innerhalb der gekennzeichneten Baugrenzen ist hier eine vollstindige Inanspruchnahme der
Flachen moglich. Des Weiteren ist fiir Nebenanlagen (ErschlieBung) 10% der Flache des SO 2 in
Ansatz zu bringen.

GroBe des Plangebietes der 7. Anderung 1.728 m?
davon SO 2: 933 m?
Neue bebaubare Flachen (Baufenster) 483 m?
Sonstige Flachen (Nebenanlagen) 93 m?
Maximaler Flachenanspruch 576 m?
Davon bereits rechtskraftig moglich: GRZ 0,2 + 0.1 Nebenanlagen 280 m?2
Bilanzierungsrelevant (576 m? - 280 m?) 296 m?

4.2 Baubedingte Eingriffe

Wihrend der Bauphase sind Beeintrachtigungen von Landschaftsfunktionen durch Erdbewegun-
gen, Lagerung von Baumaterialien, Anlage von Baustralen, Baustellenverkehr etc. moglich. Die In-
tensitdt und der Umfang dieser Beeintrachtigungen sind zum heutigen Zeitpunkt nur bedingt ein-
zuschétzen. Sie sind vortibergehend und in der Regel auf die Bauphase beschrankt.

Baubedingte Beeintrachtigungen sind durch gezielte Schutz- und Sicherungsmafnahmen zu ver-
meiden bzw. zu vermindern. Die an die zukiinftigen Baustellen angrenzenden Geholze sind wih-
rend der Bauphase durch den Maschineneinsatz und das Arbeiten im unmittelbaren Stamm- und
Kronenbereich gefahrdet. Die Beanspruchung der Boden wiahrend der Bauzeit durch Verdichtung,
Entwiasserung, Umschichtung, Erosion hat z.T. langfristige Wirkungen auf das Bodengefiige und
die vielfaltigen Funktionen des Bodens.

Im gesamten Baustellenbereich besteht eine potenzielle Gefahrdung der angrenzenden Bevertal-

sperre durch Wasser gefihrdende Stoffe wie Treibstoffe, Schmiermittel und Chemikalien. Es sind
allgemeine Schutzmafnahmen wahrend der Bauphase vorzusehen.
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4.3 Auswirkungen auf die Schutzgiiter

Verlust von Lebensriumen

Mit der Realisierung der Planung ist der Verlust von Lebensrdumen verbunden. Betroffen sind
Griinflache/Scherrasen und ein abgidngiger Obstbaum sowie ein Laubbaum mit mittlerem Baum-
holz.

Dieser Verlust von Lebensrdumen fiihrt auch zu einem direkten Verlust von Tierhabitaten. Betrof-
fen sind Biotoptypen ohne besondere Schutzfunktionen und mit nur geringer Bedeutung fiir Tiere
und Pflanzen. Beeintrachtigungen planungsrelevanter Arten sind nicht gegeben.

Flachenneuversiegelung von Boden
Die Planung fiihrt zu Flachenneuversiegelungen von Boden und damit zu einem Verlust bzw. einer

starken Einschrdnkung von Bodenfunktionen. Betroffen sind durch neue Festsetzungen im Rah-
men der Plandnderung anthropogen beeinflusste Boden im Umfang von maximal 296 m?.

Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser

Die o. g. Bodenversiegelung fiihrt zu einer Erhohung des Oberflachenabflusses und einer Vermin-
derung der Grundwasserneubildungsrate. Anfallendes Schmutzwasser wird ordnungsgemafl3 im
Trennsystem entsorgt. Die unbelasteten Niederschlagswésser der befestigten Flachen versickern
z.Z. vor Ort uber die belebte Bodenzone oder laufen in die Bevertalsperre. Die ordnungsgemale
Versickerung des unbelasteten Niederschlagswassers wird im Rahmen der Bauantrage nachgewie-
sen.

Auswirkungen auf das Landschaftsbild und die Erholungseignung der Landschaft
Fur das Landschaftsbild bedeutsame Elemente und visuell besonders wirksame Bestandteile der

Landschaft sind durch die Anderung des Bebauungsplanes nicht betroffen. Es wird eine Beschriin-
kung der Firsthohe festgelegt. Die Moglichkeiten der Ausformung und Gestaltung der Gebdude
orientieren sich an der vorhandenen Bebauung des Umfeldes. Beeintrachtigungen der Erholungs-
eignung des Raumes werden nicht prognostiziert.

Auswirkungen auf das Kleinklima
Der Verlust von Vegetationsflachen bei gleichzeitiger Errichtung von BaukOrpern hat negativen

Einfluss auf die kleinklimatischen Gegebenheiten. Betroffen sind in erster Linie geschotterte Fla-
chen und Scherrasen mit nur geringen kleinklimatischen Wirkungen.
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5 Landschaftspflegerische MaBSnahmen

5.1 Flachen oder MaBinahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft gemafl §9(1) Nr. 20 Baugesetzbuch (BauGB)

Artenschutzrechtliche Vorgaben, Schutz der Tierwelt
Gemal der Vogelschutzrichtlinie sind grundsitzlich die Bruten aller wildlebenden Vogelarten vor

Zerstorung zu schiitzen. Um Verbotstatbestinde zu vermeiden, sind notwendige Baumfallungen
und Geholzrodungen nur auflerhalb der Brutzeit vorzunehmen, also in der Zeit vom 1. Oktober bis
zum 28. (29.) Februar, da sich einige Singvogelbruten bis August hinziehen konnen.

Schutz des Bodens

Wihrend der Bauarbeiten ist schonend mit dem Oberboden zu verfahren (vgl. Gesetz zum Schutz
des Bodens vom 17. Mirz 1998; DIN 18300 vom Oktober 1979; Landesbodenschutzgesetz fiir das
Land Nordrhein-Westfalen vom 09. Mai 2000).

Es sind insbesondere folgende MalBinahmen zu berticksichtigen:

e Beschrdnkung der Bautitigkeiten auf Zeiten geringer Bodenfeuchte

e Verminderung des spezifischen Bodendrucks durch Einsatz geeigneter Baufahrzeuge
e Minimierung des Baufeldes

e Getrennte Lagerung des Oberbodens und Wiedereinbau im Bereich der Griinflachen
e Sachgerechte Entsorgung des nicht mehr benotigten Aushubs

WasserschutzmaBnahmen

Wihrend der Bauarbeiten sind besondere Vorsichtsmal3nahmen beim Umgang mit wassergefahr-
denden Stoffen festzuschreiben. Die Lagerung von Kraftstoffen und Olen sowie das Betanken der
eingesetzten Baufahrzeuge und Maschinen haben so zu erfolgen, dass keine Leckagen im Erdbe-
reich auftreten. Mogliche Beeintrachtigungen des Grundwassers und der Bevertalsperre wahrend
der Bauphase sind durch Schutzmafinahmen zu vermeiden.

5.2 Flachen oder Maflnahmen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Be-
pflanzungen gemaB §9(1) Nr. 25a Baugesetzbuch (BauGB)

MaBnahme 1 (M1): Begriinung von Carports oder Pergolen
Eine Begriinung von Carports oder Pergolen ist durch Geristkletterpflanzen gemaf3 nachfolgender

Pflanzenauswahlliste 1 vorzusehen.
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Pflanzenauswahlliste 2: Gerustkletterpflanzen:

Deutscher Name Botanisch

Pfeifenwinde Aristolochia macrophylla

Geilblatt Lonicera japonica, x heckrottii, caprifolium u. a.
Blauregen Wisteria sinensis, floribunda

Kletterrosen Rosa div.

Waldrebe Clematis div.

Winterjasmin Jasminum nudiflorum

5.3 Zeitliche Umsetzung der landschaftspflegerischen Mafnahmen

Die Schutz- und Sicherungsmafinahmen sind vor bzw. wéahrend der Bauarbeiten umzusetzen und
durch die Bauleitung sicherzustellen.

Die Begriinung mit Gertstkletterpflanzen (M1) ist zur nichsten Pflanzperiode nach Herstellung
des Carports oder der Pergola durchzufiihren.

6 Bilanzierung, notwendiger Umfang landschaftspflegerischer Mafinahmen
6.1 Ermittlung des Ausgleichsbedarfs und Bilanzierung fiir Eingriffe in das Biotoppotenzial

Mit der 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 44 A , Kifernberg® sind bei Realisierung Eingriffe in
Natur und Landschaft verbunden, die zu einer Beeintrachtigung der Leistungsfahigkeit des Natur-
haushaltes fithren kénnen. Die Ermittlung des notwendigen Umfanges landschaftspflegerischer
MafBnahmen fir die unvermeidbaren Eingriffe in das Biotoppotenzial erfolgt auf Grundlage des
Verfahrens zur Uberpriifung des Mindestumfanges von AusgleichsmaBnahmen in die Biotopfunk-
tionen gemaf Froelich + Sporbeck’.

Ausgleichsverpflichtungen fiir Eingriffe in Natur und Landschaft durch die Anderung des BP 44 A
entstehen nur fiir zusitzlich mogliche Eingriffe durch Festsetzungen, die tiber die bereits auf Basis

des rechtskraftigen Bebauungsplanes bestehenden hinausgehen (vgl. Punkt 4.1).

Ermittlung des Eingriffswertes

Der Eingriffswert wird durch die 6kologische Wertigkeit der betroffenen Biotoptypen ermittelt.
Hierfur wird der Biotopwert mit den jeweiligen Flachenanteilen multipliziert.

7 FROELICH + SPORBECK (1991): ,Verfahren zur Uberpriifung des Mindestumfanges von Ausgleichs- bzw. Er-
satzmafinahmen bei Eingriffen in die Biotopfunktion“ im Auftrag des Landschaftsverbandes Rheinland
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Eingriffswert= Biotopwert x Flache

5
=
o | 2
Code | Betroffene Biotoptypen § g 2
o Q %0
2| S S
Q :Q
g | = 3
Bereich der neuen Baufenster (SO2)
HJS | Griinflache/ Scherrasen ohne oder mit geringem Geholzbestand 6 226 1.356
BF52 | Obstbaum mit mittlerem Baumholz (Flache innerhalb der 10 20 200
Traufkante)
BF32 | Einzelbaum, lebensraumtypisch mit mittlerem Baumholz (Fla- 13 50 650
che innerhalb der Traufkante)
Gesamt 296 2.106
Tabelle 3: Ermittlung des Eingriffswertes
Der Eingriffswert umfasst 2.106 6kologische Wertpunkte.
6.2 Ermittlung des Ausgleichsbedarfs und Bilanzierung fir Eingriffe in den Boden

Aufgrund der besonderen Bedeutung der Boden im Naturhaushalt werden fiir Eingriffe in das Bo-

denpotenzial besondere Ausgleichsforderungen notwendig. Grundlagen hierfiir bilden das Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17. Mairz 1998 und das Landesbodenschutzgesetz
(LBodSchQ) fiir das Land Nordrhein-Westfalen vom 09. Mai 2000. Im Plangebiet sind Boden der
Kategorie 0 (anthropogen vorbelastete Boden gemal3 der Einteilung des Oberbergischen Kreises)
betroffen. Es bestehen fiir Boden dieser Kategorie keine zusitzlichen Ausgleichsverpflichtungen.

Die Kompensation erfolgt komplementiar mit dem Ausgleich fiir die Eingriffe in die Biotopfunktio-

nen.
6.3 Gesamtbedarf Kompensation
Biotoppotenzial

Kompensationsforderung Boden

+2.106 Wertpunkte
Keine zusitzliche Kompensation notwendig

Bilanz
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7 AusgleichsmaBnahmen auBerhalb des Plangebietes; Ankauf von Okopunkten

Es besteht durch die 7. Plandnderung des BP"s-Nr. 44 A | Kifernberg® ein rechnerisches Defizit
von 2.106 okologischen Wertpunkten. Die Eingriffe in Natur und Landschaft, die durch die Umset-
zung der Planung zu erwarten sind, sind gemdl der §§ 13 ff des Bundesnaturschutzgesetzes
(BNatSchG) vom 01. Mirz 2010 durch geeignete Kompensationsmallnahmen auszugleichen.

Die Kompensation der nicht ausgleichbaren Eingriffe im Umfang von 2.106 ¢kologischen Wert-
punkten erfolgt durch Ankauf von Okopunkten aus dem Okokonto der Stadt Hiickeswagen.

8 Kostenschéatzung

Die nachfolgende Kostenschiatzung beruht auf den géngigen, marktiiblichen Preisen der Region.
Sie ist unter der Annahme kalkuliert, dass eine Fachfirma die Durchfithrung tibernimmt.

Bezeichnung der Maflnahme Umfang | Einzelpreis | Gesamtpreis
in€ in€

Ankauf von ,,Okopunkten® aus dem ,,Okokonto® der |  2.106 1,00 2.106,00

Stadt Hiickeswagen

Summe 2.106,00

(.

Numbrecht, 03. August 2015

Dipl.-Ing. Landespflege G. Kursawe
Mitglied im Bund Deutscher Landschaftsarchitekten (BDLA)
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Landschaftspflegerische MaRnahmen

Flachen oder MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft gemaf § 9(1) Nr. 20 Baugesetzbuch (BauGB)

Artenschutzrechtliche Vorgaben, Schutz der Tierwelt (ohne Plandarstellung)

GemalR der Vogelschutzrichtlinie sind grundséatzlich die Bruten aller wildlebenden Vogelarten vor Zerstérung zu
schutzen. Um Verbotstatbestdnde zu vermeiden, sind notwendige Baumféllungen und Gehdlzrodungen nur
auRerhalb der Brutzeit vorzunehmen, also in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 28. (29.) Februar, da sich einige
Singvogelbruten bis August hinziehen kénnen.

Schutz des Bodens (ohne Plandarstellung)

Wahrend der Bauarbeiten ist schonend mit dem Oberboden zu verfahren (vgl. Gesetz zum Schutz des Bodens
vom 17. Marz 1998; DIN 18300 vom Oktober 1979; Landesbodenschutzgesetz fir das Land Nordrhein-Westfalen
vom 09. Mai 2000).

Es sind insbesondere folgende MaRnahmen zu bertcksichtigen:

- Beschrankung der Bautétigkeit auf Zeiten geringer Bodenfeuchte

- Verminderung des spezifischen Bodendrucks durch Einsatz geeigneter Baufahrzeuge

Minimierung des Baufeldes

Getrennte Lagerung des Oberbodens und Wiedereinbau im Bereich der Griinflachen

Sachgerechte Entsorgung des nicht mehr benétigten Aushubs

WasserschutzmalRnahmen (ohne Plandarstellung)

Wahrend der Bauarbeiten sind besondere VorsichtsmafRnahmen beim Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen
festzuschreiben. Die Lagerung von Kraftstoffen und Olen sowie das Betanken der eingesetzten Baufahrzeuge und
Maschinen haben so zu erfolgen, dass keine Leckagen im Erdbereich auftreten. Mdgliche Beeintrachtigungen des
Grundwassers und der Bevertalsperre wahrend der Bauphase sind durch SchutzmaRnahmen zu vermeiden.

Flachen und MaRnahmen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen gemafl § 9(1) Nr. 25 a Baugesetzbuch (BauGB)

MafRnahme 1 (M1): Begriinung von Carports und Pergolen (ohne Plandarstellung)

Eine Begriinung von Carports und Pergolen ist durch Gerustkletterpflanzen gemaR der nachfolgenden Pflanzen-
auswabhlliste vorzusehen.

Pflanzenauswabhlliste: Geriistkletterpflanzen

Deutscher Name Botanisch

Pfeifenwinde Aristolochia macrophylla

Geildblatt Lonicera japonica, x heckrottii, caprifolium u.a.
Blauregen Wisteria sinensis, floribunda

Kletterrose Rosa div.

Waldrebe Clematis div.

Winterjasmin Jasminum nudiflorum
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Bebauungsplan 44A ,Kifernberg® 7. Anderung in Hiickeswagen
Artenschutzpriifung Stufe I: Vorpriifung

1 Planungsanlass und Aufgabenstellung

Das Plangebiet erstreckt sich, umgeben von Segelsportnutzungen sowie dem Clubhaus der DLRG
im Stiden und Wochenendhiusern im Norden, auf einem ufernahen Hangbereich an der Bevertal-
sperre. Die Grundstiicke werden mit kleinen Hiitten und Wohnwagen zu Freizeit- und Erholungs-
zwecken genutzt. Der Grundstiickseigentiimer beabsichtigt, anstelle der bisher eher provisorischen
Hiitten, die Errichtung von Wochenendhiusern, wie sie bereits angrenzend vorhanden sind.

Da ,planungsrelevante Arten“ (nach MUNLYV 2008)" eingriffsrelevant betroffen sein konnen, ergibt
sich aufgrund der Rechtslage gemal3 § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sowie der Vorga-
ben von FFH- und Vogelschutz-Richtlinie die Notwendigkeit einer Artenschutzpriifung, Stufe I:
Vorpriifung. Diese artenschutzrechtlichen Verbote des §44 BNatSchG sind auch bei Bebauungs-
planen zu beachten.

Wesentliche Regelungen zur Anwendung des Artenschutzes enthilt die ,,Verwaltungsvorschrift zur
Anwendung der nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinien 92/43/EWG (FFH-RL)
und 2009/147/EG (V-RL) zum Artenschutz bei Planungs- oder Zulassungsverfahren (VV- Arten-
schutz)“

Die Malstdbe fur die Priifung der Artenschutzbelange ergeben sich aus den in § 44 Abs. 1
BNatSchG formulierten Zugriffsverboten. In Bezug auf die europiisch geschiitzten FFH-Anhang
IV-Arten und die europdischen Vogelarten ist es verboten:

- Verbot Nr. 1: wild lebende Tiere zu fangen, zu verletzen oder zu toten oder ihre Entwick-
lungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschidigen oder zu zerstoren,

- Verbot Nr. 2: wild lebende Tiere wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uber-
winterungs- und Wanderungszeiten so erheblich zu storen, dass sich der Erhaltungszu-
stand der lokalen Population verschlechtert,

- Verbot Nr. 3: Fortpflanzungs- oder Ruhestitten wild lebender Tiere aus der Natur zu ent-
nehmen, zu beschidigen oder zu zerstoren,

- Verbot Nr. 4: wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu ent-
nehmen, sie oder ihre Standorte zu beschddigen oder zu zerstoren.

Die nachfolgende artenschutzrechtliche Priifung untersucht fiir dieses Vorhaben, ob und in welcher
Art und Intensitit geschiitzte/ planungsrelevante Arten betroffen sein konnten. Wenn eine Betrof-
fenheit auszuschlieBen ist, ist die Artenschutzpriifung mit der Vorpriifung (Stufe I) abgeschlossen
und es ist keine vertiefende Priifung der Verbotstatbestinde (Stufe II) notig.

'Tn NRW planungsrelevante Arten: FFH-Anhang IV-Arten der Richtlinie 92/43/ EWG: Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie
und die europdischen Vogelarten entsprechend der Auswahlbewertung des Landesamtes fur Natur, Umwelt und Ver-
braucherschutz - LANUV.
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Bebauungsplan 44A ,Kifernberg® 7. Anderung in Hiickeswagen
Artenschutzpriifung Stufe I: Vorpriifung

2 Ausgangszustand; reale Flachennutzungen und Biotoptypen

Das Plangebiet im Sitiden von Kifernberg umfasst eine Flache im Umfang von 1.728 m2. Es han-
delt sich weitgehend um Scherrasenflichen, die abschnittsweise mit Hiitten und dauerhaft abge-
stellten Wohnwagen bestanden sind. Des Weiteren sind einzelne Bereiche mit Plat-
ten/Pflastersteinen befestigt. Im Nordosten stehen ein Obstbaum und ein Laubbaum mit mittlerem
Baumholz. Die detaillierte Beschreibung und Darstellung des Ausgangszustandes (reale Flichen-
nutzungen und Biotoptypen) ist dem Erlduterungsbericht und der Karte 1 des Landschaftspflegeri-
schen Fachbeitrages zu entnehmen.

3 Wirkfaktoren des Vorhabens

Wihrend der Bauphase sind Beeintrachtigungen durch Erdbewegungen, Baustellenverkehr und
Verlarmung moglich. Durch Larm und Baustellenbetrieb konnen Tiere zumindest zeitweise beun-
ruhigt oder verdriangt werden. Die Intensitit und der Umfang dieser Beeintrachtigungen sind zum
heutigen Zeitpunkt nur bedingt einzuschitzen. Sie sind vortibergehend und in der Regel auf die
Bauphase beschrankt.

Bei dem Abbruch der vorhandenen Hiitten und der Rodung von Geholzen konnen moglicherweise
Brutplitze von Vogeln betroffen sein. Damit einhergehend kann es zum Verlust von Nahrungsriu-
men und Jagdhabitaten kommen.

4 Datenrecherche

Am 20. Juli.2015 wurde das Fachinformationssystem ,,Geschiitzte Arten® des LANUV abgefragt.
Es sind insgesamt 27 Vogelarten genannt. ,Planungsrelevante® Saugetiere, Reptilien, Wirbellose
oder Pflanzen werden im betreffenden Messtischblattquadranten nicht aufgefiihrt.

Die Abfrage ergab fiir das betroffene MTB 4810-Quadrant 1 (Wipperfiirth) folgende Liste pla-
nungsrelevanter Arten:

Tabelle 1: Planungsrelevante Arten fiir das MTB 4810/1 (Wipperfiirth)

Art Status Erhaltungszustand
MTB 4810-

Deutscher Name Wissenschaftlicher Name | Quadrant 1 in NRW (KON)
Vogel
Baumfalke Falco subbuteo sicher briitend U
Baumpieper Anthus trivialis sicher briitend U
Eisvogel Alcedo atthis sicher briitend G
Feldlerche Alauda arvensis sicher briitend Ul
Feldsperling Passer montanus sicher briitend U
Flussregenpfeifer Charadrius dubius sicher briitend U
Gartenrotschwanz Phoenicurus phoenicurus | sicher briitend U
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Art Status Erhaltungszustand
MTB 4810-
Deutscher Name Wissenschaftlicher Name | Quadrant 1 in NRW (KON)
Habicht Accipiter gentilis sicher briitend
Kiebitz Vanellus vanellus sicher briitend
Kleinspecht Dryobates minor sicher briitend
Kormoran Phalacrocorax carbo sicher briitend
Maiusebussard Buteo buteo sicher briitend
Mehlschwalbe Delichon urbica sicher briitend
Neuntoter Lanius collurio sicher briitend
Rauchschwalbe Hirundo rustica sicher briitend
Rotmilan Milvus milvus sicher briitend
Schleiereule Tyto alba sicher briitend
Schwarzspecht Dryocopus martius sicher briitend
Schwarzstorch Ciconia nigra sicher briitend
Sperber Accipiter nisus sicher briitend
Turmfalke Falco tinnunculus sicher briitend
Waldkauz Strix aluco sicher briitend
Waldlaubsianger Phylloscopus sibilatrix sicher briitend
Waldohreule Asio otus sicher briitend
Waldschnepfe Scolopax rusticola sicher briitend
Wespenbussard Pernis apivorus sicher briitend
Zwergtaucher Tachybaptus ruficollis sicher briitend

Legende zum Erhaltungszustand in NRW (Ampelbewertung)

KON = kontinentale biogeographische Region
G = giinstig (ZrN)

U = ungiinstig/unzureichend (gelb)

S = ungiinstig/schlecht ({8l

2 = sich verschlechternd

1 = sich verbessernd

Die Liste der aufgefiihrten Arten richtet sich nach der aktualisierten Liste der planungsrelevanten

Arten.

Das Informationssystem LINFOS ergab keine bekannten Vorkommen planungsrelevanter Arten im

Plangebiet und direkt angrenzenden Bereichen.

Das Plangebiet liegt in dem MTB-Quadranten 4810/1

Lage der Quadranten im TK25-Messtischblatt:
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5 Begehung und Bewertung

Die Begehungen des Plangebietes erfolgten im Mérz und Juli 2015. Die Baume und sonstigen Ge-
holze im Plangebiet wurden auf Vogelnester, Baum- und Spechthohlen sowie potenzielle Fleder-
mausquartiere (abstehende Rinde etc.) abgesucht. Vogelnester (insbesondere grofere Vogelnester)
wurden wihrend der Begehung nicht festgestellt. Auch an den Hiitten wurden keine Vogelnester
gesichtet.

Im direkten Plangebiet existieren fiir keine der im entsprechenden Messtischblattquadranten aufge-
fithrten Arten Strukturen, die sich als Fortpflanzungs- oder Ruhestétte eignen. So fehlt es bei-
spielsweise an geeigneten Baumhohlen fiir Waldkauz oder Gartenrotschwanz. Die Geholzbestiande
sind zu klein und strukturarm, um als Lebensraum fiir Schwarzspecht und Waldschnepfe in Frage
zu kommen. Bruten von haufigen Vogelarten (wie Amsel oder Buchfink) sind aber nicht auszu-
schlieBen.

6 Hinweise zu Vermeidungs- und/oder vorgezogenen Ausgleichsma3nahmen

Gemal der Vogelschutzrichtlinie sind grundsitzlich die Bruten aller wildlebenden Vogelarten vor

Zerstorung zu schiitzen. Grundsétzlich sind notwendige Baumfallungen und Geholzrodungen nur
auflerhalb der Brutzeit vorzunehmen, also in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 28. (29.) Februar, da
sich einige Singvogelbruten bis August hinziehen konnen. Dies entspricht auch den gesetzlichen
Vorgaben gemil § 39 Abs. 5, Satz 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG).

7 Artenschutzfachliche Bewertung der Planung; Untersuchungsbedarf

Da ,planungsrelevanten Arten“ im Vorhabensbereich allenfalls gelegentlich zur Nahrungssuche zu
erwarten sind, kann eine artenschutzrechtliche Betroffenheit durch die Baumafnahmen und die
damit verbundenen Verluste von Scherrasen und Entnahme von Geholzen ausgeschlossen werden.
Artenschutzrechtliche Tatbestinde geméB § 44 Abs. 1 BNatSchG werden nicht ausgelost. Vorge-
zogene Ausgleichsmafinahmen oder eine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG sind nicht erfor-
derlich. Es besteht kein weiterer Untersuchungsbedarf.

(.

Dipl.-Ing. Landespflege G. Kursawe
Mitglied im Bund Deutscher Landschaftsarchitekten (BDLA)

Numbrecht, 03. August 2015
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Stadt Hiickeswagen, 7. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 44A ,Kafernberg®

ID Behdrde, T6B Datum Stellungnahme Stellungnahme Beschluss-

Nr. Behdrde, T6B Verwaltung empfehlung

1 | Bezirksregierung Koln, 04.03.2016 |Gegen die Planung sind aus Sicht der Keine Abwagung
Dezernat 33 offentlichen Belange der allgemeinen erforderlich.

Landeskultur und der Landentwicklung
keine Bedenken vorzubringen. Planun-
gen bzw. MalRnahmen des Dezernates
33 sind in dem Planungsbereich nicht
vorgesehen.

2 | Bergische Energie- und | 03.11.2015 [Gegen die oben genannte Anderung Keine Abwagung
Wasser-GmbH des Bebauungsplans bestehen seitens erforderlich.
Wipperfirth BEW der BEW keine Bedenken.

Wipperflrth

2 | Bergische Energie- und | 10.03.2016 |Gegen die oben genannte Anderung Keine Abwégung
Wasser-GmbH des Bebauungsplans bestehen seitens erforderlich.
Wipperfirth BEW der BEW keine Bedenken. Die geplan-

Wipperfurth ten Gebaude kdnnen durch Erweiterung
der vorhandenen Leitungsnetze versorgt
werden.

7 | Gleichstellungsbeauf- 03.03.2016 |Keine Einwéande. Keine Abwégung
tragte erforderlich.

13| Landesbetrieb Wald und | 28.10.2015 |Aus forstrechtlicher Sicht bestehen ge- Keine Abwagung
Holz NRW und gen den Planentwurf, da Wald nicht erforderlich.

21.03.2016 Enmlttelbar betroffen ist, keine Beden-
en.
16 | Industrie- und Handels- | 19.11.2015 |Die Belange der gewerblichen Wirt- Keine Abwagung

kammer zu Kéln

schaft werden zum gegenwartigen Zeit-
punkt nicht berihrt.

erforderlich.

S Q0dOl
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ID Behdrde, T6B Datum Stellungnahme Stellungnahme Beschluss-
Nr. Behdrde, T6B Verwaltung empfehlung
16 | Industrie- und Handels- | 29.03.2016 [Die IHK Koéln, Geschéaftsstelle Oberberg, Keine Abwégung
kammer zu Kéln hat gegen diese Bauleitplanung keine erforderlich.
Bedenken.
23 | Oberbergischer Kreis 27.11.2015 | Aus brandschutztechnischer Sicht

Aus Sicht der Brandschutzdienststelle
ist die Ldschwasserversorgung
800 I/min tber 2 Std. sicherzustellen,

sowie der 8§ 5 der Bau O NRW zu be-
achten.

Aus Sicht des Kreisbauamtes

Aus Sicht des Kreisbauamtes bestehen
keine Bedenken.

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht be-
stehen keine Bedenken.

Aus polizeilicher Sicht

Aus polizeilicher Sicht muss in Zusam-
menhang mit der vorherigen 8. Ande-
rung mittlerweile festgestellt werden,
dass die standig wachsenden Ver-
kehrsmengen, welche durch die sehr
enge Zuwegung in/aus Richtung K 11
gefuhrt werden, zu einem deutlichen
Defizit in Bezug auf die Verkehrssicher-
heit fihren. In den klassischen ,Bever-
monaten“ ab Mai bis Oktober ist die

Die Ldschwasserversorgung kann sichergestellt wer-
den.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans stehen dem
nicht entgegen.

Die beabsichtigte Planung mit voraussichtlich zwei
neuen Wochenendh&usern und maximal vier bis funf
Wochenendpléatzen fiihrt zu keiner erheblichen Zunah-
me des PKW-Verkehrs im Bereich Kéfernberg im Ver-
haltnis zum allgemeinen Verkehrsaufkommen an son-
nigen Wochenenden. Zu diesen Stol3zeiten herrscht in
der Tat eine angespannte Verkehrs- und Parksituation
in Kafernberg wie im gesamten Bereich entlang der
Bevertalsperre. Die bestehende Erschliel3ungssituation
wird im Zusammenhang mit den MaRnahmen der

Keine Abwégung
erforderlich.

Keine Abwagung
erforderlich.

Keine Abwagung
erforderlich.

Keine Abwégung
erforderlich.

Der Anregung,
einen  separaten
FuBweg zu errich-
ten, wird nicht ge-
folgt.
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ID Behdrde, T6B Datum Stellungnahme Stellungnahme Beschluss-
Nr. Behdrde, T6B Verwaltung empfehlung
Zu sehr schmale Strae zur Aufnahme von | ,Ordnungspartnerschaft Bevertalsperre® (Einrichtung
23 Fahrzeugbegegnungsverkehr und [ von Halteverbotszonen, Uberwachung des ruhenden

gleichzeitigem FulRgangerverkehr nicht
geeignet. Hier sollte aus Sicht der Ver-
kehrssicherheit auf jeden Fall vor weite-
ren Erweiterungen eine gesicherte Ful3-
gangerfuhrung geschaffen werden.

Aus artenschutzrechtlicher Sicht

Aus artenschutzrechtlicher Sicht beste-
hen keine Bedenken gegen die Pla-
nung.

Verkehrs, etc.) jedoch als ausreichend erachtet.

Fur das Grundstlick im Geltungsbereich wie auch das
benachbarte Areal der Seglervereinigung Wuppertal
e.V. gilt, dass auf den Grundstiicken eine ausreichende
Anzahl an Stellplatzen vorhanden ist, sodass der all-
gemeine Verkehrsraum durch ruhenden Verkehr dieser
neuen Planvorhaben nicht belastet wird.

Fur FuBganger auf dem Grundstiick der 7. Anderung
besteht zudem eine direkte Zugangsmdoglichkeit zum
Uferfullgangerweg durch ein Tor, sodass keine neuen
FuRgangerverkehre im Bereich der Stral’e Kéafernberg
mit dem Planvorhaben zu erwarten sind.

Darliber hinaus bildet der errichtete Uferwanderweg
eine hinreichende Alternative fur Ful3ganger, um von
Wefelsen zum Campingplatz 1 zu gelangen. Touristen,
die auf dem groRen Parkplatz parken, gelangen i.d.R.
direkt Uber den Campingplatz an die Bevertalsperre,
sodass ein separater FuRweg nach Wefelsen hier nicht
zielfhrend ware.

Keine Abwagung
erforderlich.
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ID
Nr.

Behorde, T6B

Datum

Stellungnahme
Behorde, T6B

Stellungnahme
Verwaltung

Beschluss-
empfehlung

zu
23

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht

Auf den Aspekt der méglichen Staubbe-
lastung bei Bauausfihrung mit wasser-
gebundener Fahrbahndecke gehen Sie
in lhrer Begriindung nicht ein. Das
Bootshaus/Clubhaus befindet sich in ca.
100m Entfernung zu der geplanten Nut-
zung, so dass mit Beeintrachtigungen
im Plangebiet nicht zu rechnen ist.

Weitere Hinweise oder Anregungen
werden nicht vorgebracht.

Im Bebauungsplan wird ein Hinweis zur Staubbelas-

tung ergénzt.

Die Anregung wird
berucksichtigt.

23

Oberbergischer Kreis

29.03.2016

Beziiglich der kommunalen Nieder-
schlagsentwasserung

Es bestehen keine Bedenken.

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht

Auf eine mdgliche Staubbelastung bei
Bauausfilhrung mit wassergebundener
Fahrbahndecke wird hingewiesen.

Aus landschaftspflegerischer und arten-
schutzrechtlicher Sicht

Es bestehen keine Bedenken.

Im Bebauungsplan wurde ein Hinweis zur Staubbelas-

tung erganzt.

Keine Abwagung
erforderlich.

Keine Abwagung
erforderlich.

Keine Abwagung
erforderlich.
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ID Behdrde, T6B Datum Stellungnahme Stellungnahme Beschluss-
Nr. Behdrde, T6B Verwaltung empfehlung
zu Aus brandschutzrechtlicher Sicht
23 Es wird auf den § 5 der Bau O NRW | Die Festsetzungen des Bebauungsplanes stehen dem | Keine Abwagung
hingewiesen, damit die Zufahrten zu |nicht entgegen. erforderlich.
den jetzigen und zukiinftigen Objekten
auch fur den Rettungsdienst und die
Feuerwehr nach DIN 14090 gegeben
sind.
Aus bodenschutzrechtlicher Sicht Keine Abwagung
Es bestehen keine Bedenken. erforderlich.
Aus Sicht des Kreisbauamtes _ )
Es bestehen keine Bedenken. Keine Abwagung
i ) ] erforderlich.
Daruber hinaus werden keine weiteren
Anregungen und Hinweise zur aktuellen
Planung vorgetragen.
24 | Bezirksregierung Dus- 06.11.2015 | Die Auswertung der Luftbilder aus den [ Der Hinweis im Bebauungsplan unter Punkt 2 ,Melde- | Die Anregung wird

seldorf, Kampfmittelbe-
seitigungsdienst

Jahren 1939 - 1945 und andere histori-
sche Unterlagen hat keine Hinweise auf
das Vorhandensein von Kampfmitteln im
beantragten Untersuchungsbereich er-
geben. Gleichwohl kann eine Garantie

pflicht bei Funden von Kampfmitteln* wird um die Emp-

fehlung zur Sicherheitsdetektion ergénzt.

berlcksichtigt.
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ID
Nr.

Behorde, T6B

Datum

Stellungnahme
Behorde, T6B

Stellungnahme
Verwaltung

Beschluss-
empfehlung

zu
24

auf Kampfmittelfreiheit nicht gewahrleis-
tet werden. Sofern Kampfmittel gefun-
den werden, sind die Bauarbeiten sofort
einzustellen und die zustandige Ord-
nungsbehdrde oder Polizeidienststelle
zu benachrichtigen. Bei Erdarbeiten mit
erheblichen mechanischen Belastungen
(Rammarbeiten, Pfahlgriindungen, Ver-
bauarbeiten, etc.) wird eine Sicherheits-
detektion empfohlen. Auf das Merkblatt
fur Baugrundeingriffe wird hingewiesen.

24

Bezirksregierung Dus-
seldorf, Kampfmittelbe-
seitigungsdienst

17.03.2016

Es wird auf die alte Stellungnahme ver-
wiesen. Zwischenzeitlich haben sich
keine neuen Erkenntnisse zur Kampf-
mittelbelastung fir den beantragten Be-
reich ergeben.

Keine Abwagung
erforderlich.

27

PLEdoc GmbH, Essen

28.10.2015

Im Plangebiet sind keine von PLEdoc
verwalteten Versorgungsanlagen vor-
handen.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Festsetzung planexterner Aus-
gleichsflachen eine Betroffenheit nicht
auszuschlieen ist. Es wird um Mittei-
lung der planexternen Flachen bzw. um
weitere Beteiligung gebeten.

Eine erneute Beteiligung erfolgt im Rahmen der Offen-

lage.

Keine Abwagung
erforderlich.

27

PLEdoc GmbH, Essen

02.03.2016

Im Plangebiet sind keine von PLEdoc
verwalteten Versorgungsanlagen vor-
handen.

Keine Abwagung
erforderlich.
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ID
Nr.

Behorde, T6B

Datum

Stellungnahme
Behorde, T6B

Stellungnahme
Verwaltung

Beschluss-
empfehlung

32

RWE Net AG
Netzregion Mitte

02.11.2015

In dem Bereich sind keine Steuerkabel
der Westnetz GmbH vorhanden.

Keine Abwégung
erforderlich.

32

RWE Net AG
Netzregion Mitte

04.03.2016

Im Planbereich verlaufen keine 110-kV-
Hochspannungsleitungen der Westnetz
GmbH.

Planungen von 110-kV-
Hochspannungsleitungen fiir diesen
Bereich liegen aus heutiger Sicht nicht
vor.

Die Stellungnahme betrifft nur die von
der Westnetz GmbH betreuten Anlagen
des 110-kV-Netzes und ergeht auch im
Auftrag und mit Wirkung fir die RWE
Deutschland AG als Eigentimerin des
110-kV-Netzes.

Es wird davon ausgegangen, dass be-
zuglich weiterer Versorgungsleitungen
die zustdndigen Unternehmen beteiligt
wurden.

Keine Abwagung
erforderlich.

39

EWR GmbH

07.03.2016

Es wird mitgeteilt, dass seitens der
Strom-, Gas- und Wasserversorgung
sowie des Verkehrsbetriebes der
EWR GmbH keine Anregungen und Be-
denken bestehen.

Keine Abwéagung
erforderlich.

45

Unitymedia NRW
GmbH, Kassel

29.10.2015

Es bestehen keine Bedenken. Eigene
Arbeiten oder Mitverlegungen sind nicht
geplant.

Keine Abwagung
erforderlich.
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ID Behdrde, T6B Datum Stellungnahme Stellungnahme Beschluss-

Nr. Behdrde, T6B Verwaltung empfehlung

45 | Unitymedia NRW 09.03.2016 |Gegen die Planung bestehen keine Keine Abwégung
GmbH, Kassel Einwande. Eigene Arbeiten oder Mitver- erforderlich.

legungen sind nicht geplant.

49 | Behindertenbeauftragte, | 05.11.2015
Frau Haybach, Hiickes- und

wagen 07.03.2016

Die Belange schwerbehinderter Men-
schen werden bei den o.g. BaumafR-
nahmen nicht berthrt.

Keine Abwégung
erforderlich.

50 | Landschaftsverband 04.11.2015
Rheinland und
07.03.2016

Es liegt keine Betroffenheit bezogen auf
die Liegenschaften des LVR vor, daher
werden keine Bedenken gegen die o.g.
MalRnahme geaulert.

Die Stellungnahme gilt nicht fur das
Rheinische Amt fur Denkmalpflege in
Pulheim und Bonn; es wird darum gebe-
ten, deren Stellungnahmen gesondert
einzuholen.

Das Rheinische Amt fir Bodendenkmalpflege ist am
Verfahren beteiligt. Eine Beteiligung des Rheinischen
Amtes fur Denkmalpflege wird nicht als notwendig er-
achtet, da sich nach Kenntnis der Verwaltung keine
Baudenkmaéler in unmittelbarer Nadhe des Planvorha-

bens befinden.

Keine Abwagung
erforderlich.

Keine Abwagung
erforderlich.

Hickeswagen, den ..o,

Im Auftrag

Andreas Schroder




TOPO 6

Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Ratsburo
Sachbearbeiter: Torsten Kemper

Vorlage

Datum: 19.05.2016
Vorlage RB/3011/2016

TOP Betreff
Bestellung einer Betriebsleiterin fur den Betrieb "Freizeitbad Huckeswagen'

Beschlussentwurf:
Der Rat beschlief3t, Frau Michaela Garschagen mit Wirkung ab 01.07.2016 zur Betriebsleite-
rin des Eigenbetriebes ,,Freizeitbad Hiickeswagen® zu bestellen.

Beratungsfolge Termin Behandlung

Rat 16.06.2016 | offentlich

Sachverhalt:

Durch das Ausscheiden von Herrn Jirgen Mark zum 31.07.2016 muss die Betriebsleitung neu
geregelt werden.

Der Bereich der Betriebsleitung fur das Freizeitbad bezieht sich hauptsachlich auf das Gebau-
de sowie die Aufstellung des Wirtschaftsplans. Der organisatorische Ablauf und der Betrieb
des Bades wurden an die Burgerbad gGmbh ausgelagert. Es bietet sich daher an, eine Mitar-
beiterin aus dem Gebdudemanagement mit dieser Aufgabe zu betrauen.

Daher wird Frau Michaela Garschagen als neue Betriebsleiterin vorgeschlagen.

Finanzielle Auswirkungen:

keine

Beteiligte Fachbereiche:

FB

Kenntnis
genommen

Biirgermeister 0.V.i.A. Torsten Kemper
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TOPO 7

Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Ratsburo
Sachbearbeiter: Torsten Kemper

Vorlage

Datum: 16.03.2016
Vorlage RB/2977/2016

TOP

Betreff
Satzungséanderung der Oberbergischen Aufbau Gesellschaft mbH

Beschlussentwurf:

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt / der Rat der Schloss-Stadt Hiickeswagen be-

schlief3t:
1. Der Anderung der Satzung der Oberbergischen Aufbau Gesellschaft mbH gemaR der

als Anlage beigefligten Synopse wird zugestimmt.

2. Die Vertreter der Stadt/Gemeinde in der Gesellschafterversammlung und im Auf-
sichtsrat der OAGmbH werden angewiesen, in den jeweiligen Gremien entsprechend
zu votieren.

3. Soweit die Aufsichtsbehdrde formelle Anderungen oder Erganzungen der Satzung fir
notwendig erachtet, wird diesen beigetreten.

Beratungsfolge Termin Behandlung
Haupt- und Finanzausschuss 24.05.2016 | offentlich
Rat 16.06.2016 | offentlich

Sachverhalt:

Nachfolgend die Erlduterungen der OAG zur Satzungsanderung:

A

Anlass / Handlungsnotwendigkeit

Die Oberbergische Aufbau GmbH, Gummersbach, ist satzungsgeméal mit folgenden
Aufgaben betraut:

a.
b.
C.

Analysen Uber die Erwerbs- und Wirtschaftsstruktur,

Information tber Standortvorteile und Férderungsmalinahmen,

Information tber Wirtschaftsforderungsmalinahmen von Bund, Landern und Ge-
meinden sowie der Europdischen Union,

Anwerbung und Ansiedlung von Unternehmen sowie Forderung Uberbetrieblicher
Kooperationen,

93




e. Beratung und Betreuung von Kommunen und deren 100%igen Tochtergesell-
schaften sowie ansiedlungswilligen Unternehmen in Verfahrens-, Férderungs- und
Standortfragen,

f.  Beratung bei der Beschaffung von Gewerbegrundstiicken zur Ansiedlung, Erhal-
tung oder Erweiterung von Unternehmen,

g. Beschaffung und VerdauBerung von Grundstlicken zur Ansiedlung, Erhaltung oder
Erweiterung von Unternehmen,

h. Forderung des Fremdenverkehrs durch Werbung fiir die Region

Mit dem satzungsgemafen Aufgabenkatalog ist die Oberbergische Aufbau GmbH eine klassi-
sche Wirtschaftsfordergesellschaft im regionalen Kontext. Diese sind in der Regel defizitér, d.
h. ihre wirtschaftsférdernden Téatigkeiten werden durch Bezuschussung der Gesellschafter
getragen. Auch aus dem ndheren radumlichen Umfeld ergeben sich viele Vergleichsgesell-
schaften, die kreisweit tatig sind und tber entsprechenden/erheblichen Zuschussbedarf verfi-
gen. Bei der Oberbergischen Aufbau GmbH war dieses tiber viele Jahrzehnte anders, da neben
den wirtschaftsfordernden Tétigkeiten in der Gewerbeflachenerschliefung und Ansiedlung
einschlieBlich der Bewirtschaftung von Treuhandkonten Gewinnerzielungsmaoglichkeiten be-
standen. Diese haben zuschussbediirftige wirtschaftsfordernde Aufgabenbereiche erfolgreich
gestutzt. Fur den Bereich des rentablen Gesamtaufgabenspektrums gilt jedoch heute folgen-
des:

Die Entwicklung des Wirtschaftsraumes des Oberbergischen Kreises ist mit der Leistungsfa-
higkeit der oberbergischen Wirtschaft in den oberbergischen Kommunen eng verbunden.
Wirtschaftsbetriebe sichern als Wertschépfungsmotor sowie als Arbeitsplatzgarant den Erfolg
der oberbergischen Kommunen sowie des Oberbergischen Kreises fur die Zukunftsfahigkeit
der Gesamtregion. Dazu ist es erforderlich, dass die industrielle und gewerbliche Wirtschaft
uber ausreichende Flachenreserven zur Ansiedlung, Erweiterung sowie Standortsicherung von
Betrieben verfligt. Haben die oberbergischen Kommunen in der Vergangenheit derartige An-
gebote an Flachen tber entsprechende fortschreitende Ausweisungen in den Regionalplanen
vorgehalten sowie Uber eine geeignete ErschlieBungsforderung tber Stadtebaumittel konse-
quent an diesem Entwicklungsziel gearbeitet (und war die Oberbergische Aufbau GmbH pro-
jektbezogen eingebunden), so zeichnete sich vor ca. 10 — 15 Jahren eine Trendwende ab. Die
naturschutz- und freiraumschutzrechtlichen VVorgaben der Landesentwicklungsplanung fuhr-
ten zu einer zunehmend restriktiven Haltung der Bezirksregierung und entsprechenden im
Zuge der Zeit aufwendiger werdenden Prifverfahren bei dem Wunsch zur Ausweisung neuer
bestandsichernder Flachenangebote. Reserven wurden zeitgleich aufgebraucht. Die Anzahl
der Neuausweisungen ging deutlich zurtick. Anstatt Neuausweisungen wurden vermehrt Ar-
rondierungen und kleinflachige Erweiterungen durchgefiihrt. Bedarfsberechnungsmethoden
unterschiedlicher Art und Weise wurden zur Verifizierung kommunaler Entwicklungsinteres-
sen und -notwendigkeiten eingefiihrt. Infolge dessen wurde die Oberbergische Aufbau GmbH
vom Oberbergischen Kreis und den Kommunen in die entsprechenden Gespréche mit der Be-
zirksregierung Koln eingebunden. Diese Gesprache fiihrten jedoch letztendlich noch nicht zu
einer ausreichenden Ausweisung von geeigneten Gebieten im Regionalplan. Erst im Zuge der
Regionalplaniberarbeitung wird die Bezirksregierung erneut darauf eingehen.

2. Anfragen von Betrieben auf Ubernahme bzw. Kauf geeigneter Industrie- und Gewer-
beflachen zwecks Bau und Besiedlung kénnen sich derzeit nicht mehr auf die mit ei-
ner erheblichen Vorleistung von zum Teil tiber 10 Jahren vorgeplante und erschlosse-
ne Bauflachen und die entsprechenden Angebotsparzellen beziehen. Im Zuge einer
verminderten Ausweisungsmaoglichkeit haben sich infolge fehlender Anschlussent-
wicklungen die Anzahl der aktuell angebotenen Fl&chen stark reduziert. In Teilgebie-
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ten des Oberbergischen Kreises steht kein ausreichendes Angebot mehr fur Industrie-
und Gewerbeflachen zur Verfugung. Die Industrie- und Gewerbeflachenkonferenz
Oberbergischer Kreis, die von der Oberbergischen Aufbau GmbH entwickelt wurde,
ist der Nachweis, dass die bisherige Flachenausweisungsintensitét zur Sicherung der
heimischen Wirtschaft nicht ausreicht. Die Vermarktungstatigkeit ist infolge dessen
stark vermindert.

Die der Oberbergischen Aufbau GmbH angetragenen Auftragsanfragen im Bereich
von Wohnbebauungsplanung und anderen Planungsentwicklungen sind aufgrund einer
besonderen steuerrechtlichen Problematik fiir die Oberbergische Aufbau GmbH nicht
umsetzbar. Aufgrund eines Mustererlasses des Finanzministeriums tber die Steuerbe-
freiung von Wirtschaftsfordergesellschaften ist der Umfang der Téatigkeiten der Wirt-
schaftsforderung auf die unter 1. dargestellten satzungsgemafRen Aufgaben beschrankt.
Die Forderung des allgemeinen Wohnungsbaus fallt nicht darunter. Insofern ist bei
angetragenen Auftragen zur Wohnbebauungsplanung oder anderen Planungsentwick-
lungen in der Einzelfallprifung das steuerliche Hemmnis durchgreifend, so dass Auf-
trage abgewiesen werden mussen. Diese Auskiinfte ergehen in Absprache mit Steuer-
beratern und Wirtschaftsprufern. Bei Zuwiderhandlung besteht die Gefahr einer ent-
sprechenden Nachversteuerung samtlicher Einnahmen.

Ein wesentliches Finanzierungsstandbein der OAG war auf Grundlage der guten Ei-
genkapitalversorgung bislang auch die Anlage liquider Mittel auf dem Kapitalsektor
in Form von risikoarmen Anlageformen. Diese Anlageform hat in der Vergangenheit
Ertrége bis weit Gber 100.000,-- € in der Bilanz ausgemacht, so dass von einem nicht
unbedeutenden Einnahmeposten gesprochen werden kann. Die nach der Finanzmarkt-
krise nunmehr sich aktuell abzeichnende Zinsentwicklung lasst jedoch Einnahmen aus
diesem Sektor auf einen minimalen Bruchteil zusammenschmelzen. Ferner stellt sich
in diesem Zusammenhang die Frage, ob das Anlagekonzept der Oberbergischen Auf-
bau GmbH unter diesen VVoraussetzungen iberhaupt noch zeitgemaR ist. Teile des li-
quiden Vermdgens missen fur die beabsichtigte Investition in ErschlieBungsmalinah-
men verfugbar sein. Daruber hinaus sind hier aber auch andere Anlagestrategien wie
z.B. in Form von Vermietung von Blroimmobilien etc. angeraten. Die jetzige Satzung
lasst dies jedoch nicht zu.

LGsungsweg

Dem Thema Gewerbefldchenentwicklung wird im gesamten politischen Raum in
Nordrhein-Westfalen seit Abschluss des ersten Offenlageverfahrens des Landesent-
wicklungsplanes im Entwurf wieder landesweit eine herausgehobene Bedeutung zu-
gewiesen. Die Sicherung von Wertschopfungs- und Arbeitsmarktpotentialen der hei-
mischen Wirtschaft hat landesweit eine Bedarfsdiskussion ausgeldst, die nunmehr in
der beabsichtigten zweiten Offenlage des Landesentwicklungsplanentwurfes seinen
Niederschlag findet. Allgemein werden Ausweisungsnotwendigkeiten zwischen den
beteiligten Akteuren und dem Land Nordrhein-Westfalen im Bereich der industriellen
und gewerblichen Entwicklung vermehrt auf einen Nenner gebracht. Der Punkt der
Einigung auf geeignete Flachen steht ab 2015/16 noch bevor. Die Oberbergische Auf-
bau GmbH hat im Auftrag des Oberbergischen Kreises einen wesentlichen Beitrag da-
zu geleistet, die Gewerbeflachencharta Oberberg zusammen mit der IHK und den 13
oberbergischen Kommunen zu konzipieren, abzustimmen, zu verabschieden und in
einen Dialog mit dem Land Nordrhein-Westfalen (Staatskanzlei und Bezirksregierung
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KolIn) zu bringen. Die Gewerbefldchencharta soll nunmehr - auch unter Berticksichti-
gung von natur- und umweltschutzrechtlichen Belangen sowie Interessen der land-
wirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe — in ein Industrie- und Gewerbeflachenkonzept
manden.

Gleichzeitig sind der Oberbergischen Aufbau GmbH neben konzeptionellen Tatigkei-
ten im Rahmen der Gewerbeflachenkonzeptionierung auch weitere Neuauftrége, z.B.
im Bereich Waldbrdl und Lindlar erteilt worden. Diese haben eine planerische Bin-
dung von > 5 Jahren und eine Vermarktungsbindung von > 10 Jahren zur Folge.

Der wesentliche Losungsansatz ist die Erweiterung der Geschéftssparten gemaR Ziffer
D zur organisatorischen, operativen und personellen Neuausrichtung der Oberbergi-
schen Aufbau GmbH. Diese Erweiterung wird in naheliegenden benachbarten Ge-
schaftsfeldern, die derzeit nicht Satzungsgegenstand sind, dazu fihren, im Sinne einer
besseren Personalauslastung und einer geeigneten VVerknupfung von Interessenslagen
kommunaler Gesellschafter personelle und organisatorische Verknipfungen herbeizu-
fuhren und zu optimieren. Bei einer Neuausrichtung der Gesellschaft durch die Aus-
weitung des Satzungszweckes auf weitere Aufgabenfelder besteht in Absprache mit
den Aufsichtsbehorden keine Gefahr, ins Marktgeschehen mit hiesigen Wirtschaftsak-
teuren einzugreifen. Eine Neuausrichtung wirde ausschlieRlich der Eigenversorgung
der kommunalen Gesellschafter dienen. Sie hatte eine Optimierung von Vergabe- und
Auftragsabwicklungsauftragen zur Folge und wirde kommunale Gesellschafter zu ei-
ner flexibleren und effizienteren Handhabung von Auftragsnotwendigkeiten verhelfen.

Mit der Geschaftsfelderweiterung wére eine Neuausrichtung im steuerlichen Bereich
verbunden. Wahrend die bisherigen wirtschaftsforderlichen Satzungsaufgaben der
Oberbergischen Aufbau GmbH geméR Erlass des Finanzministeriums steuerbefreit
waren, kénnten Neuaufgaben nur unter Aufgabe der Steuerbefreiung in das Aufga-
benportfolio integriert werden. Auf Grundlage einer verbindlichen Auskunft der Fi-
nanzverwaltung NRW vom 18.09.2014 (siehe auch Ziffer C) konnte aber erreicht
werden, dass die in den bisherigen Geschéftsfeldern angesammelten Kapitalertrage
nicht riickwirkend versteuert werden missen. Es missen zukinftig (ab Satzungséande-
rung) jedoch Gewinne aus alten und neuen Geschéftsfeldern separat betrachtet und
versteuert werden.

Die Offnung des Satzungszweckes der Oberbergischen Aufbau GmbH fiir neue Ge-
schéaftsfelder wird auch die Teilanlage des Vermdgens in Sachanlagen wie Immobilien
etc. fir Gesellschafter ermdglichen. Dies wiirde eine geeignetere Form der Kapitalan-
lage darstellen.

Die Geschéftsfihrung halt eine Erweiterung der Geschaftsfelder aufgrund der perso-
nellen und organisatorischen Voraussetzungen flr ertragreich, umsetzbar und im Hin-
blick auf eine gleichmaRige Personalauslastung fir effizient.

Die Kommunalaufsicht der Bezirksregierung Kéln hat Zustimmung zu den neuen Ge-
schaftsfeldern signalisiert.
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C. Steuer

Nach der verbindlichen Aussage der Finanzverwaltung bestehen aus steuerrechtlicher Sicht
keine Bedenken.

D. Neue Aufgaben

Als neue Geschéftsfelder sind daher folgende Aufgaben angedacht:

1) Planung, Bau und Betrieb von gesellschaftereigenen Energiegewinnungsanlagen,
Erschliefung und Nutzung heimischer Energieressourcen zur Energieversorgung
der kommunalen Gesellschafter,

2) Entwicklung und Planung von Infrastrukturprojekten und —mafinahmen sowie Inf-
rastrukturunterhaltung, die zu dem Aufgabenbereich der kommunalen Gesellschaf-
ter gehdren,

3) Errichtung, Anschaffung und Bewirtschaftung von Gebéduden flr den Eigenbedarf
der Gesellschaft sowie die Aufgabenerfullung der kommunalen Gesellschafter

4) Herrichtung, Bau, Sanierung und Nutzungsvorbereitung von Anlagen, Flachen und
Gebduden im Rahmen des Aufgabenbereichs der kommunalen Gesellschafter

E. Alternativen

Selbstverstandlich besteht die Mdglichkeit, die Oberbergische Aufbau GmbH im Sinne einer
klassischen Wirtschaftsfordergesellschaft ohne den Betrieb rentabler Aufgabenfelder — &hn-
lich anderen regionalen Wirtschaftsfordergesellschaften — zu flihren. Hier bestehen jedoch
dann Zuschusspflichten seitens der Gesellschafter. Die dargelegten Satzungsénderungen die-
nen dazu, weiterhin rentable Aufgabenfelder zu erschlieen, um eine Querdeckung von Auf-
gaben der Wirtschaftsforderung zu erreichen.

Die OAG ist durch einige noch vorhandene Auftrége ber einen langeren Zeitraum gebunden.
Hierzu tragen bei den Planungs- und Erschlieungsauftrdgen beispielsweise Planungsfristen
von mindestens 5 Jahren und bei der ErschlieBung und Vermarktung Zeiten von mindestens
10 Jahren bei. Daruber hinaus ergeben sich Aufgaben in der Verwaltung der Treuhandmittel,
die bereits tiber Jahrzehnte laufen und auf Dauer angelegt sind. Ohne Anderung des Satzungs-
zwecks wird die Notwendigkeit zur Inanspruchnahme von Riicklagen in den Folgejahren gro-
Rer werden. Bei gleichbleibenden Fixkosten werden Defizite bzw. steigende Defizite die Fol-
ge sein.

In Anbetracht dessen ware die Alternative zur vorgeschlagenen Satzungsanderung der zu-
nehmende Vermdgensverzehr der Gesellschaft mit daraus resultierenden Folgen.

Hinzu kommt die Verpflichtung des Oberbergischen Kreises — aus der bestehenden Satzung
heraus — die Kosten der Filhrung der Geschéfte der Oberbergischen Aufbau GmbH mit jahr-
lich 100.000,00 € zu fordern, um defizitdre Aufgabenbereiche abzudecken. Der Wortlaut der
Satzung lautet:

,,8 17: Kosten der Geschaftsfuhrung
Kosten der Geschaftsflihrung werden, soweit sie nicht durch Einnahmen gedeckt sind, bis zu

einer Hohe von 100.000 EUR pro Jahr durch Zuschisse des Oberbergischen Kreises getra-
gen.”
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Diese Variante wére aber fur die Kommunen des Oberbergischen Kreises eine deutliche
schlechtere als die vorgeschlagene Satzungsanderung.

Selbst bei einer Auflosung der Gesellschaft waren oben genannte Fristen zu beachten, genau-
so wie der Umstand, dass alle Kapitalressourcen nur wirtschaftsférdernd verwandt werden
dirften. Ein Mittelrtckfluss — sowohl fiir die Stammeinlage wie flr das restliche Eigenkapital
- ist satzungsgemal ausgeschlossen.

Der Aufsichtsrat der OAG ist in der Vergangenheit mehrfach mit dem Thema befasst gewe-
sen. Auch die Kommunen waren im Vorfeld aufgerufen, Bedarfe zu formulieren und das zu-
kiinftige Leistungsangebot der OAG zu definieren. Der Aufsichtsrat hat der in dieser Vorlage
dargelegten Weiterentwicklung der OAG und der entsprechenden Satzungsanderung in seiner
Sitzung am 24.11.2015 zugestimmt. Zudem hat die Gesellschafterversammlung der OAG die
Einbringung der Satzungsanderung in die Gremien der Gesellschafter einstimmig beschlos-
sen.

Auch die Blrgermeisterkonferenz hat unter der Pramisse der Erreichung der gesetzten Ziele
keine Bedenken gegen eine solche Weiterentwicklung der OAG angemeldet.

Soweit sich noch allgemeine formale Anderungen auf Wunsch der zustandigen Kommu-
nalaufsicht ergeben, sollen diese als mitbeschlossen gelten.

Eine Synopse der bisherigen und der veranderten Satzung ist als Anlage beigeftigt.

Finanzielle Auswirkungen:

keine

Beteiligte Fachbereiche:

FB

Kenntnis
genommen

Burgermeister 0.V.i.A. Torsten Kemper
Anlagen:

Synopse alte/neue Satzung
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TOPO 7

OBERBERGISCHE
AUFBAU-GESELLSCHAFT MBH

Bisherige Satzung | Satzungsentwurf 2015
Anderungen in Fettdruck *

§ 1 Firma, Sitz und Geschaftsjahr der Gesellschaft

Die Firma der Gesellschaft lau-
tet: Oberbergische  Aufbau-
Gesellschaft mit beschrankter
Haftung.

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in
Gummersbach.

Die Gesellschaft ist auf unbe-
stimmte Dauer errichtet. Das
Geschaftsjahr ist das Kalender-
jahr.

Die Firma der Gesellschaft lau-
tet: Oberbergische Aufbau-
Gesellschaft mit beschrankter
Haftung.

Die Gesellschaft hat ihren Sitz
in Gummersbach.

Die Gesellschaft ist auf unbe-
stimmte Dauer errichtet. Das
Geschaftsjahr ist das Kalender-
jahr.

§ 2 Gegenstand und Zweck der Gesellschaft

1. Die Tatigkeit der Gesellschaft ver-

folgt die im offentlichen Interesse
liegende Verbesserung der sozialen
und wirtschaftlichen Struktur im
Gebiet des Oberbergischen Kreises.
Sie umfasst die Férderung der Wirt-
schaft, insbesondere durch Gewer-
be- und Industrieansiedlung und
Schaffung neuer Arbeitsplatze.

. Gegenstand und Zweck der Gesell-
schaft umfassen insbesondere:

a. Analysen uber die Erwerbs- und
Wirtschaftsstruktur

b. Information Uber Standortvortei-
le und FérderungsmaBnahmen

c. Information Uber Wirtschaftsfor-
derungsmaBnahmen von Bund,
Landern und Gemeinden sowie
der Europaischen Union,

d. Anwerbung und Ansiedlung von
Unternehmen sowie Fdrderung
Uberbetrieblicher Kooperationen,

e. Beratung und Betreuung von
Kommunen und deren
100%igen Tochtergesellschaften

1. Die Tatigkeit der Gesellschaft ver-

folgt die im offentlichen Interesse
liegende Verbesserung der sozialen
und wirtschaftlichen Struktur im
Gebiet des Oberbergischen Kreises.
Sie umfasst die Forderung der
Wirtschaft, insbesondere durch
Gewerbe- und Industrieansiedlung
und Schaffung neuer Arbeitsplatze.

Gegenstand und Zweck der Gesell-
schaft umfassen insbesondere:

a. Analysen Uber die Erwerbs- und
Wirtschaftsstruktur

b. Information Uber Standortvortei-
le und FérderungsmaBnahmen

c. Information Uber Wirtschaftsfor-
derungsmaBnahmen von Bund,
Landern und Gemeinden sowie
der Europaischen Union,

d. Anwerbung und Ansiedlung von
Unternehmen sowie Fdrderung
Uberbetrieblicher Kooperationen,

e. Beratung und Betreuung von
Kommunen und deren 100%igen
Tochtergesellschaften sowie an-

“Bei den kursiv gedruckten Anderungen handelt es sich um formelle Anderungen der Satzung, die
sich aufgrund der Forderung der Kommunalaufsicht infolge von Anderungen der gesetzlichen
Grundlagen als notwendig erweisen.
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OBERBERGISCHE

AUFBAU-GESELLSCHAFT MBH

sowie ansiedlungswilligen Unter-
nehmen in Verfahrens-, Forde-
rungs- und Standortfragen,

f. Beratung bei der Beschaffung
von Gewerbegrundsticken zur
Ansiedlung, Erhaltung oder Er-
weiterung von Unternehmen,

. Beschaffung und VerauBerung
von Grundsticken zur Ansied-
lung, Erhaltung oder Erweite-
rung von Unternehmen,

h. Férderung des Fremdenverkehrs
durch Werbung flr die Region

siedlungswilligen  Unternehmen
in Verfahrens-, Férderungs- und
Standortfragen,

f. Beratung bei der Beschaffung
von Gewerbegrundstlicken zur
Ansiedlung, Erhaltung oder Er-
weiterung von Unternehmen,

g. Beschaffung und VerauBerung
von Grundstlcken zur Ansied-
lung, Erhaltung oder Erweiterung
von Unternehmen,

h. Férderung des Fremdenverkehrs
durch Werbung flir die Region

2.

Weiterer Gesellschaftszweck ist
die Tatigkeit der Gesellschaft
zur Deckung des kommunalen
Eigenbedarfs in den Bereichen
Energiegewinnung und
versorgung, Infrastruktur, Ge-
baudeanschaffung und
bewirtschaftung und Herrich-
tung, Bau, Sanierung und Nut-
zungsvorbereitung von Altnut-
zungsflachen.

Zu diesem Zweck wird die Ge-
sellschaft im Gebiet des Ober-
bergischen Kreises fiir ihre
kommunalen Gesellschafter und
zur Erfilllung kommunaler Auf-
gaben wie folgt tatig:

a. Planung, Bau und Betrieb
von gesellschaftereigenen
Energiegewinnungsanlagen,
ErschlieBung und Nutzung
heimischer Energieressour-
cen zur Energieversorgung
der kommunalen Gesell-
schafter,

Entwicklung und Planung
von Infrastrukturprojekten
und -maBnahmen sowie
Infrastrukturunterhaltung,
die zu dem Aufgabenbereich
der kommunalen Gesell-
schafter gehéren,

b.
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OBERBERGISCHE

AUFBAU-GESELLSCHAFT MBH

c. Errichtung, Anschaffung und
Bewirtschaftung von Ge-
bauden fiir den Eigenbedarf
der Gesellschaft sowie die
Aufgabenerfiillung der
kommunalen Gesellschafter
Herrichtung, Bau, Sanierung
und Nutzungsvorbereitung
von Anlagen, Flachen und
Gebduden im Rahmen des
Aufgabenbereichs der kom-
munalen Gesellschafter

d.

3. Die Gesellschaft kann auch vermit-

telnd im Auftrag von Gebietskoérper-
schaften tatig werden, indem sie
deren Grundstlcke der gewerbli-
chen Verwertung durch Anwerbung
und Ansiedlung geeigheter Betriebe
zufihrt.

Die Gesellschaft kann ebenso von
privaten Grundstuckseigentimern
und fur deren Rechnung die Verwer-
tung solcher Grundstiicke Uberneh-
men und betreiben, wenn anders die
Erfillung des Gesellschaftszwecks
nicht oder nur mit erheblich héheren
Kosten zu erreichen ist.

Die Gesellschaft ist berechtigt, zur
Erflllung ihrer Aufgaben Zuschlsse
entgegenzunehmen oder Darlehen
aufzunehmen.

3.

Die Gesellschaft kann auch vermit-
telnd im Auftrag von Gebietskor-
perschaften tatig werden, indem
sie deren Grundstlicke der gewerb-
lichen Verwertung durch Anwer-
bung und Ansiedlung geeigneter
Betriebe zuflhrt.

Die Gesellschaft kann ebenso von
privaten Grundstiickseigentimern
und fur deren Rechnung die Ver-
wertung solcher Grundstiicke Uber-
nehmen und betreiben, wenn an-
ders die Erfullung des Gesell-
schaftszwecks nicht oder nur mit
erheblich héheren Kosten zu errei-
chen ist.

Die Gesellschaft ist berechtigt, zur
Erflllung ihrer Aufgaben Zuschisse
entgegenzunehmen oder Darlehen
aufzunehmen. Diese Mittel wer-
den treuhidnderisch verwaltet,
um fiir die Gesellschafter tétig
zu werden.

Steuerbefreiung der Wirtschaftsfor-
derungsgesellschaft

Verwendung der Riicklagen,
Gewinnausschiittung, Einlagen-
rilickgewahr

. Die Gesellschafter sind unmittelbar
zu mehr als 50 v.H. Gebietskérper-
schaften. Sie haben die Mehrheit
der Stimmrechte.

Die Gesellschafter sind unmittelbar
zu mehr als 50 v.H. Gebietskorper-
schaften. Sie haben die Mehrheit
der Stimmrechte.
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. Erzielte Uberschiisse dirfen nur fiir | 2. Die Gesellschaft verfiigt iiber
die beglnstigten Tatigkeiten ver- Riicklagen aus steuerbefreiten
wendet werden. Dies schlieBt die Tatigkeiten der Wirtschaftsfor-
Bildung von Rilcklagen, die flur die derung, die zu den begiinstig-
Zweckverwirklichung erforderlich ten Tatigkeiten zahlen. Die dar-
sind, ein. Die ertragbringende Anla- aus erzielte Riicklage darf nur
ge der entsprechenden Mittel ist un- fiir die begiinstigten Tatigkei-
schadlich. ten der Wirtschaftsforderung

verwendet werden.

. Das Vermdgen und etwa erzielte | 3. Die Ertrag bringende Anlage
Uberschiisse der Gesellschaft diirfen der entsprechenden Riicklage
nur fir die im Ko&rperschaftsteuer- ist unschadlich.
gesetz (KStG) genannten Zwecke
(Wirtschaftsférderung)  verwendet
werden.

Die Gesellschafter erhalten keine | 4. Die Gesellschafter erhalten keine
Gewinnausschittung oder Einlagen- Gewinnausschittungen oder Einla-
rackgewahr. genruckgewahr.

. Durch Verwaltungsausgaben, die |5. Durch Verwaltungsaufgaben, die
den Zwecken der Gesellschaft fremd den Zwecken der Gesellschaft
sind oder durch unverhaltnismaBig fremd sind oder durch unverhalt-
hohe Vergitung darf keine Person nismaBig hohe Verglitungen darf
beglinstigt werden. keine Person beglnstigt werden.

§ 4 Stammkapital
Das Stammkapital betragt | 1. Das Stammkapital betragt
630.100 € (sechshundertdrei- 630.100 € (sechshundertdrei-
Bigtausendeinhundert EURO). Bigtausendeinhundert EURO).
Folgende Gesellschafter sind an | 2. Folgende Gesellschafter sind an
der Gesellschaft beteiligt: der Gesellschaft beteiligt:
Oberbergischer Kreis Oberbergischer Kreis
KSK Koéln Beteiligungsgesell- Kreissparkasse Koln
schaft mbH Sparkasse Gummersbach-
Sparkasse Gummersbach- Bergneustadt
Bergneustadt Sparkasse der Homburgischen
Sparkasse der Homburgischen Gemeinden in Wiehl
Gemeinden in Wiehl WGZ-Bank Westdeutsche Ge-
WGZ-Bank Westdeutsche Ge- nossenschafts-Zentralbank AG
nossenschafts-Zentralbank AG Volksbank Oberberg eG
Volksbank Oberberg eG Volksbank im Markischen Kreis
Volksbank im Markischen Kreis eG
eG Volksbank Wipperflrth-Lindlar
Volksbank  Wipperflrth-Lindlar eG
eG Stadt Bergneustadt
Stadt Bergneustadt Gemeinde Engelskirchen
Gemeinde Engelskirchen Stadt Gummersbach
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Stadt Gummersbach
Stadt Hlckeswagen
Gemeinde Lindlar
Gemeinde Marienheide
Gemeinde Morsbach
Gemeinde NUimbrecht
Gemeinde Reichshof
Stadt Waldbrol

Stadt Wiehl

Stadt Wipperflrth

Stadt Hlickeswagen
Gemeinde Lindlar
Gemeinde Marienheide
Gemeinde Morsbach
Gemeinde Nimbrecht
Gemeinde Reichshof
Stadt Waldbrol

Stadt Wiehl

Stadt Wipperfirth

3. Das Stammkapital ist voll ein-
3. Das Stammkapital ist voll einge- gezahlt.
zahlt.
§ 5 Abtretung von Geschaftsanteilen
1. Die Gesellschafter kénnen ihre | 1. Die Gesellschafter kdnnen ihre
Gesellschaft oder Teile davon an Gesellschaft oder Teile davon
Mitgesellschafter abtreten. FUr an Mitgesellschafter abtreten.
Gebietskorperschaften gilt, dass Fir Gebietskdrperschaften gilt,
sie Geschaftsanteile nur an an- dass sie Geschaftsanteile nur
dere Gebietskorperschaften, an andere Gebietskdrperschaf-
soweit diese Gesellschafter sind, ten, soweit diese Gesellschafter
abtreten kénnen. sind, abtreten kdénnen.
2. Die Abtretung von Geschaftsan-| 2. Die Abtretung von Geschafts-

teilen oder von Teilen von Ge-
schaftsanteilen an andere Per-
sonen als Gesellschafter ist nur
dann zulassig, wenn die Gesell-
schafterversammlung mit einer
Mehrheit von 75 % der abgege-
benen Stimmen hierzu die Ge-
nehmigung erteilt. Das gleiche
gilt fur die Verpfandung von Ge-
schaftsanteilen.

anteilen oder von Teilen von
Geschaftsanteilen an andere
Personen als Gesellschafter ist
nur dann zulassig, wenn die
Gesellschafterversammlung mit
einer Mehrheit von 75 % der
abgegebenen Stimmen hierzu
die Genehmigung erteilt. Das
gleiche gilt fur die Verpfandung
von Geschaftsanteilen.

§ 6 Organe de

r Gesellschaft

Organe der Gesellschaft sind:

Organe der Gesellschaft sind:

1. Die Gesellschafterversammlung, | 1. Die Gesellschafterversammlung,
2. der Aufsichtsrat, 2. der Aufsichtsrat,
3 der oder die Geschaftsflihrer. 3. der oder die Geschaftsfuhrer.
§ 7 Einberufung der Gesellschafterversammlung
1. Die Gesellschafterversammlung | 1. Die Gesellschafterversammlung

ist jahrlich — spatestens 5 (funf)
Monate nach Schluss des Ge-
schaftsjahres - als ordentliche

ist jahrlich — spatestens 5 (funf)
Monate nach Schluss des Ge-

schaftsjahres - als ordentliche
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Gesellschafterversammlung ein-
zuberufen. AuBerdem muss die
Gesellschafterversammlung ein-
berufen werden, wenn dies Ge-
sellschafter, deren Geschaftsan-
teile zusammen mindestens
dem zehnten Teil des Stamm-
kapitals entsprechen unter An-
gabe des Zwecks und der Grin-
de verlangen oder der Aufsichts-
rat dies flir erforderlich halt.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates
werden zu den Sitzungen der
Gesellschafterversammlung ein-
geladen.

Die Gesellschafterversammlung
wird durch die Geschaftsfihrung
unter Mitteilung der Tagesord-
nung durch eingeschriebenen
Brief mit mindestens 14tagiger
Frist einberufen.

Den Versammlungsort bestimmt
der Vorsitzende der Gesellschaf-
terversammlung.

Den Vorsitz in der Gesellschaf-
terversammlung fuhrt der Vor-
sitzende des Aufsichtsrates.

Gesellschafterversammlung ein-
zuberufen. AuBerdem muss die
Gesellschafterversammlung ein-
berufen werden, wenn dies Ge-
sellschafter, deren Geschaftsan-
teile zusammen mindestens dem
zehnten Teil des Stammkapitals
entsprechen unter Angabe des
Zwecks und der Grunde verlan-
gen oder der Aufsichtsrat dies fur
erforderlich halt.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates
werden zu den Sitzungen der
Gesellschafterversammlung ein-
geladen.

Die Gesellschafterversammlung
wird durch die Geschaftsfihrung
unter Mitteilung der Tagesord-
nung durch eingeschriebenen
Brief mit mindestens 14tagiger
Frist einberufen.

Den Versammlungsort bestimmt
der Vorsitzende der Gesellschaf-
terversammlung.

Den Vorsitz in der Gesellschaf-
terversammlung fahrt der Vorsit-
zende des Aufsichtsrates.

§ 8 Stimmrecht und Beschlussfassun

g in der Gesellschafterversammlung

Je 100 Euro eines Geschaftsan-
teils gewdhren eine Stimme.

Die den einzelnen Gesellschaf-
tern zustehenden Stimmen kon-
nen nur einheitlich abgegeben
werden.

Die Gesellschafterversammlung
ist beschlussfahig, wenn die
Mehrheit des Stammkapitals
vertreten ist.

Erweist sich eine Gesellschafter-
versammlung als beschlussun-
fahig, so ist durch die Ge-
schaftsfihrung binnen 3 (drei)
Wochen eine neue Gesellschaf-

1.

Je 100 Euro eines Geschaftsan-
teils gewahren eine Stimme.

Die den einzelnen Gesellschaf-
tern zustehenden Stimmen
kdnnen nur einheitlich abgege-
ben werden.

Die Gesellschafterversammlung
ist beschlussfahig, wenn die
Mehrheit des Stammkapitals
vertreten ist.

Erweist sich eine Gesellschaf-
terversammlung als beschluss-
unfahig, so ist durch die Ge-
schaftsfiihrung binnen 3 (drei)
Wochen eine neue Gesellschaf-
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terversammlung mit gleicher
Tagesordnung einzuberufen. Die
Gesellschafterversammlung st
in diesem Fall ohne Rucksicht
auf die Zahl der vertretenen
Stimmen beschlussfahig. Auf
diese Folge ist in der Einladung
ausdricklich hinzuweisen.

Beschllisse werden mit einfa-
cher Mehrheit gefasst, soweit
die Gesetze oder dieser Vertrag
nicht zwingend eine groBere
Mehrheit vorschreiben. Bei
Stimmgleichheit  findet eine
nochmalige Abstimmung statt.
Wenn auch diese Abstimmung
Stimmgleichheit ergibt, gilt der
Beschlussantrag als abgelehnt.

Die Beschlisse der Gesellschaf-
ter kébnnen - soweit nicht zwin-
gendes Recht eine andere Form
vorschreibt - durch schriftliche
Abstimmung, per Fax oder per
E-Mail auch ohne Einberufung
einer Versammlung  gefasst
werden, sofern sich jeder Ge-
sellschafter an der Abstimmung
personlich oder durch Vertreter
beteiligt. Eine kombinierte Be-
schlussfassung in der Form,
dass sich einzelne Gesellschafter
an den Beschllssen, die von den
ubrigen Gesellschaftern in einer
Versammlung getroffen werden,
in der in Satz 1 bestimmten
Weise beteiligen, ist ebenfalls
zulassig.

Uber die Verhandlungen und
Beschlisse der Gesellschafter-
versammlung ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die vom
Vorsitzenden der Gesellschaf-
terversammlung und einem Mit-
glied der Geschaftsfihrung zu
unterzeichnen ist. Die Nieder-
schrift ist jedem Gesellschafter
und den Mitgliedern der Gesell-

terversammlung mit gleicher
Tagesordnung einzuberufen.
Die Gesellschafterversammlung
ist in diesem Fall ohne Rick-
sicht auf die Zahl der vertrete-
nen Stimmen beschlussfahig.
Auf diese Folge ist in der Einla-
dung ausdricklich hinzuweisen.

Beschllisse werden mit einfa-
cher Mehrheit gefasst, soweit
die Gesetze oder dieser Vertrag
nicht zwingend eine grdéBere
Mehrheit  vorschreiben. Bei
Stimmgleichheit findet eine
nochmalige Abstimmung statt.
Wenn auch diese Abstimmung
Stimmgleichheit ergibt, gilt der
Beschlussantrag als abgelehnt.

Die Beschlisse der Gesellschaf-
ter kdnnen - soweit nicht zwin-
gendes Recht eine andere Form
vorschreibt - durch schriftliche
Abstimmung, per Fax oder per
E-Mail auch ohne Einberufung
einer Versammlung gefasst
werden, sofern sich jeder Ge-
sellschafter an der Abstimmung
personlich oder durch Vertreter
beteiligt. Eine kombinierte Be-
schlussfassung in der Form,
dass sich einzelne Gesellschaf-
ter an den Beschllissen, die von
den Ubrigen Gesellschaftern in
einer Versammlung getroffen
werden, in der in Satz 1 be-
stimmten Weise beteiligen, ist
ebenfalls zulassig.

Uber die Verhandlungen und
Beschllisse der Gesellschafter-
versammlung ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die vom
Vorsitzenden der Gesellschaf-
terversammliung und einem
Mitglied der Geschaftsfihrung
zu unterzeichnen ist. Die Nie-
derschrift ist jedem Gesell-
schafter und den Mitgliedern
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schafterversammlung zuzusen-
den.

der Gesellschafterversammlung
zuzusenden.

§ 9 Zustandigkeit der Gesellschafterversammlung

Die

Gesellschafterversammlung hat

unbeschadet gesetzlicher Vorschriften
insbesondere zu beschlieBen:

1.

10.

Anderungen des Gesellschafts-
vertrages, insbesondere Ande-
rungen des Zwecks der Gesell-
schaft sowie den Beitritt weite-
rer Mitglieder und Erhdhung
bzw. Herabsetzung des
Stammkapitals,

Abschluss und Anderung von
Unternehmensvertragen i. S .d.
§§ 291 und 292 Abs. 1 AktG,

Erwerb und VerauBerung von

Unternehmen und Beteiligun-
gen,

Genehmigung der Abtretung
und Verpfandung von Ge-

schaftsanteilen,
Auflésung der Gesellschaft ,

Bestellung und Abberufung des
oder der Geschaftsfihrer und
Abschluss von deren Anstel-
lungsvertragen,

Bestellung des Abschlusspriifers
fur das laufende Geschaftsjahr,

Feststellung des Jahresab-
schlusses und Verwendung des
Ergebnisses nach Entgegen-
nahme der Berichte der Ge-
schaftsfiUhrung, des Abschluss-
prifers und des Aufsichtsrates,

Entlastung der Geschaftsflih-
rung und des Aufsichtsrates,

Einforderung von Einzahlungen
auf die Stammeinlage.

Die Gesellschafterversammlung hat
unbeschadet gesetzlicher Vorschriften

1.

10.

11.

insbesondere zu beschlieBen:

Anderungen des Gesellschafts-
vertrages, insbesondere Ande-
rungen des Zwecks der Gesell-
schaft sowie den Beitritt weite-
rer Mitglieder und Erhéhung
bzw. Herabsetzung des
Stammbkapitals,

Abschluss und Anderung von
Unternehmensvertragen i. S .d.
§§ 291 und 292 Abs. 1 AktG,

Erwerb und VerauBerung von
Unternehmen und Beteiligun-
gen,

Genehmigung der
und Verpfandung
schaftsanteilen,

Abtretung
von Ge-

Auflésung der Gesellschaft ,

Bestellung und Abberufung des
oder der Geschaftsfihrer und
Abschluss von deren Anstel-
lungsvertragen,

Bestellung des Abschlussprifers
fir das laufende Geschaftsjahr,

Feststellung des Jahresab-
schlusses und Verwendung des
Ergebnisses nach Entgegen-
nahme der Berichte der Ge-
schaftsfUhrung, des Abschluss-
prufers und des Aufsichtsrates,

Entlastung der Geschaftsfih-
rung und des Aufsichtsrates,

Einforderung von Einzahlungen
auf die Stammeinlage,

Hohe der Aufwandsent-
schadigung des Aufsichtsra-
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tes fiir Sitzungen.

§ 10 Aufsichtsrat

Der Aufsichtsrat besteht aus 13
(dreizehn)  Mitgliedern, und
zwar:

a) dem Landrat des Oberbergi-
schen Kreises,

b) flnf Vertretern des Oberber-
gischen Kreises, die Mitglie-
der des Kreistages sein mis-
sen, darunter der Vorsitzen-
de des Kreisentwicklungs-
ausschusses,

c) einem Vertreter der Entwick-
lungsgesellschaft Gummers-
bach mbH in Gummersbach,

d) einem Vertreter der KSK
Kdln Beteiligungsgesellschaft
mbH,

e) einem Vertreter der Gruppe
der ubrigen Sparkassen im
Oberbergischen Kreis,

f) einem Vertreter der Genos-
senschaftlichen Kreditinstitu-
te,

g) drei Vertretern der Gruppe
der Stadte und Gemeinden
des Oberbergischen Kreises.

Die Aufsichtsratsmitglieder gem.
la, b und g unterliegen den
Bestimmungen des § 108 Abs. 4
Nr. 2 GO.

Mitglieder des Aufsichtsrates
kdnnen durch schriftliche Mittei-
lung an die Gesellschaft einen
standigen Vertreter oder einen
Vertreter flr bestimmte Auf-

1.

Der Aufsichtsrat besteht aus 13
(dreizehn)  Mitgliedern, und
zwar:

a) dem Landrat des Oberbergi-
schen Kreises oder einem
von ihm vorgeschlagenen
Bediensteten des Ober-
bergischen Kreises,

b) finf Vertretern des Oberber-
gischen Kreises, die Mitglie-
der des Kreistages sein mus-
sen, darunter der Vorsitzen-
de des Kreisentwicklungsaus-
schusses,

c) einem Vertreter der Entwick-
lungsgesellschaft Gummers-
bach mbH in Gummersbach,

d) einem Vertreter der Kreis-
sparkasse Koln Beteili-
gungsgeselisechaft-mbH,

e) einem Vertreter der Gruppe
der Ubrigen Sparkassen im
Oberbergischen Kreis,

f) einem Vertreter der Genos-
senschaftlichen Kreditinstitu-
te,

g)drei Vertretern der Gruppe
der Stadte und Gemeinden
des Oberbergischen Kreises.

Die Aufsichtsratsmitglieder
gem. 1a, b und g unterliegen
den Bestimmungen der Ge-
meindeordnung NW zum
Weisungsrecht der Vertreter
im Aufsichtsrat.

Mitglieder des Aufsichtsrates
kénnen durch schriftliche Mittei-
lung an die Gesellschaft einen
standigen Vertreter oder einen
Vertreter flr bestimmte Auf-
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sichtsratssitzungen benennen.

Auf den Aufsichtsrat finden die
Vorschriften des Aktiengesetzes
Uber den Aufsichtsrat keine An-
wendung, soweit dieser Gesell-
schaftsvertrag nichts anderes
bestimmt.

Der Aufsichtsrat ist berechtigt,
Ausschisse zu bilden und ihnen
einzelne  Zustandigkeiten zu
Ubertragen.

Der Aufsichtsrat kann sachkun-
dige Personen zu seinen Sitzun-
gen beratend hinzuziehen.

sichtsratssitzungen benennen.

Auf den Aufsichtsrat finden die
Vorschriften des Aktiengesetzes
Uber den Aufsichtsrat keine
Anwendung, soweit dieser Ge-
sellschaftsvertrag nichts ande-
res bestimmt.

Der Aufsichtsrat ist berechtigt,
Ausschilsse zu bilden und ihnen
einzelne Zustandigkeiten zu
Ubertragen.

Der Aufsichtsrat kann sachkun-
dige Personen zu seinen Sit-
zungen beratend hinzuziehen.

Die Aufwandsentschddigung
fiir Sitzungen wird in einer
gesonderten Gehalts- und
Aufwandsentschéddigungs-
richtlinie geregelt. Uber die
Hohe einer solchen Entscha-
digung wird durch die Ge-
sellschafterversammliung
entschieden und diese an-
schlieBend bekannt ge-
macht. Eine dariiber hinaus
gehende Vergiitung erfolgt
nicht.

§ 11 Wahl des Vorsitzenden des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat wahlt aus sei-
ner Mitte fir die Dauer von 5
(finf) Jahren den Vorsitzenden
und einen Stellvertreter.

Endet das Amt des Vorsitzenden
oder das des Stellvertreters vor-
zeitig, so hat der Aufsichtsrat
fir die verbleibende Wahlzeit
gem. Ziff. 1 unverzuglich eine
Neuwahl vorzunehmen.

1.

Der Aufsichtsrat wahlt aus sei-
ner Mitte flur die Dauer von 5
(finf) Jahren den Vorsitzenden
und einen Stellvertreter.

Endet das Amt des Vorsitzen-
den oder das des Stellvertre-
ters vorzeitig, so hat der Auf-
sichtsrat flur die verbleibende
Wahlzeit gem. Ziff. 1 unverzig-
lich eine Neuwahl vorzuneh-
men.

§ 12 Sitzungen und Beschlussfahigkeit des Aufsichtsrates

Sitzungen des Aufsichtsrates
werden durch den Vorsitzenden
einberufen. Die Einberufung hat

1.

Sitzungen des Aufsichtsrates
werden durch den Vorsitzenden
einberufen. Die Einberufung hat
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schriftlich unter Mitteilung der
Tagesordnung und Einhaltung
einer Frist von 8 (acht) Tagen
zu erfolgen. In dringenden Fal-
len kann eine andere Form der
Einberufung und eine kirzere
Frist gewahlt werden.

2. Auf Verlangen von mindestens
drei Aufsichtsratsmitgliedern
oder der Geschaftsfihrung muss
eine Sitzung anberaumt werden.

3. Der Aufsichtsrat ist beschlussfa-
hig, wenn mehr als die Halfte
der Mitglieder, darunter der
Vorsitzende bzw. sein Stellver-
treter anwesend sind.

4, Die Beschlisse werden mit ein-
facher Stimmenmehrheit der
anwesenden Mitglieder des Auf-
sichtsrates gefasst, soweit
nichts anderes bestimmt ist. Bei
Stimmengleichheit gilt der An-
trag als abgelehnt.

5. In Ausnahmefallen kénnen auf
Weisung des Vorsitzenden Be-
schliisse und Abstimmungen auf
schriftichem oder telegrafi-
schem Wege erfolgen, wenn
kein Mitglied widerspricht.

6. Uber die gefassten Beschliisse
ist eine Niederschrift anzuferti-
gen, die der Vorsitzende und ein
Mitglied der Geschaftsfihrung
unterzeichnen. Die Niederschrift
ist von der Geschaftsflihrung je-
dem Mitglied binnen zwei Wo-
chen zu Ubersenden.

schriftlich unter Mitteilung der
Tagesordnung und Einhaltung
einer Frist von 8 (acht) Tagen zu
erfolgen. In dringenden Fallen
kann eine andere Form der Ein-
berufung und eine kirzere Frist
gewahlt werden.

Auf Verlangen von mindestens
drei Aufsichtsratsmitgliedern o-
der der Geschaftsfiuhrung muss
eine Sitzung anberaumt werden.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfa-
hig, wenn mehr als die Halfte der
Mitglieder, darunter der Vorsit-
zende bzw. sein Stellvertreter
anwesend sind.

Die Beschllisse werden mit einfa-
cher Stimmenmehrheit der an-
wesenden Mitglieder des Auf-
sichtsrates gefasst, soweit nichts
anderes bestimmt ist. Bei Stim-
mengleichheit gilt der Antrag als
abgelehnt.

In Ausnahmefdllen kdnnen auf
Weisung des Vorsitzenden Be-
schlisse und Abstimmungen auf
schriftlichem oder telegrafischem
Wege erfolgen, wenn kein Mit-
glied widerspricht.

Uber die gefassten Beschliisse ist
eine Niederschrift anzufertigen,
die der Vorsitzende und ein Mit-
glied der Geschaftsfihrung un-
terzeichnen. Die Niederschrift ist
von der Geschaftsfihrung jedem
Mitglied binnen zwei Wochen zu
Ubersenden.

§ 13 Willenserklarung des Aufsichtsrates

Willenserklarungen des Aufsichtsrates
werden vom Vorsitzenden oder seinem
Stellvertreter gemeinsam mit einem
weiteren Mitglied des Aufsichtsrates
abgegeben.

Willenserklarungen des Aufsichtsrates
werden vom Vorsitzenden oder seinem
Stellvertreter gemeinsam mit einem
weiteren Mitglied des Aufsichtsrates
abgegeben.
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§ 14 Zustandigkeit des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat Uberwacht die
Geschaftsfihrung, wobei er sich
der Unterstitzung dritter Stellen
bedienen kann. Er hat ein unbe-
schranktes Recht auf Auskunft
und Einsicht.

Der Aufsichtsrat beschlieBt un-
beschadet gesetzlicher Zustan-
digkeiten uber:

a. Anstellung, Einstufung und
Entlassung von Angestell-
ten mit einer
Vergltungsgruppe des
BAT, die der vergleichba-
ren Eingangsstufen des
beamteten héheren Diens-
tes der Besoldungsord-
nung des Landes Nord-
rhein-

Westfalen entspricht und
héher,

b. den Wirtschafts- und Fi-
nanzplan gem. § 18 dieses
Vertrages,

c. den in der Gesellschafter-
versammlung vorzulegen-
den Jahresabschluss und

d. eine Geschaftsordnung flr
die Geschaftsfihrung.

Beschllisse nach Absatz 2 Buch-
stabe c. kdnnen nicht gegen die
Stimmen der Vertreter des
Oberbergischen Kreises gefasst
werden.

1.

Der Aufsichtsrat Uberwacht
die Geschaftsfihrung, wobei er
sich der Unterstitzung dritter
Stellen bedienen kann. Er hat
ein unbeschranktes Recht auf
Auskunft und Einsicht.

Der Aufsichtsrat beschlieBt
unbeschadet gesetzlicher Zu-
standigkeiten Uber:

a. Anstellung, Einstufung
und Entlassung von An-
gestellten mit einer
Vergltungsgruppe des
BAT, die der vergleichba-
ren Eingangsstufen des
beamteten héheren
Dienstes der Besoldungs-
ordnung des Landes
Nordrhein-

Westfalen entspricht und
héher,

b. die Empfehlung zum
Wirtschafts- und Fi-
nanzplan gem. § 18
dieses Vertrages an
die Gesellschafterver-
sammlung,

c. die Empfehlung zum
Jahresabschluss an die
Gesellschafterver-
sammlung und

d. eine Geschaftsordnung
fur die Geschaftsfihrung.

Beschllisse nach Absatz 2
Buchstabe c. kdnnen nicht ge-
gen die Stimmen der Vertreter
des Oberbergischen Kreises ge-
fasst werden.

§ 15 Geschaftsfiihrung

Die Gesellschaft hat einen oder
mehrere Geschaftsfiihrer.

Die Gesellschaft ist im Rahmen

1.

2.

Die Gesellschaft hat einen oder
mehrere Geschaftsfiihrer.

Die Gesellschaft ist im Be-
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ihrer Mdglichkeiten unter Beach-
tung wirtschaftlicher Grundsatze
zu fUhren.

Die Gesellschaft wird bei einem
Geschaftsfihrer durch diesen al-
lein, bei mehreren Geschaftsfiih-
rern durch zwei Geschaftsfihrer
gemeinsam oder durch einen
Geschaftsfihrer in Gemeinschaft
mit einem Prokuristen vertreten.

reich der unter § 2 Abs. 2
diesen Vertrags genannten
Geschidiftsfelder unter Be-
achtung der Wirtschafts-
grundsdétze zu fiihren.

Die Gesellschaft wird bei einem
Geschaftsfihrer durch diesen
allein, bei mehreren Geschafts-
fiUhrern durch zwei Geschafts-
fihrer gemeinsam oder durch
einen Geschaftsfuhrer in Ge-
meinschaft mit einem Prokuris-
ten vertreten.

Die Hohe der monatlichen
Vergiitung der Geschifts-
fiihrer wird durch die Ge-
sellschafterversammliung
bestimmt, in einer geson-
derten Gehalts- und Auf-
wandsentschadigungsricht-
linie geregelt und anschlie-
Bend bekannt gemacht.

§ 16 Zustandigkeit der Geschaftsfihrung

Die Geschaftsfuhrung erledigt
die Geschafte nach MaBgabe
dieses Gesellschaftsvertrages
und der Geschaftsordnung.

Die Geschaftsfiihrung bedarf
zum Abschluss der Gber den ge-
wdhnlichen Geschaftsverkehr
hinausgehenden und insbeson-
dere zum Abschluss der folgen-
den Geschafte der Zustimmung
des Aufsichtsrates:

a. Erwerb, VerauBerung und Be-
lastung von Grundsticken,

b. Neubauten, Anschaffungen
und sonstige Investitionen von
Uber 15.000 € (funfzehntau-
send EURO) im Einzelfall,

c. Aufnahme und Gewahrung
von Krediten, die im Einzelfall
15.000 € (fuinfzehntausend

EURO) Ubersteigen,
d. Eingehung von Wechselver-

1.

Die Geschaftsfihrung erledigt
die Geschafte nach MaBgabe
dieses  Gesellschaftsvertrages
und der Geschaftsordnung im
Rahmen des von der Gesell-
schafterversammliung be-
schlossenen Wirtschafts-
und Finanzplanes.

Die Geschadftsfiihrung bedarf
zum Abschluss der iiber den
gewohnlichen Geschadaftsver-
kehr hinausgehenden Ge-
schéifte und insbesondere
der folgenden Geschidfte der
Zustimmung des Aufsichts-
rates, sofern diese iiber den
Rahmen des Wirtschafts-
und Finanzplanes hinausge-
hen :

Erwerb, VerauBerung und Be-
lastung von Grundsticken,
Neubauten, Anschaffungen und
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bindlichkeiten, Ubernahme
von Birgschaften und Garan-
tieverpflichtungen,

e. die Erteilung von Prokuren
und Handlungsvollmachten,

f. Abschluss von Miet- und
Pachtvertragen mit einer Dau-
er von mehr als einem Jahr,

g. Prozessfliihrung und zwar als
klagende und beklagte Partei,
wenn das mutmaBliche Ge-
samtrisiko Uber 10.000 €
(zehntausend EURO) liegt,

h. Abschluss von Gewinn- und
Verlustibernahmevertragen.

. Abschluss von Gewinn- und Ver-

sonstige Investitionen von Uber
50.000 € (fiinfzigtausend
EURO) im Einzelfall,

Aufnahme und Gewdahrung von
Krediten, die im Einzelfall
50.000 € (fiinfzigtausend
EURO) Ubersteigen,

Eingehung von Wechselverbind-
lichkeiten, Ubernahme  von
Bldrgschaften und Garantiever-
pflichtungen,

die Erteilung von Prokuren und
Handlungsvollmachten,
Abschluss von Miet- und Pacht-
vertragen mit einer Dauer von
mehr als einem Jahr,
Prozessfihrung und zwar als
klagende und beklagte Partei,
wenn das mutmaBliche Gesam-
trisiko Gber 10.000 € (zehntau-
send EURO) liegt,

lustiibernahmevertragen.

§ 17 Kosten der Geschaftsfihrung

Kosten der Geschaftsfihrung werden,
soweit sie nicht durch Einnahmen ge-
deckt sind, bis zu einer H6he von
100.000 EUR pro Jahr durch Zuschusse
des Oberbergischen Kreises getragen.

Kosten der Geschaftsfihrung werden,
soweit sie nicht durch Einnahmen ge-
deckt sind, bis zu einer Hdéhe von
100.000 EUR pro Jahr durch Zuschus-
se des Oberbergischen Kreises getra-
gen.

§ 18 Wirtschaftsplan und Finanzplan

1. Die Geschaftsfihrung stellt jahr-
lich einen Wirtschaftsplan mit
den zu erwartenden Ertragen
und den geplanten Aufwendun-
gen und eine der Wirtschaftsftih-
rung zugrunde zu legende funf-
jahrige Finanzplanung auf.

2. Der Entwurf des Wirtschaftspla-
nes ist den Gesellschaftern/der
Gesellschafterversammlung spa-
testens zwei Monate vor Ablauf
eines Geschaftsjahres flr das
kommende Geschaftsjahr zur

1.

Die  Geschaftsfuhrung stellt
jahrlich einen Wirtschaftsplan
mit den zu erwartenden Ertra-
gen und den geplanten Auf-
wendungen und eine der Wirt-
schaftsfihrung zugrunde zu le-
gende flunfjahrige Finanzpla-
nung auf.

Der Entwurf des Wirtschaftspla-
nes ist den Gesellschaftern/der
Gesellschafterversammlung

spatestens zwei Monate vor Ab-
lauf eines Geschaftsjahres fir

112

Seite 14 von 16



OBERBERGISCHE

AUFBAU-GESELLSCHAFT MBH

Beschlussfassung vorzulegen.

das kommende Geschéftsjahr
zur Beschlussfassung vorzule-
gen.

§ 19 Jahresabschluss, Lagebericht

In den ersten drei Monaten eines
jeden Geschidftsjahres hat die
Geschaftsfuhrung flr das ver-
gangene Geschaftsjahr den Jah-
resabschluss (Bilanz, Gewinn-
und Verlustrechnung, Anhang)
und den Lagebericht nach den
fir groBe Kapitalgesellschaften
geltenden Vorschriften des Drit-
ten Buches des Handelsgesetz-
buches aufzustellen, soweit nicht
weitergehende gesetzliche Vor-
schriften gelten oder andere ge-
setzliche Vorschriften entgegen-
stehen.

Die Abschlussprifung von Jah-
resabschluss und Lagebericht er-
folgt nach den Vorschriften des
Dritten Buches des Handelsge-
setzbuches und der Eigenbe-
triebsverordnung NW bzw. im
Sinne eines ggf. dartiber hinaus-

gehenden Prufungsauftrages
durch den bestellten Abschluss-
prufer.

Die Geschaftsfihrung hat den
Jahresabschluss und den Lage-
bericht nach der Prifung durch
den Abschlussprifer unverzig-
lich dem Aufsichtsrat vorzulegen.

Die ordentliche Gesellschafter-
versammlung hat spatestens in-
nerhalb von zwei Monaten nach
Vorlage des Prifungsberichtes
Uber die Feststellung des Jah-
resabschlusses und die Verwen-
dung des Jahresergebnisses so-
wie Uber die Entlastung der Ge-
schaftsflihrung zu beschlieBen.

Der Auftrag an den Abschluss-
prufer ist auch auf den § 53 Abs.

1.

In den ersten drei Monaten ei-
nes jeden Geschaftsjahres hat
die Geschaftsfihrung flr das
vergangene Geschaftsjahr den
Jahresabschluss (Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung,
Anhang) und den Lagebericht
nach den flr groBe Kapitalge-
sellschaften  geltenden  Vor-
schriften des Dritten Buches
des Handelsgesetzbuches auf-
zustellen, soweit nicht weiter-
gehende gesetzliche Vorschrif-
ten gelten oder andere gesetzli-
che Vorschriften entgegenste-
hen.

Die Abschlussprifung von Jah-
resabschluss und Lagebericht
erfolgt nach den Vorschriften
des Dritten Buches des Han-
delsgesetzbuches und der Ei-
genbetriebsverordnung NW
bzw. im Sinne eines ggf. dar-
uber hinausgehenden Prifungs-
auftrages durch den bestellten
Abschlussprufer.

Die Geschaftsfihrung hat den
Jahresabschluss und den Lage-
bericht nach der Prifung durch
den Abschlussprifer unverzig-
lich dem Aufsichtsrat vorzule-
gen.

Die ordentliche Gesellschafter-
versammlung hat spatestens
innerhalb von zwei Monaten
nach Vorlage des Prifungsbe-
richtes Uber die Feststellung
des Jahresabschlusses und die
Verwendung des Jahresergeb-
nisses sowie U(Uber die Entlas-
tung der Geschaftsfihrung zu

113

Seite 15 von 16



OBERBERGISCHE

AUFBAU-GESELLSCHAFT MBH

1 und 2 Haushaltsgrundsatzege-
setz (HGrG) zu erstrecken.

5. Die Offenlegung des Jahresab-
schlusses richtet sich nach den
einschlagigen Bestimmungen des
Handelsgesetzbuches. Darlber
hinaus gelten die Bekanntma-
chungs- und Auslegungsvor-
schriften des § 108 Abs. 2 Nr. 1c
der GO. Bekanntmachungen er-
folgen im Amtsblatt flir den Re-
gierungsbezirk Kéln.

beschlieBen.

Der Auftrag an den Abschluss-
prifer ist auch auf den § 53
Abs. 1 und 2 Haushaltsgrund-
satzegesetz (HGrG) zu erstre-
cken.

5. Die Offenlegung des Jahresab-
schlusses richtet sich nach den
einschlagigen Bestimmungen
des Handelsgesetzbuches.
Dariiber hinaus gelten die
Bekanntmachungs- und Aus-
legungsvorschriften der
Gemeindeordnung NW zur
Feststellung und Verwen-
dung des Jahresabschlusses.
Bekanntmachungen erfolgen im
Amtsblatt fir den Regierungs-
bezirk Kaoln.

§ 20 Auflésung der Gesellschaft

Bei Auflésung der Gesellschaft oder
beim Ausscheiden von Gesellschaftern
wird das Grund- oder Stammkapital
nicht an die Gesellschafter zurlickge-
zahlt, es sei denn, die Gesellschafter
verwenden es fur Zwecke der Wirt-
schaftsférderung.

Bei Auflésung der Gesellschaft oder
beim Ausscheiden von Gesellschaftern
wird das Grund- oder Stammkapital
nicht an die Gesellschafter zurlickge-
zahlt, es sei denn, die Gesellschafter
verwenden es fur Zwecke der Wirt-
schaftsférderung.

§ 21 Schlussbestimmungen

1. Sollte eine Bestimmung dieses
Vertrages ungliltig sein, so soll
dadurch die Gultigkeit der Ubri-
gen Bestimmungen dieses Ver-
trages nicht berihrt werden. Die

ungultige Bestimmung soll so
ausgelegt werden, dass dies
dem wirtschaftlich Gewollten

madglichst nahe kommt.

Das Gesetz zur Gleichstellung
von Frauen und Mannern flr das
Land Nordrhein-Westfalen (LGG)
wird angewendet.

1. Sollte eine Bestimmung dieses
Vertrages ungliltig sein, so soll
dadurch die Gultigkeit der Ubri-
gen Bestimmungen dieses Ver-
trages nicht berdhrt werden.
Die unglltige Bestimmung soll
so ausgelegt werden, dass dies
dem wirtschaftlich Gewollten
madglichst nahe kommt.

Das Gesetz zur Gleichstellung
von Frauen und Mannern fir
das Land Nordrhein-Westfalen
(LGG) wird angewendet.
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TOP O 8

Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Fachbereich | - Steuerungsunterstiitzung / Service
Sachbearbeiter/in: Heike Otto

Vorlage

Datum: 02.06.2016
Vorlage FB 1/3018/2016

TOP Betreff
Kenntnisnahme Uber- und au3erplanméafige Aufwendungen und
Auszahlungen

Beschlussentwurf:
Der Rat nimmt die durch die Kdmmerin bzw. ihren Vertreter gem. § 83 Abs. 1 GO NW in
Verbindung mit 8 8 der Haushaltssatzung genehmigten Haushaltsiiberschreitungen zur

Kenntnis.
Beratungsfolge Termin Behandlung
Rat 16.06.2016 | oOffentlich

Sachverhalt:

GeméR 8 83 Abs. 1 GO NW in Verbindung mit § 8 der Haushaltssatzung wurden die folgen-
den ber- und aulRerplanmaRigen Aufwendungen und Auszahlungen durch die K&mmerin
bzw. ihren Vertreter genehmigt:

Konto |KSt./Prod./ Bezeichnung FB Bisher | Mehrbedarf
Auft. / Inv. verfugbar
EUR EUR

Haushaltsjahr 2015

1 (543700 (1.11.01.01 Gastebewirtung u. Repra- I 2.250,00 1.400,00
sentation / Politische Gre-
mien

2 |526610 (11610 Wareneinsatz / Gemein- I 0,00 80.000,00
destral3en

3 |548300|1.11.06.40.02 Kapitalertragssteuer / Verr. I 0,00 334,00
HEG Verwaltungs GmbH

4 1548400 |1.11.06.40.02 Solidaritatszuschlag / Verr. I 0,00 19,00
HEG Verwaltungs GmbH

5 1544600 [ 11911 Einstellung Sonderposten / I 0,00 65.500,00
Gewerbegbiet
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Konto |KSt./Prod./ Bezeichnung FB Bisher | Mehrbedarf
Auft. / Inv. verfugbar
EUR EUR

6 [542900 |1.11.09.03 Andere I 7.486,00 2.700,00
sonst.Aufwendungen /
Steuern u. Abgaben

7 1544800 (1.11.09.02 EWB Forderungen / Fi- I 0,00 6.700,00
nanzbuchhaltung

8 544600 [ 11911 Einstellung Sonderposten / I 92.500,00| 170.000,00
Gewerbegebiet

9 (526610 [ 11911 Wareneinsatz / Gewerbe- I 123.000,00| 308.000,00
gebiet

10544600 | 1.54.17.01.02 Einstellung Sonderposten / I 0,00 84.008,00
Winterdienst

11544600 |1.54.17.01.01 Einstellung Sonderposten / I 0,00 650,00
Kehrdienst

Erlauterungen:

Zul:

Zu 2:

Zu 3 u. 4:

Zu5u. 8:

Zu 6:

Die Mittel wurden fir Buchungs- und Abgrenzungskorrekturen im Jahresab-
schluss benotigt. Des Weiteren sind erhdhte Aufwendungen fur Fortbildungskos-
ten der Ratsmitglieder entstanden, so dass die Kosten fir die Ratsweihnachtfeier
nicht gedeckt waren.

Der auRerplanmé&fRige Bedarf ergab sich im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten.
Als Gegenposition zur Rechnungsstellung an StraBen NRW muss auch der Wa-
reneinsatz verbucht werden.

Auf die von der HEG Verwaltungs GmbH abgefiihrten Jahresiiberschiisse 2014
sind Kapitalertragsteuer und Solidaritatszuschlag zu zahlen. Da der Aufwand
nicht eingeplant war wurden entsprechende auflRerplanméRige Mittelbereitstel-
lungen erforderlich.

Der Sonderposten fir das Gewerbegebiet Winterhagen-Scheideweg muss im
Rahmen der Jahresabschlussarbeiten angepasst werden. Hierzu erfolgt eine detail-
lierte Berechnung des Prozentsatzes der verauBerten Flache zu der GrolRe des
Baugebietes. Des Weiteren wird ein Bezug dieses Prozentsatzes zum gesamt er-
mittelten Sonderposten hergestellt. Die eingeplanten Mittel reichten nicht aus.

Durch das gute Ergebnis der Hundebestandsaufnahme fiel die Schlussrechnung

hoher aus. Die Abrechnung erfolgt spitzgenau nach den tatsdchlich gefundenen
Hunden.
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Zu’:

Zu9:

Zu 10:

Zu 11:

Nach § 32 GemHVO ist die Gemeinde gesetzmaRig verpflichtet, im Rahmen des
Jahresabschlusses das Vermdgen und die Schulden zum Abschlussstichtag ein-
zeln zu bewerten. Durch die Vollstreckungsbehdrde werden Einschéatzungen vor-
genommen, in welcher HOhe Forderungsanspriche noch realisiert werden kon-
nen.

Die Anschaffungskosten des Umlaufvermégens missen im Rahmen der Jahres-
abschlussarbeiten an die VerkaufserlGse angepasst werden.

Die Gebuhrenabrechnung fir den Winterdienst erfordert eine Einstellung in den
Sonderposten.

Die Gebuhrenabrechnung fir den Kehrdienst erfordert eine Einstellung in den
Sonderposten.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Deckung der dargestellten Gber- und auf3erplanmaiiigen Aufwendungen und Auszahlun-
gen erfolgt durch:

Zul:

Zu 2:

Zu 3 u. 4:

Zu5u. 8:

Zu 6:

Zut:

Zu9:

Minderauszahlungen bei Kto. 543700, Prod.1.11.02.10.01 ,,Géstebewirtung u.
Représentation Verwaltungsfiihrung*

Mehrertrage bei Kto. 451600, Kostenstelle 11610 ,,VerduBerung von Grundsti-
cken im Umlaufvermdgen, Gemeindestralen

Mehrertrage bei Kto. 469100, Prod. 1.11.06.40.01 ,Ertrige aus Gewinnbeteili-
gungen Verr. allg. HEG Verwaltungs GmbH*

Mehrertriage bei Kto. 458300 Kst.11911 ,,Auflésung von Riickstellungen, Gewer-
begebiet*

Minderausgaben bei Kto. 548200 Prod. 1.11.06.40.01 ,, Korperschaftssteuer,
Verr.Allg. HEG*

Minderausgaben bei Kto. 552800 Prod. 1.61.02.01.01 ,,Zinsen Liquiditétskredite,
Allg. sonstige Finanzwirtschaft*

Minderausgaben bei Kto. 552800 Prod. 1.61.02.01.01 ,,Zinsen Liquiditétskredite,
Allg. sonstige Finanzwirtschaft®.

Minderausgaben bei Kto. 552800 Prod. 1.61.02.01.01 ,,Zinsen Liquiditétskredite,
Allg. sonstige Finanzwirtschaft*.

Mehrertrdge bei Kto. 451600 Kst. 11911 ,,VerduBerung von Grundstiicken im
Umlaufvermdgen, Gewerbegebiet*
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Zu 10: Minderausgaben bei Kto. 534200 Prod. 1.61.01.01.01 ,,Fonds Dt. Einheit,
Allg.Steuern, Zuweisungen u. Umlagen*
Minderausgaben bei Kto. 548300 Prod. 1.42.03.80.01 ,Kapitalertragssteuer,
Verr.Allg. Betrieb Freizeitbad*

Zu 11: Minderausgaben bei Kto. 548400 Prod. 1.61.02.01.01 ,, Solidaritdtszuschlag,
Allg.sonstige Finanzwirtschaft®

Beteiligte Fachbereiche:

FB

Kenntnis
genommen

Burgermeister 0.V.i.A. Heike Otto

118



	Sitzungsdokumente
	Einladung Rat

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  2 Neubesetzung von Ausschüssen
	Vorlage  RB/3004/2016

	TOP Ö  3 Stadtbibliothek - Änderung der Benutzungsordnung
	Vorlage  FB II/2972/2016
	Entwurf Benutzungsordnung Stadtbibliothek (Rat)  FB II/2972/2016
	Entwurf Benutzungsordnung Stadtbibliothek Synopse (Rat)  FB II/2972/2016

	TOP Ö  4 Beirat für die Förderschule Nordkreis
	Vorlage  FB II/3015/2016

	TOP Ö  5 Abwägungs- und Satzungsbeschluss 7. Änderung Bebauungsplan Nr. 44A Käfernberg
	Vorlage  FB III/2979/2016
	Planentwurf  FB III/2979/2016
	Entwurf Begründung  FB III/2979/2016
	Entwurf textliche Festsetzungen  FB III/2979/2016
	Umweltbericht  FB III/2979/2016
	landschaftspflegerischer Fachbeitrag  FB III/2979/2016
	Artenschutzrechtliche Vorprüfung  FB III/2979/2016
	Abwägungstabelle  FB III/2979/2016

	TOP Ö  6 Bestellung einer Betriebsleiterin für den Betrieb "Freizeitbad Hückeswagen"
	Vorlage  RB/3011/2016

	TOP Ö  7 Satzungsänderung der Oberbergischen Aufbau Gesellschaft mbH
	Vorlage  RB/2977/2016
	Synopse Satzungsänderung OAG  RB/2977/2016

	TOP Ö  8 Kenntnisnahme über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen
	Vorlage  FB I/3018/2016



